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Editorial

Der Zusammenbruch des Sowjetimperiums ließ das herrschende Narra­
tiv des 20. Jahrhunderts, insbesondere das Bild des Zweiten Weltkriegs 
und der Nachkriegszeit, über Nacht überholt erscheinen. 1991 traf sich 
in Wien am Institut für die Wissenschaften vom Menschen eine Gruppe 
von Historikern aus dem Westen und aus Osteuropa, um über eine euro­
päische Geschichtsschreibung nach dem Ende der Teilung Europas nach­
zudenken. Daraus erwuchs das Forschungsprojekt Rethinking Post-War 
Enrope, das von 1993-1998 unter der Leitung des Historikers Tony Judt 
am IWM verfolgt wurde. Es markiert einen Paradigmenwechsel in der 
Historiographie des 20. Jahrhunderts.

Wie Judt damals schrieb, geht es seit 1989 darum, »nicht nur die Fol­
gen der Teilung Europas und der Spaltung der Vergangenheit in eine 
Vor- und eine Nachkriegsgeschichte zu überwinden, sondern auch eine 
viel gefährlichere Kluft: die wechselseitige Ignoranz der nationalen Ge­
schichtsschreibungen. Denn sie verhindert die Herausbildung eines für 
die Zukunft notwendigen neuen Geschichtsverständnisses und -bewusst- 
seins, das sich unserer gemeinsamen europäischen Vergangenheit stellt. 
Wie diese neue Geschichte aussehen wird, wissen wir noch nicht.»1 Mit 
seinem 2005 erschienen Buch Postwar: A History o f Europe since 1945, 
schon heute ein Klassiker, hat diese Geschichte Gestalt angenommen, und 
eine neue Generation von Historikern arbeitet weiter an ihr.2

Tony Judt starb am 6. August 2010. Dieses Heft ist seinem Gedächtnis 
gewidmet. Timothy Snyders Essay würdigt Leben und Werk des bri­
tischen Historikers und dient zugleich als Einleitung zu einem Text, den 
die beiden gemeinsam verfasst haben. Es handelt sich um das sechste, 
der Begegnung mit Osteuropa gewidmete Kapitel aus Judts Erinne­
rungen an die Stationen seines Lebens, denen sich jeweils ein Gespräch 
anschließt, das persönliche Erfahrungen mit der Tiefenstruktur des 20. 
Jahrhunderts verknüpft. Dieses Werk, halb Autobiographie, halb zeit­
geschichtliche Reflexion, konnte im Sommer 2010 abgeschlossen wer
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den und wird im nächsten Jahr unter dem Titel Thinking the Twentieth 
Century erscheinen.

Tony Judt war nicht nur ein gelehrter Historiker, sondern auch ein emi­
nent politischer Kopf. In seinen letzten Jahren plädierte er leidenschaftlich 
für die Erneuerung der Sozialdemokratie. In seinem viel beachteten New 
Yorker Vortrag vom Oktober 2009 sagte er, dass die Aufgabe »radikaler 
Dissidenten heute« darin bestehe, an die sozialen Errungenschaften des 
20. Jahrhunderts zu erinnern. In unserem »neuen Zeitalter der Ungewiss­
heit« habe die politische Linke etwas zu bewahren. »Die Anstrengungen 
eines ganzen Jahrhunderts aufzugeben, ist Verrat nicht nur an denen, die 
vor uns da waren, sondern auch an künftigen Generationen.«3

Um unser »Zeitalter der Ungewissheit« und die Tragfähigkeit der sozi­
alen Solidarität geht es auch im Schwerpunkt des vorliegenden Heftes.4 
Wie können wir auf die gegenwärtige Krise des Kapitalismus antworten? 
Das Versagen der Märkte und die wachsende Ungleichheit stellen eine 
Herausforderung für Demokratie und Sozialstaat dar, die sich vielleicht 
am deutlichsten im gegenwärtigen Aufstieg des Populismus auf beiden 
Seiten des Atlantiks zeigt.

Der einleitende Essay von Cornelia Klinger legt die Voraussetzungen 
des modernen, in sich spannungsvollen Begriffs der Gerechtigkeit frei, der 
sich aus den drei Parolen der Französischen Revolution: Freiheit, Gleich­
heit und Brüderlichkeit ableiten lässt. Claus Offe untersucht das Konzept 
der »shared social responsibility« als Leitprinzip für eine europäische so­
ziale Ordnung. Ulrich K. Preuß diagnostiziert die gegenwärtige Situation 
als Krise eher des durch die Globalisierung geschwächten Staates denn 
als eine des Kapitalismus, dessen Zähmung dem Staat nicht mehr gelin­
gen will.5 Während Jacques Rupnik die Schwierigkeiten der postkom­
munistischen Länder untersucht, das mittlerweile selbst in Turbulenzen 
geratene westliche Modell zu adaptieren, versuchen Robert Kuttner und 
Katherine S. Newman zu erklären, warum die demokratische Linke in 
den USA (und anderswo) von der gegenwärtigen Krise in die Defensi­
ve getrieben wurde, statt von ihr zu profitieren. Frydman und Goldberg 
machen die herrschende Markttheorie für den Kollaps des Finanzmarkts 
verantwortlich: Ihre Anhänger haben, so die Autoren, in ihrem Glauben 
an die Rationalität des Marktes die Fehler der Planwirtschafts-Ideologen 
wiederholt, mit ähnlich fatalen Folgen. Eine derartige »Anmaßung von
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Wissen« hätte auch Friedrich von Hayek verdammt. Jan-Werner Mül­
ler zeigt in seiner abschließenden Würdigung, warum dieser Denker des 
Liberalismus keineswegs überholt ist.

Der diesjährige Nobelpreis ging an den peruanischen Romancier und öf­
fentlichen Intellektuellen Mario Vargas Llosa. Wir nehmen dies zum An­
lass, seine Jan Patocka-Gedächtnisvorlesung wiederabzudrucken, die er 
1993 in Wien gehalten hat. Llosas radikale Kritik des Nationalismus hat 
vor dem Hintergrund der gegenwärtigen Entwicklungen nichts an Aktua­
lität eingebüßt.

Den photographischen Essay dieses Heftes hat der deutsche Künstler 
Tobias Zielony gestaltet. Er gehört zu einer neuen Generation von Pho­
tographen, die eine Erneuerung der klassisch dokumentarischen Photo­
graphie anstreben. Zielony porträtiert Jugendliche in den Vorstädten von 
Marseille, in Halle-Neustadt, Bristol oder Neapel. Mit seinen Bildern 
von Ausgegrenzten hat er eine Metapher für jene Orte gefunden, an de­
nen der Sozialstaat nicht mehr greift. Dabei steht weniger die Dokumen­
tation der realen Verhältnisse im Zentrum, als vielmehr die Selbstinsze­
nierung der Protagonisten, die eine dichte Atmosphäre entstehen lässt. 
Den Hintergrund der Serie in diesem Heft bildet Trona, eine Kleinstadt 
am Rande des Death Valley, die einst ein urbanes Vorzeigeprojekt war. 
Seit der Schließung einer großen Chemiefabrik ist sie durch Arbeitslo­
sigkeit gezeichnet und zu einem ein Ort der Tristesse geworden, der sich 
selbst überlassen ist.

Wien, im Oktober 2010

Anmerkungen

1 Tony Judt, »Europas Nachkriegsgeschichte neu denken«, in: Transit 15 (1998) 
Vom Neuschreiben der Geschichte. Erinnerungspolitik nach 1945 und 1989, S. 3- 
11. www.iwm.at/transit_online.htm

2 Zu ihnen zählt Timothy Snyder, der am IWM den Forschungsschwerpunkt Ver­
eintes Europa -  Geteilte Geschichte leitet. Vgl. das 2009 unter demselben Titel er­
schienene Heft 38 von Transit sowie sein Buch Bloodlands: Europe BeEween Hitler 
and Stalin, New York 2010.

3 »Was ist lebendig und was tot an der sozialen Demokratie?«, in: Berliner Republik,

http://www.iwm.at/transit_online.htm
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2 (2010), www.b-republik.de. Der ausgearbeitete Vortrag erschien 2010 unter dem 
Titel III Fares the Land. A Treatise on Our Present Discontents bei Penguin.

4 Ein Teil der Beiträge geht zurück auf die Konferenz On Solidarity V: Social Solida­
rity and the Crisis o f Economic Capitalism, die das IWM am 16. und 17. Oktober 
2009 im Rahmen seines Forschungsschwerpunkts Ursachen von Ungleichheit /  
Soziale Solidarität organisiert hat.

5 Zum ersten Mal publiziert Transit hier Beiträge in englischer Sprache. Sie werden 
auch in Zukunft die Ausnahme bleiben.

http://www.b-republik.de
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Timothy Snyder
TONY JUDT EINE INTELLEKTUELLE REISE1

Als ich Tony Judt vor 20 Jahren zum ersten Mal begegnete, war er gerade 
auf dem Weg zum Zug. Anstatt wegzufahren, aß er jedoch mit zwei Stu­
denten der Brown University in Providence zu Mittag. Behutsam gab er 
den beiden jungen Männern, die zwischen Journalismus und Geschichte 
schwankten, Karrieretipps. Ich möchte natürlich nicht behaupten, dass 
jeder, der jemals mit Tony gegessen hat, entweder Historiker wurde, so 
wie ich, oder den Pulitzer-Preis gewann, so wie Gareth Cook. Vielmehr 
geht es mir um den außergewöhnlich großzügigen Umgang, den Tony mit 
seiner Zeit pflegte -  insbesondere wenn es um junge Menschen ging. Auf 
eine kurze Bitte um Rat erhielt man mitunter eine mehrseitige, sorgfältig 
ausgearbeitete Antwort. Tony schrieb Dutzende von Empfehlungsschrei­
ben für Leute, die formal nicht einmal seine Studenten waren, und organi­
sierte Konferenzen, auf denen jüngere mit etablierteren Wissenschaftlern 
zusammentrafen. In seinem Remarque Institute an der New York Univer­
sity war Leistung ein deutlich wichtigeres Aufnahmekriterium als Ruhm.

Man kann in Tony Judt im Verlaufe seines Lebens eigentlich zwei Histo­
riker sehen: zunächst einen aus der Arbeiterklasse stammenden Marxisten 
mit englisch-jüdischem Hintergrund, der seine Ausbildung in Cambridge 
und an der Ecole Normale in Paris absolvierte und vier hervorragende 
Bücher über die französische Linke verfasst hat; später dann einen großen 
New Yorker Gelehrten, der neben einer fulminanten Geschichte Nach­
kriegseuropas auch bemerkenswert klare Studien über einige führende 
europäische Intellektuelle geschrieben hat, darunter Albert Camus und 
Leszek Kolakowski. Das Bindeglied zwischen diesen beiden Stadien war 
Past Imperfect, Tonys eloquente Kritik der Pariser Intellektuellen nach 
dem Zweiten Weltkrieg, die 1992 erschien. Auf den ersten Blick war dieses 
Buch eine genaue Untersuchung des Kommunismus von Jean-Paul Sartre 
und des politischen Narzissmus der Rive Gauche-Intellektuellen, die den 
Stalinismus feierten, aber die Augen vor seinen Folgen in Osteuropa ver­
schlossen. Auf einer tieferen Ebene war das Buch die Abkehr eines fran­
zösischen Marxisten von seiner eigenen Tradition.
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Tony hatte sein erstes Buch, La reconstruction du parti socialiste, 1921- 
1926, auf Französisch verfasst. Ein französischer Kritiker stellte treffend 
fest, dass Fast Imperfect sich lese wie die Auseinandersetzung eines leben­
den französischen Intellektuellen mit seinen toten Kollegen. Im Grunde 
war dieses Buch Tonys erster Versuch einer Geschichtsphilosophie, die 
den Untergang des Marxismus und der anderen großen politischen und 
intellektuellen Systeme des 20. Jahrhunderts überleben sollte. Als er sich 
von den französischen Marxisten distanzierte, widerstand er der Versu­
chung, den Marxismus durch eine andere Quelle intellektueller Autorität 
zu ersetzen. Während andere Intellektuelle seiner Generation den Mar­
xismus gegen etwas anderes austauschten, das wie sein Gegenteil erschien 
-  etwa den Markt -  verwarf Tony den Gedanken, dass dem historischen 
Wandel eine einzige Erklärung zugrunde liegen könnte.

Past Imperfect war möglich, weil Tony in den 1980er Jahren eine Art 
mentale Reise durch Osteuropa unternommen hatte -  ganz entgegen dem 
Trend seines Berufsstandes, der ungeachtet der Umwälzungen in Osteu­
ropa westlich orientiert blieb, und im Gegensatz zur Geschichte seiner 
Familie, die das Russische Reich in Richtung Westen verlassen hatte. Die­
se intellektuelle Reise war fruchtbarer, wenn auch weniger dramatisch als 
Tonys Begegnungen mit dem jüdischen Staat. Sein jugendlicher Zionismus 
war eine halbherzige Rebellion gegen seine Eltern, die wollten, dass er in 
England studierte; seine spätere Kritik an Israel war, unter anderem, auch 
eine Art Selbstkritik. Interessanter hingegen ist, wie er um die Mitte sei­
nes Lebens am intellektuellen Geschehen Osteuropas teilnahm, was sei­
nen Bruch mit dem Marxismus beschleunigte und ihm eine umfassendere 
Sichtweise auf den Kontinent ermöglichte. Tony war 1948 geboren und 
gehörte somit derselben Generation an wie die rebellischen polnischen 
Intellektuellen, viele von ihnen ebenfalls jüdischer Abstammung, die ge­
schlagen, eingesperrt und 1968 als Opfer einer antisemitischen Kampa­
gne aus dem kommunistischen Polen vertrieben wurden. Einige dieser 
Menschen -  vor allem Jan Gross, Irena Grudzinska-Gross und Barbara 
Torunczyk -  freundeten sich in den 1980er Jahren mit ihm an, wodurch 
ihre Geschichte in einem entscheidenden Sinn auch zu seiner Geschichte 
wurde.

1968 war Tony noch Zionist und Marxist. Seine polnischen Freunde 
waren nie Zionisten gewesen (obwohl sie vom kommunistischen Regime 
als solche bezeichnet wurden), und sie hatten ihre intellektuelle Abkehr
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vom Marxismus deutlich vor ihm begonnen. 1968, im Alter von 20 Jahren, 
nahm Tony an Studentendemonstrationen in Paris, London und Cam­
bridge teil. Nach einer Antikriegsdemonstration in Cambridge trabte er 
ins King’s College zurück, plauderte auf dem Weg mit einem Polizisten 
und hoffte, noch vor der Essensglocke den Speisesaal zu erreichen. Zwei 
Jahrzehnte später, mit nunmehr 40 Jahren, sah Tony, wie sehr sich diese 
Situation von der in Warschau unterschied, wo die Polizei Schlagstöcke 
einsetzte. Die Erfahrungen seiner osteuropäischen Freunde begannen, 
seine eigenen zu überlagern und halfen ihm, sein Verständnis von Nach­
kriegseuropa zu vertiefen. Angesichts der Tatsache, dass der Vater seines 
Vaters in Warschau zur Welt gekommen war und dass im Warschauer 
Ghetto auch Mitglieder der Familie Judt lebten, vermochte sich Tony 
vorzustellen, dass auch sein Leben so hätte verlaufen können wie das sei­
ner Freunde. In den 1980er Jahren lehrte Tony in Oxford, ebenso wie 
der polnische Philosoph Leszek Kolakowski, der 1968 zur intellektuellen 
Inspirationsquelle für die Studenten seines Landes geworden war. Uber 
Kolakowskis Meisterwerk, Die Hauptströmungen des Marxismus, das wie 
kein anderes Buch den Glauben an den Marxismus erschütterte, hat Tony 
2006 im New York Review o f Books einen brillanten Essay geschrieben.1

Nach dem Ende des Glaubens an umfassende Erklärungen zogen sich 
viele Historiker auf hochspezialisierte Gebiete zurück. Tony hingegen 
wählte, als er sich in den 1990er Jahren darauf vorbereitete, Postwar zu 
schreiben, einen schwierigeren Weg. Ähnlich wie Isaiah Berlin, ein wei­
terer in Oxford tätiger, einflussreicher Zeitgenosse, erkannte auch er die 
der Geschichte innewohnende, irreduzible Vielfalt an und versuchte, die­
ser Vielfalt in einer überzeugenden, in sich stimmigen und wahren Dar­
stellung gerecht zu werden. Tony brachte nicht nur Ost- und Westeuro­
pa zusammen, sondern auch Skandinavien und den Mittelmeerraum. Er 
schrieb gleichermaßen kompetent über Wirtschaft, Gesellschaft, Politik 
und Kultur. Spezialgebieten zollte er Respekt, indem er ihre immense Li­
teratur bewältigte und sie auf elegante Weise in seiner Darstellung zusam­
menführte.

Tony war ein Kosmopolit, und doch verbarg sich hinter den Sprachen, 
die er beherrschte, und seinem stupenden Wissen ein gewisses Unbe­
hagen. Als der ehemalige Chef des DDR-Auslandsnachrichtendienstes, 
Markus Wolf, ihn einmal auf einer Konferenz in Berlin nicht ohne Arg­
list bat, eine Frage auf Deutsch zu wiederholen, kam Tony dieser Bitte
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mit einem für ihn untypischen Zögern nach. Nachdem ich einen Großteil 
der vergangenen zwei Jahre auf die Arbeit an seiner Biographie verwandt 
habe, glaube ich nun den ersten Satz zu kennen, den Tony je auf Deutsch 
gesprochen hat. Es war 1960, als er -  gerade zwölf Jahre alt -  und sei­
ne Eltern auf dem Weg in den Sommerurlaub eine Nacht in Deutschland 
verbringen mussten. Seine Familie bestand väterlicherseits aus osteuro­
päischen Juden, die sich in Belgien niedergelassen hatten. Viele von ihnen 
wurden im Holocaust ermordet. Tony selbst erhielt seinen Namen im 
Angedenken an Toni Avegael, eine in Auschwitz umgekommene Cousine 
seines Vaters. Tonys Vater brachte es nicht über sich, mit den Deutschen 
an der Hotelrezeption zu sprechen, weshalb er seinen Sohn anwies zu 
sagen: »Mein Vater will eine Dusche«. In seiner Erziehung war der H o­
locaust, so Tony in der Biographie, überall und nirgends, ungreifbar wie 
ein Dunstschleier.

Dasselbe Bild trifft auf die Präsenz und die Abwesenheit des Holocaust 
in Tonys Geschichtsschreibung zu. Alle seine frühen Bücher über die 
französische Linke stellten, und sei es nur implizit, die Frage: Musste das 
geschehen? Hätte anstelle des Nationalsozialismus nicht auch der Sozia­
lismus obsiegen können? Hätte nicht auch Frankreich anstelle Deutsch­
lands die Oberhand gewinnen können? War eine aufgeklärte Politik nicht 
dennoch möglich? Selbst in Past Imperfect hatte Tony nur wenig über die 
französische Erfahrung der deutschen Besetzung und über die Verbrechen 
von Vichy zu sagen. In Postwar sparte er den Holocaust mehr oder we­
niger aus der Geschichte aus; in seiner Schlussbetrachtung kommentierte 
er mehr das Gedenken an den Holocaust, als dass er sich auf das Ereignis 
selbst konzentriert hätte. Ähnlich wie viele andere Historiker seiner Ge­
neration, schrieb auch Tony eine Zeit lang so, als glaube er, man könne 
die großen Themen der intellektuellen und politischen Geschichte des 
letzten Jahrhunderts losgelöst vom Holocaust behandeln. Zuletzt wurde 
ihm aber klar, dass sieb der Massenmord an den europäischen Juden jeder 
Darstellung dieser Geschichte unabweisbar aufdrängt. Als seine tödliche 
Krankheit ausbrach, bereitete er sich gerade darauf vor, eine intellektuelle 
Geschichte des 20. Jahrhunderts zu schreiben, die dessen zentraler Tragö­
die Rechnung tragen sollte. Erst ganz am Ende schloss Tony den Kreis mit 
dem Buch, das er in der kurzen verbleibenden Zeit verfasste.

Tony nutzte seine furchtbare Krankheit dazu, seine wenigen intellektu­
ellen Grenzen zu überschreiten. Als 2008 ALS diagnostiziert wurde, hatte
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Tony einen Lehrstuhl inne, leitete ein Institut und war ein anerkannter 
Historiker und öffentlicher Intellektueller. All dies hatte er auf seine eige­
ne Weise erreicht. Er rebellierte, wann es ihm gefiel und gegen wen es ihm 
gefiel, und definierte sich stets als Außenseiter. Mein Eindruck ist, dass 
seine Krankheit die Unterscheidung zwischen Insider und Outsider, die 
Tonys gesamtes Leben geprägt hatte, weniger wichtig erschienen ließ. Seit 
er in seinem eigenen Körper gefangen war, kam er mehr aus sich heraus, 
als er es je zuvor getan hatte. Er hatte seine private Seite immer eher ver­
borgen und achtete zudem seit einer früheren Krebserkrankung sehr auf 
seine äußere Erscheinung; nun aber legte er sowohl seinen körperlichen 
Verfall als auch seine komplizierte Biographie bloß.

Ende 2008 willigte Tony ein, mit meiner Hilfe ein umfangreiches Buch 
über sein Leben und das Geistesleben des 20. Jahrhunderts zu verfassen. 
Dieses Werk, das die zentralen Strömungen im Denken des vergangenen 
Jahrhunderts reflektiert, offenbart, wie ich finde, lebendiger als alles, was 
Tony zuvor schrieb, sein enormes Wissen. Beim Schreiben verbanden sich 
Tonys großer Stolz mit seiner ebenso großen Bescheidenheit. Als wir nach 
sechs Monaten unsere Gespräche abschließen konnten, begann er, auch 
wieder selbständig zu arbeiten; er diktierte kurze Essays, die er im New  
York Review veröffentlichte. Am 19. Oktober hielt er an der New York 
University eine Vorlesung über die Sozialdemokratie, die er dann schnell 
zu dem Buch IU Fares the Land ausarbeitete. Wir schlossen Thinking the 
Fwentieth Century im Juli 2010 ab, wenige Wochen vor seinem Tod.

Als ich Tony zuletzt schrieb, kurz vor seinem Tod, war ich gerade von 
einem Ausflug mit dem Zug von Wien nach Krems zurückgekehrt. Tony 
erzählte mir, dass er einmal die gleiche Reise mit einem seiner Söhne un­
ternommen habe, und so schrieben wir uns E-Mails über Zugreisen mit 
kleinen Jungen entlang der Donau. Mit Thinking the Twentieth Century 
hat Tony eines der beiden Buchprojekte verwirklicht, die ihm besonders 
am Herzen lagen. Das zweite, Locomotion, drehte sich um das Reisen mit 
dem Zug. Gerade weil er sich seiner jüdischen Kindheit in London auf 
unsentimentale Weise erinnerte, empfand er große Nostalgie für britische 
Züge. Die Schule, die er als Junge besuchte, lag zwischen den Bahngleisen, 
die von der Victoria Station und der Waterloo Station kamen und zu einer 
imaginären Flucht einluden. Als er ein Teenager war, nahm er gern sein 
Fahrrad, setzte sich in einen Zug irgendwohin und verbrachte den Tag mit 
Erkundungen. Damals dachte er, er laufe weg; doch mit der Zeit verstand
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er, dass er gemeinsam mit anderen reiste. Die Eisenbahn schien ihm eine 
glückliche Metapher für den Wohlfahrtsstaat: Die individuelle Dienstlei­
stung, die sie dem Reisenden bietet, macht diesem zugleich bewusst, dass 
er Teil einer Gesellschaft ist.

Tony erzählte mir, dass seine Krankheit ihn auch deswegen traurig ma­
che, weil er nie wieder auf einem Bahnsteig würde stehen können -  mit 
ungewissem Ziel, aber mit der Gewissheit vorwärts zu kommen. Doch 
selbst als er sich nicht mehr rühren konnte, war Tony doch ständig in Be­
wegung: durch eine beispiellose Bibliothek erinnerter Bücher eilend, um 
dann nach Aussichtspunkten auf ein bewundernswertes Leben zu suchen. 
Er machte dabei stets die Grenzen der anderen sichtbar, und ging doch 
immer mit gutem Beispiel voran, indem er seine eigenen überwand.

Aus dem Englischen von Dirk Hofmann

Anmerkungen der Redaktion

1 Dieser Text erschien zuerst unter dem Titel »Tony Judt: An Intellectual Journey« 
am 31. August 2010 im Blog des New York Review o f Books, www.nybooks.com/ 
blogs/nyrblog/. Abgedruckt mit freundlicher Erlaubnis des New York Review of 
Books. © 2010 NYREV, Inc.

2 »Goodbye to All That?«, in: The New York Review of Books, vol. 53, nr. 14, Sep­
tember 21, 2006; dt. erschienen unter dem Titel »Dem allen Lebewohl? Kolak- 
owskis Hauptströmungen des Marxismus heute gelesen«, in: Transit. Europäische 
Revue, Nr. 34 (2008).

http://www.nybooks.com/
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Tony Judt mit Timothy Snyder 
MEIN OSTEUROPA1

1979 kehrte ich aus Kalifornien heim in das Land Margaret Thatchers, 
die im selben Jahr Premierministerin geworden war und bis Ende 1990 
im Amt bleiben sollte. In Berkeley noch befasst mit den -  wie mir 
schien -  rea-litätsfremden kulturzentrierten Fragestellungen der post­
marxistischen akademischen Linken, fand ich mich plötzlich mit einer 
politisch-ökonomischen Revolution konfrontiert, die von rechts ausging.

Gewisse Errungenschaften der Linken bzw. der Sozialdemokratie er­
schienen mir damals selbstverständlich. In dem von Thatcher geprägten 
Großbritannien der achtziger Jahre musste ich erleben, wie leicht sich 
dieses Erbe der Vergangenheit abwickeln und zu Grunde richten ließ. Die 
großen Errungenschaften des sozialdemokratischen Konsenses aus der 
Mitte des zwanzigsten Jahrhunderts -  auf Leistung statt auf Herkunft 
setzende Bildung, freier Zugang zu den Hochschulen, ein staatlich sub­
ventioniertes öffentliches Verkehrssystem, eine funktionierende natio­
nale Gesundheitsversorgung, staatliche Förderung der Künste und vieles 
mehr -  das alles ließ sich demontieren. Das Programm Thatchers folgte 
einer bestechenden Logik: In Zeiten des postimperialen Niedergangs 
könne Großbritannien das Niveau der Sozialausgaben früherer Tage nicht 
länger aufrechterhalten. Mein Widerstand dagegen erklärte sich nicht nur 
aus den offensichtlich hohen sozialen Kosten, die eine solche Politik nach 
sich zieht, sondern entsprang auch neuen politischen Einsichten, die ich 
in jener Zeit gewann. Danach musste jede Logik dieser Art letzten Endes 
scheitern.

Auf meiner neuen Stelle in Oxford sollte ich Politik lehren, und das 
verlangte mir sowohl analytisches als auch normatives Denken ab und 
bot mir Gelegenheit, mich in beiderlei Hinsicht weiterzubilden; die 
distanziertere Sicht des Historikers konnte ich, zumindest teilweise, bei­
seite lassen. Ich befasste mich (oft zum ersten Mal) mit Autoren wie John 
Rawls, Robert Nozick und Ronald Dworkin -  wie auch mit den Klassi­
kern liberalen und konservativen Denkens. Zum ersten Mal war ich genö­
tigt, mich systematisch in der Begrifflichkeit konkurrierender politischer
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Erklärungsansätze zu bewegen. Ich musste mich nicht mehr vornehmlich 
mit den Unzulänglichkeiten des Marxismus auseinandersetzen; alle poli­
tischen Theorien waren, wie mir jetzt schien, ihrer eigensten Natur nach 
voreingenommene und unvollständige Darstellungen der Komplexität 
menschlicher Verhältnisse... und das war auch gut so.

Ich wurde zum Pluralisten, in dem Sinn, wie Isaiah Berlin den Begriff 
gebraucht. Tatsächlich waren es jene Jahre, in denen ich mich mit Berlins 
Schriften vertraut machte, auch wenn ich einige der bekannteren Essays 
bereits früher rezipiert hatte. (Mit Berlin selbst hatte ich in Oxford so gut 
wie keinen Verkehr: Ich traf nur ein paar Mal kurz mit ihm zusammen; 
meine Verbundenheit mit ihm war rein intellektueller Natur.)

Praktisch gesehen, ist die wichtigste Lektion, die Berlin für die zeitge­
nössische politische Analyse und Diskussion anbietet, die Einsicht, dass 
alle politischen Entscheidungen ihren realen und unvermeidlichen Preis 
haben. Die Frage ist nicht, ob es bei den Entscheidungen, die man trifft, ein 
Richtig oder Falsch gibt, und auch nicht, ob die »richtige« Entscheidung 
darin bestehen soll, die schlimmsten Fehler zu vermeiden. [...] Wie in den 
meisten anderen Lebensbereichen schließen auch in der Welt der Politik 
Entscheidungen, die diesen Namen verdienen, Gewinne und Verluste ein.

Wenn es kein eindeutig Gutes gibt, dann gibt es wahrscheinlich auch 
keine Analysemethode, die allein all die verschiedenen Formen des Guten 
erfassen, und keine politische Logik, die allein die gesamte Ethik beherr­
schen könnte. Diese Einsicht erschloss sich nicht ohne weiteres durch die 
Kategorien oder Methoden des zeitgenössischen politischen Denkens auf 
dem europäischen Kontinent. In der Tradition jenes Denkens herrschte die 
Vorstellung von absoluten Vorteilen und vernachlässigbaren Nachteilen 
vor: Politische Argumente hatten hier die Qualität von Nullsummen­
spielen. Es gab gute und schlechte Systeme und Zielsetzungen, richtige 
und falsche Entscheidungen, die aus nicht minder richtigen oder falschen 
Prämissen folgten. Im Lichte dieser Denkweise, verstärkt durch die noch 
nicht weit zurückliegende Erfahrung des totalen Kriegs, erschien Politik 
als eine Sache des Alles-oder-Nichts, eine Entscheidung zwischen Sieg 
oder Niederlage, ein Spiel um Leben oder Tod, und Pluralismus konn­
te nur ein Kategorienfehler sein, eine bewusste Täuschung oder eine tra­
gische Illusion.

Es war auch in jenen Jahren, dass ich die beste jemals erschienene Kri­
tik des Marxismus las. Im Jahre 1979, als Main Currents o f Marxism er­
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schien,2 wusste ich wenig über die politische und intellektuelle Geschichte 
Polens, auch wenn ich bereits in den sechziger Jahren von Leszek Kola- 
kowski gehört hatte, damals noch der führende revisionistische Marxist 
in Polen. 1968 verlor er seinen Lehrstuhl für Philosophiegeschichte an der 
Universität Warschau, nachdem ihm von der kommunistischen Führung 
nicht zu Unrecht vorgeworfen worden war, der Mentor einer Generation 
rebellischer Studenten zu sein. Seine Ausreise aus Polen markiert präzise 
den Zeitpunkt, an dem der Marxismus aufhörte, eine ernstzunehmende 
geistige Macht in Kontinentaleuropa darzustellen. Kolakowski landete 
schließlich im Oxforder All Souls College, wo ich ihn kennen lernte, kurz 
nachdem die englische Übersetzung von Main Currents erschienen war. 
Diese drei Bände sind ein Denkmal ideengeschichtlicher Gelehrsamkeit. 
Ich staunte über die schiere Dimension des Unternehmens und war tief 
beeindruckt, wie ernsthaft Kolakowski sich mit einer Lehre auseinander­
setzte, deren politische Unglaubwürdigkeit er doch aufzuzeigen beab­
sichtigte.

Kolakowski war davon überzeugt, dass der Marxismus, zumal in seiner 
Blütezeit, es verdiene, dass man sich geistig mit ihm auseinandersetzt, zu­
gleich aber entbehrte er in seinen Augen der politischen Perspektive und 
des moralischen Werts. Diese Sicht machte ich mir schließlich zu eigen. 
Nachdem ich Kolakowski gelesen hatte, der im Leninismus eine plausible, 
wenn nicht gar zwingende Interpretation der Marxschen Lehre sah (und 
jedenfalls die einzig politisch erfolgreiche, die wir kennen), fiel es mir zu­
nehmend schwerer, jene Unterscheidung zwischen marxistischem Den­
ken und sowjetischer Wirklichkeit aufrechtzuerhalten, die mir seit meiner 
Kindheit eingeprägt worden war. Ich habe Kolakowski nie näher kennen 
gelernt. Tatsächlich war ich, zumal nach der Lektüre seines Meisterwerks, 
ziemlich eingeschüchtert und hätte wahrscheinlich niemals von mir aus 
um ein Treffen gebeten. Meine damalige Frau allerdings, die alles andere 
als schüchtern war, bestand auf einer Begegnung, und so trafen wir drei 
uns irgendwann Anfang der achtziger Jahre in Oxford zum Mittagessen. 
Danach begegnete ich Leszek noch bei einer Reihe von Anlässen, das 
letzte Mal nicht lange vor seinem Tod. Ich habe ihn immer vorbehaltlos 
bewundert und geachtet. [...]

Kurz nach meiner Übersiedlung nach Oxford erklärte meine Frau 
Patricia mit der für sie typischen Entschiedenheit, in die Vereinigten Staa­
ten zurückkehren zu wollen. Sie bewarb sich um eine freie Stelle an der
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Emory University, bekam sie auch und trat sie im Januar 1981 an. Um bei 
ihr sein zu können, übernahm ich dort im folgenden Jahr eine Gastpro­
fessur. Atlanta war mir zutiefst zuwider -  ein graues, feuchtes, langwei­
liges, provinzielles, abgeschiedenes Nest. Die Emory Universität selbst, 
die ihrem Lehrkörper als eine Oase der Kultur und Bildung inmitten der 
Wüstenei des amerikanischen Südens galt, erschien mir als ein trister, me- 
diokrer Ort -  ein Urteil, von dem ich, so ungerecht es gewesen sein mag, 
keinen Anlass fand abzurücken. Einen Lichtblick meines Aufenthalts dort 
bildete ein Besuch Eric Hobsbawms, der an einer Konferenz in Atlanta 
teilnahm. Wir waren vermutlich beide gleichermaßen froh, in dem abwei­
senden Milieu der gesichtslosen innerstädtischen Mails Atlantas einander 
ein paar Stunden lang Gesellschaft leisten zu können.

Die wichtigste und nachhaltigste Erfahrung aus meinem Aufenthalt in 
Atlanta war der Besuch des polnischen Soziologen Jan Gross (der mittler­
weile als Historiker arbeitet). Da ich in Oxford dem Fachbereich Politik 
angehörte, wurde ich in Emory der Soziologie zugeteilt, als Gastprofessor 
für Politische Soziologie. Der Dekan der Fakultät, der sich darum be­
mühte, das ziemlich bescheidene Niveau der Abteilung zu heben, nutzte 
die Gelegenheit, mich in die Berufungskommission für die Neubeset­
zung eines durch Emeritierung freigewordenen Lehrstuhls für Politische 
Soziologie zu setzen. Die meisten der in die engere Wahl gezogenen Be­
werber waren geklonte Vertreter des in der amerikanischen Soziologie als 
quantitatives Modell bekannten Ansatzes aus dem Mittelwesten.

Und dann gab es da Gross. Jan war ein politischer Emigrant aus Polen, 
der während der antisemitischen Kampagne von 1968 zum Verlassen des 
Landes gezwungen war. Seine Promotion hatte er in Yale abgeschlossen, 
wo er seine erste akademische Stelle bekleidete. Ich erinnerte mich, sein 
Buch über das deutsche Regime in Polen während des Zweiten Weltkriegs 
gelesen zu haben, und dachte sofort: Der ist der Richtige. Es gelang mir, 
ihn auf die Berufungsliste zu bringen, neben drei angesehene, aber aus­
tauschbare Politische Soziologen. Also wurde er nach Atlanta eingeladen 
und hielt einen Vortrag, der seinen Zuhörern völlig unverständlich vorge­
kommen sein muss. Er sprach über Galizien, Wolhynien, Weißrussland, 
wobei er aus dem Material schöpfte, das dann die Basis für seine klassische 
Untersuchung über die sowjetische Annexion Ostpolens während des 
Krieges liefern sollte -  eine Thematik, die im soziologischen Fachbereich 
der Emory Universität niemanden interessierte.
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Wir aßen zusammen zu Abend und unterhielten uns über Sohdarnosc, 
die Gewerkschaftsbewegung im kommunistischen Polen, die damals, im 
Dezember 1981, durch die Verhängung des Kriegsrechts gerade verboten 
worden war. Solidarnosc, eine echte Massenbewegung, der es gelungen 
war, sich Unterstützung von rechts und von links zu sichern, hatte ei­
nen Beitrag zur Wiedereingliederung Polens in den Westen geleistet. Wie 
viele andere aus der polnischen Generation von 1968 hatte Jan Kontakt zu 
Intellektuellenkreisen in Polen und war aktiv damit beschäftigt, der west­
lichen Öffentlichkeit die Vorgänge in Polen zu vermitteln. Ich fand den 
Mann und das Thema schlechthin faszinierend. An diesem Abend hatte 
ich zum ersten Mal das Gefühl, dass mein Aufenthalt in Atlanta keine ver­
geudete Zeit war: Statt mich auf einem fernen Planeten gelandet zu sehen, 
fand ich mich wieder unter meinesgleichen.

Nachdem die Berufungskommission ordnungsgemäß (und gegen mein 
Minderheitenvotum) die Berufung eines der Klone vorgeschlagen hatte, 
ging ich, ohne den Lehrkörper zu informieren, zum Dekan: Sie können, 
erklärte ich ihm, mit diesem mittelmäßigen Soziologieinstitut so weiter­
machen; oder Sie berufen Jan Gross, einen echten europäischen Intellek­
tuellen und herausragenden Gelehrten, einen Mann, der sich in der Sozio­
logie auskennt, aber auch auf vielen anderen Gebieten, und er wird Ihr 
Institut zu Ansehen bringen. Der Dekan war kein Narr und berief Jan. 
Die Kollegen dort haben mir das nie verziehen.

Jans Frau, Irena Grudzinska Gross, war ihrerseits eine gestandene Wis­
senschaftlerin und lehrte Vergleichende Literaturwissenschaft. Irena und 
Jan hatten zwei kleine Kinder. Wie Jan hatte sich auch seine Frau 1968 
in Warschau in der Studentenbewegung engagiert, und wie Jan hatte sie 
danach das Land verlassen. Während seiner Zeit in Emory etablierte sich 
Jan als eine führende Figur auf dem Gebiet der Osteuropastudien und als 
einer der bekanntesten Historiker für den osteuropäischen Raum. Spä­
ter wechselte er an die New York University und wurde von dort nach 
Princeton berufen. Das Buch über die sowjetische Annexion Ostpolens, 
Revolution from Abroad3, das er in der Folge veröffentlichte, ragte aus der 
Wüste der Soviet Studies -  einer Disziplin, deren Gegenstand sich ein 
paar Jahre später selbst zerstören sollte -  als einsames Monument empor. 
In späteren Jahren brachte Jan unter den Titeln Neighbors4 und Fear5 zwei 
viel diskutierte Untersuchungen über das Schicksal der Juden im Polen 
der Kriegsjahre und der Nachkriegszeit heraus. Neighbors wurde auf An­
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hieb zu einem Klassiker und veränderte die polnische Diskussion über 
Holocaust und Kollaboration radikal.

Vor allem dank Jan und Irena begannen mir Osteuropa und die Ost­
europäer ein alternatives gesellschaftliches Leben zu bieten, das wiede­
rum -  und ganz im Einklang mit den dortigen Gepflogenheiten -  eine 
Neuorientierung und Neugestaltung meiner geistigen Existenz mit sich 
brachte. [...]

Jan, mit dem ich nach meiner Rückkehr nach Oxford in engem Kontakt 
blieb, meinte, ich solle mich auf andere Gedanken bringen und mir neue 
Freunde suchen. Er schlug mir vor, mit einigen seiner polnischen Freunde 
und Bekannten in Paris Verbindung aufzunehmen -  zahlreiche polnische 
Exilanten von 1968 hatten sich, wie so viele vorher, dorthin gezogen ge­
fühlt. Ich notierte mir brav ihre Namen: Wöjciech Karpinski, Aleksander 
Smolar und Barbara Torunczyk, Herausgeberin von Zeszyty Literackie, 
einer führenden polnischen Zeitschrift für Literaturkritik.

Ende des Oxforder Frühlingstrimesters 1985 machte ich Urlaub auf dem 
Kontinent, zuerst [...] in Rom und dann auf der Rückfahrt in Paris. Da ich 
schon einmal dort war, beschloss ich kurzerhand, einen Besuch bei Barbara 
Torunczyk -  in der polnischen Koseform Basia genannt -  zu machen. 
Sie lud mich in ihre chaotische Wohnung ein, wo ich ihr sechs Stunden 
lang zusah, wie sie die Zeszyty redigierte. Dann wandte sie sich mir zu und 
sagte: »Ich fahre jetzt mit ein paar Freunden zum Skilaufen in die Savoyer 
Alpen; wollen Sie mitkommen?« Ich war an dem Morgen gerade erst mit 
dem Zug aus Rom eingetroffen, aber nahm die Einladung an und reiste 
noch am Abend mit einem Trupp energiegeladener, skibegeisterter Polen, 
die ebenso abenteuerlustig wie mittellos waren, gen Süden.

Ich war Jahre lang nicht Ski gelaufen und hatte mich sowieso nie gut 
darauf verstanden. Die Saison neigte sich dem Ende zu, und die Pisten 
waren gefährlich: Der Schnee war stellenweise weggetaut und zwang uns, 
um Grasplacken und Felsbrocken herumzukurven. Den Skilift konnten 
wir nicht benutzen, wir mussten die Hänge rund um Brian^on zu Fuß 
hinaufsteigen. Ich schuftete schwer, teils aus schierer Verzweiflung, teils 
um Eindruck bei Basia zu schinden, mit der ich allein blieb, nachdem die 
anderen wieder nach Hause gefahren waren.

Barbara Torunczyk ist eine ungewöhnliche und faszinierende Frau. Mit 
ihrem Mut und ihrer Begabung -  die Polizei hatte sie als eine Anstifterin 
der polnischen Studentenrevolte der sechziger Jahre an den Pranger ge­
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stellt, und jetzt gab sie ganz allein die interessanteste Literaturzeitschrift 
Osteuropas heraus -  brachte sie mich Polen noch näher. Wie auch Jan 
fühlte ich mich Basia zeitgenossenschaftlich eng verbunden: Ich wurde 
mir des geistigen Bandes bewusst, das über die politische Kluft hinweg 
unsere Generation verknüpfte.

Wie die meisten Westeuropäer meiner Generation hatte ich von dem, 
was damals hinter dem Eisernen Vorgang passierte, kaum etwas mitbe­
kommen. Ich fuhr zwar nach Paris, aber nicht nach Polen, wo Studenten 
mit Tränengas traktiert, geschlagen, verhaftet und ausgewiesen wur­
den -  und dies in solchen Scharen, dass dergleichen im Westen Entsetzen 
ausgelöst hätte. Ich war mir nur vage der Tatsache bewusst, dass im kom­
munistischen Polen die Regierenden der Bevölkerung versichert hatten, 
die Studentenbewegung werde von »Zionisten« angeführt, und dass pol­
nische Bürger jüdischer Abkunft Reisedokumente bekamen, die ihnen er­
laubten auszureisen, sie aber jeder Möglichkeit zur Rückkehr beraubten.

Ich war auch, wie ich gestehen muss, beschämt über meine mangelnde 
Kenntnis des Ostens Europas und wurde mir nur allzu klar darüber, wie 
sehr meine sechziger Jahre sich von denen unterschieden, die Jan, Basia 
und ihre Altersgenossen erlebt hatten. Tatsächlich hatte ich mir den unter­
haltsamen und recht wohlfeilen Luxus geleistet, Zionist zu sein -  just zu 
dem Zeitpunkt, als ihre Regierung sie (und Tausende andere) des »Zionis­
mus« beschuldigte, um einen Keil zwischen sie und das Gros ihrer Lands­
leute zu treiben. Enttäuscht waren wir allesamt worden: Mir waren meine 
zionistischen Träume abhanden gekommen und ihnen die letzten Reste 
ihres Reformmarxismus. Aber während mich meine Illusionen nichts 
weiter als Lebenszeit gekostet hatten, zahlten meine polnischen Altersge­
nossen für die ihren einen hohen Preis -  auf den Straßen, im Gefängnis 
und schließlich in der erzwungenen Emigration.

Im Laufe jener Jahre wechselte ich ganz allmählich in eine andere Welt 
über und richtete mich in einer anderen Zeitachse ein. Sie hatte vermutlich 
schon immer in mir verborgen gelegen, geprägt von einer Vergangenheit, 
deren ich mir bis dahin nur halb bewusst war -  einer Vergangenheit, in 
der Osteuropa nicht bloß einen Ort unter anderen darstellte, einer Vergan­
genheit vielmehr, durch welche die osteuropäische Geschichte für mich zu 
einem unmittelbaren und höchst persönlichen Bezugsrahmen wurde.

Tatsächlich waren Jan, Irena, Basia und die anderen nicht einfach nur 
meine Zeitgenossen; hätte das Schicksal es gewollt, hätten wir den glei­
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chen Geburtsort haben können. Schließlich stammte mein Großvater 
väterlicherseits aus Warschau. Die meisten Menschen aus seinem Be­
kanntenkreis -  die alten Männer und Frauen meiner Kindheit -  kamen 
ebenfalls von dort. Meine Erziehung unterschied sich einerseits markant 
von der meiner polnischen Altersgenossen und war doch gleichzeitig ge­
prägt von wiederkehrenden gemeinsamen Bezügen und vergleichbaren 
Szenarien. Hier wie dort hatte es zum Reifeprozess meiner Generati­
on gehört, dass sie etwa zur gleichen Zeit die Fesseln des marxistischen 
Dogmas abstreifte -  so verschieden die Gründe und die Umstände auch 
sein mochten. Keine Frage, die Geschichte hatte denen im Osten zu einer 
privilegierten Erkenntnis verholfen: Der für meine polnischen Freunde 
und für mich so wichtige Leszek Kolakowski war es, der um diese Zeit 
die berühmt gewordene Bemerkung machte, die Reform des Sozialismus 
gleiche dem Braten von Schneebällen. In Westeuropa brauchten wir etwas 
länger, bis uns ein Licht aufging -  sagen wir, eine Generation.

Basia Torunczyk gab sich große Mühe, mir die Bedeutung der verloren 
gegangenen polnischen Kultur, Literatur und Gedankenwelt zu vermit­
teln -  verloren für den Westen, verloren aber dank der zerstörerischen 
Auswirkungen der sowjetischen Vorherrschaft auch für die Polen selbst. 
Dieser Punkt war für sie von großer Wichtigkeit, und die Widrigkeiten, 
die sich aus der Tatsache ergaben, dass wir uns einer dritten Sprache be­
dienen mussten (wir kommunizierten auf Französisch), erschwerten ihr 
die Aufgabe zusätzlich. Aber eigentlich ließ sich von uns Westlern ja auch 
gar nicht erwarten, dass wir imstande waren, ins Allerheiligste vorzudrin­
gen. [...]

Timothy Garton Ash war der Engländer, der Osteuropa tatsächlich 
verstand. Obwohl wir beide in Oxford lebten, lernte ich ihn erst dank 
Basia kennen. Sie müssen unbedingt Garton Ash kennen lernen, sagte sie 
immer wieder: On rozumie -  il comprend\ er versteht. Tim war damals 
noch jung, nicht einmal dreißig. Er hatte bereits sein wunderbares Buch 
über die Solidarnosd veröffentlicht und galt vielen als der einzige in der 
englischsprachigen Welt, der Polen mit Anteilnahme und wirklichem Ver­
ständnis darzustellen vermochte, ohne in eine apologetische Haltung zu 
verfallen. Wir drei trafen uns in meiner Wohnung zum Abendessen, und 
ich fühlte mich sofort zu Tim hingezogen (noch bevor ich viele Jahre spä­
ter herausfand, dass wir, nur wenige Straßenzüge voneinander entfernt, 
beide im südwestlichen London aufgewachsen waren).
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Tims Buch über die »Polnische Revolution« ist eine seriöse politische 
Analyse, zugleich aber auch ein zutiefst engagiertes Buch ohne Anspruch 
auf Distanziertheit oder kalte Objektivität. In Polen fand Tim sein Spa­
nien, und die Passagen über Danzig lassen sich mit Orwells Bericht über 
Barcelona und den Spanischen Bürgerkrieg vergleichen. In späteren Jah­
ren, nach einem Jahrzehnt glänzender Essays über »Mitteleuropa«, erlebte 
Tim, wie das Objekt seiner Untersuchungen ihm unter den Händen zer­
fiel -  auf die denkbar beste Weise. Er hatte mit seinen Analysen richtig 
gelegen und aktiv zur Demontage seines Gegenstands beigetragen. Wäh­
rend jenes ersten gemeinsamen Abendessens unterhielten wir uns über 
Thatcher, über Oxford, über Osteuropa und mokierten uns über Basia 
wegen ihres Kults ums »Verstehen«. Es war ein sehr angenehmer Abend. 
Damals war es mir noch nicht ganz klar, aber zu verstehen sollte für mich 
immer wichtiger werden als nur recht zu haben.

Die Bekanntschaft mit Tim trug dazu bei, mir ein neues Milieu zu er­
schließen: Sie machte mir deutlich, wie wenig ich über die Geschichte der 
anderen Hälfte Europas wusste, und bestärkte mich gleichzeitig in dem 
Gefühl, »nach Hause« zu kommen. Merkwürdigerweise entstammten 
viele meiner osteuropäischen Altersgenossen gehobeneren Kreisen als 
ich: In den meisten Fällen handelte es sich um Söhne oder Töchter der 
kommunistischen Führungsschicht. Basia bezeichnete sie als »Bananen­
jugend«, eine Anspielung auf die auch im Polnischen und Deutschen 
geläufige jeunesse doree einer vom Glück begünstigten Generation. Ich 
assoziierte Bananen mit den Träumen des sozialistischen Zionismus; für 
sie waren Bananen ein Wohlstandssymbol, waren sie im kommunistischen 
Polen doch in der Regel nur in besonderen, der Parteielite vorbehaltenen 
Geschäften zu kaufen.

Ich war jetzt Insider einer Gruppe von Außenseitern -  eine neue und 
ziemlich angenehme Erfahrung. Dessen ungeachtet aber wahrte ich eine 
gewisse Distanz. Mein Pfad ins östliche Europa führte, meinen vielfäl­
tigen polnischen Freundschaften zum Trotz, durch die Tschechoslowakei. 
Das hatte sich, einigermaßen zufällig, in Oxford so ergeben. Im Jahr 1981 
hatte E. P. Thompson, ein prominenter Historiker und Publizist aus den 
Reihen der englischen Linken, im New Statesman einen ausnehmend tö­
richten Artikel veröffentlicht, in dem er Kritik an einem anonymen tsche­
chischen Intellektuellen übte, der behauptet hatte, die Situation in seinem 
Land sei schlimmer als im Westen, und mit ihrer Neigung, beide Seiten
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gleichermaßen zu verurteilen (oder gar ihren eigenen Regierungen die 
Schuld an den internationalen Spannungen zu geben), gehe die westliche 
europäische Linke in die Irre. Ich schrieb einen Brief an den New States- 
man, in dem ich sagte, wie provinziell ich Thompsons Antwort fand und 
wie charakteristisch für die Ahnungslosigkeit über die wirklichen Ver­
hältnisse östlich des Eisernen Vorhangs.

Im Laufe einer Unterhaltung, die ich kurz danach hatte, fragte mich 
der Oxforder Soziologe Steven Lukes, ob ich daran interessiert sei, eini­
ge seiner tschechischen Freunde und Kollegen kennenzulernen. Und so 
kam es, dass ich mich in der Londoner Wohnung von Jan Kavan wieder­
fand. Jan, der als studentischer Aktivist am Prager Frühling teilgenommen 
hatte, war 1969 nach Großbritannien geflüchtet (er hatte eine englische 
Mutter). Er befand sich damals auf einem Tiefpunkt -  er litt an Depres­
sionen, nahm Medikamente und war überzeugt davon, dass weder er noch 
sein Heimatland eine Zukunft hätten. Er hatte damals London Weekend 
Television gerade ein langes und ziemlich aufschneiderisches Interview 
gegeben, in dem er über den Schmuggel von Büchern in die Tschechoslo­
wakei berichtete. Nachträglich war er entsetzt darüber, dass er in seinem 
Eifer vertrauliche Informationen preisgegeben hatte, die seine Freunde in 
die Bredouille bringen konnten.

Jan Kavan bat mich nun -  in eklatanter Überschätzung des Einflusses, 
über den ein unbekannter Oxford Don verfügt -, mich bei dem Fernseh­
sender dafür einzusetzen, dass das Interview nicht ausgestrahlt wurde. In 
nahezu völliger Unkenntnis des Themas, des Programms und der Um­
stände wurde ich bei London Weekend Television vorstellig und setzte 
mich für Kavans Anliegen ein -  mit dem Erfolg, dass die Journalisten 
dort eben den Skandal witterten, den ich abzuwenden suchte, und nur 
umso begieriger wurden, das Interview zu senden. Ich glaube nicht, dass 
die Ausstrahlung schlimme Folgen hatte, doch festigte Kavans Verhalten 
seinen Ruf, ein unzuverlässiger Kantonist zu sein. Nach der Befreiung 
seines Landes brachte er es schließlich zum Außenminister, freilich erst, 
nachdem es ihm gelungen war, Gerüchte zu zerstreuen, er habe als Infor­
mant für die kommunistischen Behörden gearbeitet.

Im Bewusstsein des etwas lächerlichen Charakters meiner Intervention 
und meiner geradezu peinlichen Ahnungslosigkeit kehrte ich nach Ox­
ford zurück. Noch am gleichen Tag begab ich mich in den Blackwell’s 
Buchladen und erwarb einen Sprachkurs für Tschechisch im Selbststu­
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dium; ein paar Monate später schrieb ich mich in einem Universitätskurs 
für Tschechisch ein. Und ich beschloss, im politischen Fachbereich der 
Universität nach angemessener Vorbereitung Seminare über osteuropä­
ische Politik und Zeitgeschichte abzuhalten. Es folgte ein Jahr intensiver 
Lektüre -  ich studierte die für die jeweiligen Länder einschlägigen Ge­
schichtswerke, politikwissenschaftlichen Zeitschriften und Primärquel­
len, wobei ich mich vor allem auf die Tschechoslowakei konzentrierte, 
aber mich auch um ein fundiertes Wissen über die gesamte mitteleuropä­
ische Region bemühte.

Das erste Buch, das ich von vorne bis hinten auf Tschechisch las, waren 
die Gespräche Karel Capeks mit Tomäs Masaryk, ein wunderbar offener 
und ehrlicher Gedankenaustausch zwischen dem tschechischen Schrift­
steller und dem tschechoslowakischen Präsidenten. Aber eigentlich er­
schien mir alles, was ich in diesen Jahren las, aufwühlend, originell und 
von unmittelbarer Wichtigkeit. Den Gegensatz zur französischen Ge­
schichtsschreibung, die sich, wie mir schien, in den achtziger Jahren in 
Kulturtheorie und historischen Randerscheinungen verlor, empfand ich 
als belebend. Mir war wohl nicht klar gewesen, wie sehr mich Frankreich 
nach zwei Jahrzehnten Beschäftigung mit dem Land anödete. Osteuropa 
war ein Aufbruch zu neuen Ufern.

Meine polnischen Freunde äußerten gelegentlich Skepsis gegenüber 
dieser Begeisterung fürs Tschechische, die ich neuerdings an den Tag 
legte. Insbesondere die Sprache schien ihnen kaum ernsthafter Beachtung 
wert. Jan Gross führte als Beispiel Othello an, wo der Held Desdemona 
droht: »thou art on thy deathbed« und Desdemona beteuert: »A guiltless 
death I die.« Im Tschechischen wird aus »death« ein gedrängte Abfolge 
von Konsonanten: »smrt« -  ein Wort, das für meine Freunde die tra­
gische Situation ins Lächerliche zieht. Meinem englischen Ohr klang das 
kaum anders als die polnische Version, aber für Jan war der Unterschied 
fundamental: Hier eine kleine, provinzielle slawische Region und dort 
ein Land und eine Sprache mit einer stolzen und klangvollen Geschichte. 
Ich hatte das Gefühl, der tschechischen Geschichte und Sprache weit 
schneller habhaft werden zu können als der polnischen, vielleicht gerade 
wegen dieses von Jan behaupteten Gefälles. An der sich selbst erniedri­
genden, selbstironischen und von ewiger Schwermut befallenen Art der 
tschechischen literarischen und politischen Kultur war gleichwohl etwas, 
das mich anzog.
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Über Osteuropa zu schreiben begann ich erst, als ich dazu aufgefor­
dert wurde, und bis das geschah, dauerte es eine Weile. Daniel Chirot, ein 
Wissenschaftler an der University of Washington, der sich mit Rumänien 
beschäftigte und mit dem ich bereits einen Gedankenaustausch über die 
Soziologie der Rückständigkeit gepflegt hatte, bat mich um einen Beitrag 
zu einem Symposion am Woodrow Wilson Center in Washington; im fol­
genden Jahr, 1988, erschien dieser Beitrag unter dem Titel »The Dilemmas 
of Dissidence« in East European Politics and Societies, einer neu gegrün­
deten Zeitschrift.7 Ich bot einen Überblick über die Länder des kommu­
nistischen Europa, auf der Suche nach den kleinen Nischen, die Oppo­
sitionelle für politische Aktivitäten gefunden hatten, und im Bemühen, 
die Unterschiede herauszuarbeiten. In der Sowjetunion war Gorbatschow 
seit 1985 an der Macht, aber 1987 oder 1988 gab es noch wenig Anzeichen 
dafür, dass die Satelliten kurz davor standen, ihre Freiheit zu erringen. 
Mein Artikel war also kein Triumphgesang, sondern ein bescheidener 
Versuch, konkrete Gruppen, über die damals noch wenig bekannt war, 
mit den Mitteln empirischer Soziologie zu untersuchen. Stärker vielleicht, 
als mir das damals klar war, ging es mir dabei um den Zusammenhang zwi­
schen einem »Leben in der Wahrheit« und aktueller Politik. Der Artikel 
beginnt mit einem Zitat aus Kafkas Der Prozess, in dem K. erklärt, dass 
wenn das Gesetz sich nur noch auf Notwendigkeit gründet, die Lüge zur 
Weltordnung gemacht wird. Das war mein erster nennenswerter Beitrag 
zur Osteuropaforschung, geschrieben unmittelbar vor den Revolutionen.

Osteuropa hatte mir einen neuen Gegenstand und ein neues Europa 
erschlossen; aber gleichzeitig fand auch ein radikaler Perspektivenwechsel 
und, wenn ich’s recht bedenke, Sprung in meinem Reifungsprozess statt. 
Meine Oxf order Jahre, die von 1980 bis 1987 dauerten, und die politische 
Philosophie, die ich dort studierte und lehrte, haben mir zu einer gewissen 
Bescheidenheit und Reflektiertheit verholfen. Ich war am Ende meiner 
bis dahin verfolgten Bahn angelangt. Mein Artikel »A Clown in Regal 
Purple«8 stellte, nicht unähnlich meinem Buch Socialism in Provence,9 
wenn auch in einer anderen Tonart gehalten, die Frucht dessen dar, was 
ich bis dahin gelernt hatte: Wie meine übrigen Schriften aus den siebziger 
und frühen achtziger Jahren waren sie Zeugnisse intellektueller Gewandt­
heit, einer bestimmten raschen Intelligenz, die ich mit meinen Jahren in 
Cambridge und Paris verbinde, freilich auch einer gewissen Schwäche 
für dialektischen Exhibitionismus. Im Bemühen nachzuweisen, dass die
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Sozialgeschichte in der Sackgasse steckte, hatte ich wahrscheinlich, ohne 
es zu wollen, die Grenzen meines damaligen Ansatzes offenbart.

Ich war, wenn man so will, französischsprachig (und vielleicht mit der 
Sprache von Marx) aufgewachsen. Mit meinem Gegenstand, Frankreich, 
war ich aufs innigste vertraut -  geographisch, historisch, politisch, kul­
turell, sprachlich. Am Ende fühlte ich mich wie jemand, der allzu lange 
mit jemand anderem zusammengelebt hat: Eben die Nähe und Vertraut­
heit, die das Zusammenleben anfangs so einfach macht, kann schließlich 
zur Quelle der Irritation werden und einen die Achtung vor dem anderen 
verlieren lassen. Tschechisch hingegen war eine Sprache und repräsentierte 
eine Welt, die ich erst in meinen dreißiger Jahren zu studieren begonnen 
hatte. Ich las mich mit frustrierender Langsamkeit in einen Gegenstand 
ein, den ich niemals so zu meistern hoffen konnte wie die französische 
Linke. Das Ergebnis war ein Bewusstsein meiner Grenzen, das mich De­
mut lehrte und mir ganz und gar nicht schadete.

Und doch war es Oxford und Osteuropa geschuldet, dass ich er­
quickt und neu inspiriert den Weg zurück zur französischen Geschich­
te fand: Past Imperfect, das letzte Buch, das ich als -  wenn ich so sagen 
darf -  französischer Intellektueller schrieb, war eine selbstkritische Aus­
einandersetzung mit dem Philokommunismus der französischen Linken 
der Nachkriegszeit.10 Es stützte sich auf die Begegnungen und die Lehrtä­
tigkeit meiner Oxforder Zeit. Dort hatte ich mein drittes Buch, Marxism 
and the French Left fertig geschrieben.11 Aus heutiger Sicht stellt diese 
Sammlung von Essays mein Lebewohl an jene Phase meines Lebens dar. 
Damals dachte ich ganz anders darüber: Ich sah in dem Buch eine sympa­
thisierende Chronik vom Ende des Sozialismus in seiner spezifisch fran­
zösischen Form. [...]

Timothy Snyder: Einen Deiner Gedanken würde ich gern aufnehmen and 
sehen, oh er sich nutzen lässt, um die 7.eiträume vor und nach dem 7.wei­
ten Weltkrieg in eine Kontinuität zu bringen. Die Vorstellung vom einen 
Guten bringt uns wieder zu unserer Diskussion über die Volksfront,12 da 
die internationale Politik der Vorkriegszeit ganz und gar auf der Überzeu­
gung basierte, dass sich alle Ethik auf ein Prinzip zurückführen lasse und 
dieses eine Prinzip in einem einzigen System seinen Ausdruck finde. A u f 
der Linken ist die politische Verkörperung des Antifaschismus die Volks­
front, die Europa auf Faschisten und Antifaschisten reduziert und letztlich
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dem Zweck dient, das Heimatland der Revolution, die Sowjetunion, zu 
beschützen. Und wie Du im Zusammenhang mit Spanien bemerkt hast, 
entsprach die Art und Weise, wie die Sowjets anfangs in Osteuropa Regie­
rungen an die Macht brachten, exakt dem Volksfrontmodell.

Ja, wenn man die Politik der späten vierziger Jahre verstehen will, muss 
man von der Volksfront ausgehen. In Osteuropa waren Kommunisten 
an der Regierung oder gehörten einer regierenden Koalition an; sie be­
mühten sich eher um die Kontrolle bestimmter Schlüsselministerien, als 
darum, Spitzenämter zu besetzen. Der Ruf nach einer Volksfront, einer 
Regierung der nationalen Einheit, war die Maske, unter der man zum Bei­
spiel die jeweilige sozialistische Partei schlucken konnte. Man spaltete die 
noch unorganisierten antikommunistischen Sozialisten, die man nicht zu 
gewinnen hoffen konnte, von den nachgiebigeren ab, die sich eine verei­
nigte Linke wünschten, anfällig waren für kommunistischen Druck oder 
schlicht und einfach Angst hatten.

Das Ergebnis war eine große Partei auf der Linken, bestehend aus 
Kommunisten und jenen Elementen der Sozialisten, die zum Zusam­
menschluss hatten bewogen werden können. Der nächste Schritt war, 
die bürgerlichen Parteien einzuladen sich anzuschließen -  häufig wie­
der, indem man sie von ihren weitsichtigeren oder widerspenstigeren 
Parteigenossen, die gewöhnlich die Minderheit bildeten, abspaltete. Und 
so erhielt man eine große Dachpartei oder eine Einheitsfront, die in der 
Lage war, repressive Maßnahmen gegen jene Parteien zu legitimieren, die 
sich nicht schlucken ließen. En miniature war das 1938 in Spanien, vor 
allem in Barcelona, die Verfahrensweise. In Frankreich veröffentlichte 
Leon Blum im Februar 1948 in der sozialistischen Zeitung Le Populaire 
einen Leitartikel, in dem er zugab, sich mit seinem Glauben an eine mög­
liche Zusammenarbeit zwischen Sozialisten und Kommunisten geirrt zu 
haben.

Genau betrachtet existiert in jenem Zeitraum eine Kontinuität, die von 
der Mitte der 30er Jahre bis zur Mitte der 50er Jahre reicht und die da­
mals ebenso offensichtlich war, wie sie heute verkannt wird. Es ist eine 
Kontinuität des Lebensgefühls, eine Kontinuität des gesellschaftlichen 
und kulturellen Kontextes, die mit den tiefgreifenden Veränderungen seit 
Mitte der 50er Jahre abbrach. Der Zweite Weltkrieg lässt sich nicht in den 
Rahmen von sechs Jahren pressen. Wenn wir ihn verstehen wollen, er­
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gibt es keinen Sinn, ihn mit dem Tag beginnen zu lassen, an dem Groß­
britannien Deutschland den Krieg erklärte oder an dem Deutschland in 
Polen einmarschierte -  beides gleichermaßen willkürliche Daten. Und 
für Osteuropäer ergibt es keinen Sinn, die Geschichte im Mai 1945 en­
den zu lassen. Auf die Zeit von 1939 bis 1945 lässt die Darstellung sich 
allenfalls auf Länder beschränken, die weitgehend unbehelligt blieben von 
Volksfronten, von Besetzungen, von Massenvernichtung und von erneu­
ten ideologischen und politischen Okkupationen nach dem Krieg. Mit an­
deren Worten, Sinn ergibt diese Beschränkung auf die Kriegsjahre eigent­
lich nur für England. Das herrschende Narrativ des Zweiten Weltkriegs 
dort ist bis heute auf England und Deutschland fixiert.

Die osteuropäische Kriegserfahrung beginnt mit der Besetzung, mit 
den Jahren der Vernichtung, mit der deutsch-sowjetischen Auseinander­
setzung. Die Geschichte Frankreichs ergibt keinen Sinn, wenn man Vichy 
von dem abtrennt, was danach kam -  weil so vieles davon mit der Er­
innerung bzw. der falschen Erinnerung an Vichy zusammenhängt. Und 
Vichy lässt sich nicht verstehen, wenn man nicht den De-facto-Bürger- 
krieg in Rechnung stellt, in dem sich Frankreich von der Volksfrontzeit 
bis zum Angriff Deutschlands befand. Einen wesentlichen Aspekt bildet 
zudem der spanische Bürgerkrieg, der im April 1939 endete, aber für un­
ser Verständnis nicht nur der sowjetischen Zielsetzungen, sondern auch 
der westlichen Reaktionen von zentraler Bedeutung ist. Anfängen muss 
diese Geschichte wie die der französischen Volksfront mit dem Wahlsieg 
der Linken im Jahre 1936. Und um ein anderes Thema nicht zu vergessen: 
Der Glaube an den Kommunismus, die Illusionen (ob durchschaut oder 
nicht) in Bezug auf den Stalinismus sowohl im Westen als auch im Osten, 
ergeben keinen Sinn, wenn man 1945 als Ausgangspunkt nimmt -  oder 
die Zeit nach 1956 dazu nimmt, als sich die Situation stark veränderte. Es 
dürfte also sinnvoll sein, die Jahre von 1936 bis 1956 als einen zusammen­
hängenden Zeitraum zu betrachten. [...]

[...] Wenn wir diesen Zeitraum betrachten, was sind da die entschei­
denden Momente, die zur Enttäuschung der Menschen vom Kommunis­
musführten?

Das Jahr 1936 erlebte ein Wiederaufleben der an den Marxismus ge­
knüpften Illusionen: In Ländern, die seit Anfang der zwanziger Jahre
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keine von den Massen getragenen politischen Aktionen mehr erlebt hat­
ten, kehrte der Glaube an den Marxismus als politische Volksbewegung 
zurück. Die Volkfront bedeutete mehr als bloß einen Wahlsieg in Spanien 
und Frankreich: Sie brachte auch Streiks, Besetzungen, Demonstrati­
onen mit sich -  die Wiedergeburt einer das Volk mobilisierenden lin­
ken Politik. Den meisten Beobachtern auf der Linken vermittelte auch 
der spanische Bürgerkrieg diesen Eindruck. Hinter jedem Koestler oder 
Orwell oder Bernanos standen Dutzende und Aberdutzende von links­
orientierten Journalisten, die mit Begeisterung über die positive Rolle der 
Kommunisten bei der Verteidigung der spanischen Republik im Bürger­
krieg schrieben.

Dann kam im August 1939 der Molotow-Ribbentrop-Pakt -  das 
Bündnis zwischen Stalin und Hitler. Für die meisten weniger strammen 
Anhänger und die meisten älteren Kommunisten war das eine herbe Ent­
täuschung. Dagegen scheint der Glaube der härteren, in den dreißiger Jah­
ren rekrutierten jüngeren Generation, dadurch nicht berührt worden zu 
sein. Diejenigen freilich, die sich dem Kommunismus zugewandt hatten, 
weil sie den Faschismus hassten, und nicht so sehr, weil sie an Geschichte 
und Revolution glaubten, wurden durch den Pakt zutiefst erschüttert.

Binnen zwei Jahren indes verwandelten sich eben die Gründe, an Stalin 
zu verzweifeln, in Motive, sich ihm erneut anzuschließen. Am 22. Juni 
1941 griff Hitler die Sowjetunion an. Da ließ sich nun im Nachhinein 
plausibel vertreten, der Molotow-Ribbentrop-Pakt sei ein brillanter tak­
tischer Schachzug Stalins gewesen. Ihm sei keine andere Wahl geblieben: 
Angesichts der Stärke Deutschlands und des zynischen Verhaltens des 
Westens, der es darauf angelegt hatte, Stalin und Hitler sich gegenseitig 
vernichten zu lassen -  musste sich Stalin da nicht, zumindest fürs erste, 
Deckung verschaffen, bis er sich in der Lage sah, das Heimatland der Re­
volution zu verteidigen?

Was den Ausgang des Zweiten Weltkriegs betraf, so schien auch er die 
kluge Weitsicht des gnadenlosen Stalinschen Kalküls zu bestätigen. Die 
westlichen Alliierten der Sowjetunion und viele Bürger waren nur zu be­
reit, in Anerkennung der Rolle, die Moskau bei der Niederwerfung des 
Nationalsozialismus gespielt hatte, die sowjetische Lesart des Gesche­
hens zu akzeptieren. Nicht nur die sowjetische Propaganda gab zum Bei­
spiel die Massenerschießung polnischer Kriegsgefangener bei Katyn als 
deutsches Kriegsverbrechen aus. Im Westen erschien den meisten diese
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Version der Ereignisse als durchaus glaubhaft; und selbst wenn sie Zweifel 
hegten, behielten sie die lieber für sich.

Der große Umschwung kam mit den kommunistischen Machter­
greifungen und dem Kalten Krieg. Viele Intellektuelle sahen sich nun 
zu etwas gezwungen, das ihnen seit den dreißiger Jahren zu vermeiden 
gelungen war -  nämlich zwischen den Interessen der westlichen Demo­
kratien und denen der Sowjetunion zu unterscheiden. Seit den fünfziger 
Jahren wurde es sehr schwierig, der Frage auszuweichen: Konnte man 
sowohl für das republikanische, demokratische Frankreich als auch für 
die Sowjetunion Josef Stalins eintreten -  außer auf einem historischen 
Abstraktionsniveau, das in keinem Zusammenhang mehr mit der poli­
tischen Wirklichkeit stand?

Nach 1947 konnte man in Frankreich oder in Italien nicht mehr die 
Kommunistische Partei unterstützen und gleichzeitig beanspruchen, für 
die liberale Demokratie einzutreten. Weil die Sowjetunion selbst dies für 
unmöglich hielt, mussten sich die Fortschrittlichen nun entscheiden, so 
wenig sie erpicht darauf waren. Diese Entscheidung war unausweichlich, 
auch wenn der Augenblick, in dem sie akut wurde, je nach Land und 
Umständen variierte. Für die einen war es der Januar 1947, als in Polen 
offensichtlich die Wahlen gefälscht worden waren; für andere war es der 
Staatsstreich vom Februar 1948 in der Tschechoslowakei; für wieder an­
dere die Berlinblockade, die im Juni des gleichen Jahres begann und fast 
ein Jahr lang dauerte, oder der Einmarsch der Nordkoreaner in Südkorea 
im Juni 1950.

Für viele, die immer noch treu zum Kommunismus standen, als Stalin 
im März 1953 starb, kam der Augenblick der Wahrheit mit Chruscht­
schows »Geheimrede« vom Februar 1956. Chruschtschow versuchte, 
den leninistischen Kern zu retten, indem er ihn aus der finsteren stalini- 
stischen Hülle befreite -  für die Männer und Frauen, die ihr Leben damit 
verbracht hatten, Stalin unter Rekurs auf Lenin zu rechtfertigen, ein ziem­
lich peinliches Unterfangen. Was den kurz darauf folgenden Aufstand in 
Ungarn betrifft, so glaube ich, dass er eher die Sympathisanten des Kom­
munismus im Ausland berührte. Er machte deutlich, dass auch Chruscht­
schows Sowjetunion nicht daran dachte, ein Land aus ihrem Herrschafts­
bereich zu entlassen, sondern eher Panzer schickte und Menschen tötete.

Unterdessen waren die Wähler im Westen nicht mehr so ideologisch 
gesinnt und auf Konfrontation aus: Sie interessierten sich jetzt eher für
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ihre eigenen Angelegenheiten und ihr wirtschaftliches Wohlergehen. Das 
aber bedeutete, dass der Marxismus als Sprache einer sich notwendig ver­
schärfenden politischen und sozialen Konfrontation zu einem Randphä­
nomen in der politischen Kultur wurde. Er zog sich auf die Intellektuel­
lenschichten zurück und schließlich auf den akademischen Bereich, wo er 
dann in den 70er Jahren den Geist aufgab.

Mir scheint, wer damals angesichts der Gewalt desillusioniert wurde, hatte 
schon vorher seinen Glauben verloren. Zu einem großen Teil nämlich hatte 
die Anziehungskraft des Kommunismus, jedenfalls unter Intellektuellen, 
mit einem gewissen Faible für Gewalt zu tun (wie Koestler im Rückblick 
auf seine Jugend über sich selbst urteilt). Auch Merleau-Ponty betont das. 
Und ich vermute, dass für die Folgen von 1956 auch eine Rolle spielt, dass 
Chruschtschow einen Kompromiss schließt, der besagt: Wir bekennen uns 
nicht mehr ausdrücklich zu den gewohnten Formen von Gewaltanwen­
dung. Dadurch verliert die ganze Sache an Reiz.

Die Gewalt wird jetzt abgetrennt von den Ideen, jedenfalls von den großen 
Visionen. Der ungarische Kompromiss im Anschluss an den Budapester 
Aufstand des Jahres 1956 ist vielsagend, aber mehr in politischer als in 
ideologischer oder gar ökonomischer Hinsicht. Jänos Kädär führt kleine 
wirtschaftliche Reformen durch, leugnet aber gleichzeitig, dass er dies tut 
bzw. dass sein Tun das System in irgendeiner Weise in Frage stellt. Die 
Ungarn dürfen konsumieren und bleiben weitgehend unbehelligt, solange 
sich ihr Handeln nicht gegen das System richtet. »Du tust so, als ob du ar­
beitest, und wir tun so, also ob wir dich bezahlen.« »Wer nicht gegen uns 
ist, ist für uns.« -  diese Logik funktionierte auch im Verhältnis Moskaus 
und seiner Satelliten zum Westen: »Ihr tut so, als ob ihr uns glaubt, und 
wir tun so, als ob wir euch glauben, wenn ihr das sagt.«

Der Einmarsch in Ungarn untergrub freilich das Narrativ, das die Sowjet­
union dreißig Jahre hochgehalten hatte, und damit den Glauben der In­
tellektuellen. Zwölf Jahre danach stehen sowjetische Panzer in Prag und 
schlagen die Reformbewegung des »Prager Frühlings« nieder. Der Ein­
marsch in die Tschechoslowakei hatte ein anderes Gewicht: Er zerstörte 
den Glauben an das marxistische Narrativ als solches -  nun war nicht 
mehr nur der Glaube an die Sowjetunion oder den Leninismus erschüttert, 
sondern an den Marxismus und seine Darstellung der modernen Welt.
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Zwischen Budapest 1956 und Prag 1968 liegt die große Ära des Revi­
sionismus, im östlichen wie im westlichen Europa. Der Revisionismus 
ließ im Osten die Illusion aufkommen, ein gewisses Maß an behutsam 
ausgehandeltem Dissens sei möglich und sinnvoll. Im Westen ließ er die 
Illusion entstehen, man könne ein Abweichler sein und doch Kommu­
nist bleiben, wohingegen die Bezeichnung »Exkommunist« nach wie vor 
Stirnrunzeln hervorrief. Im Osten fühlte sich eine letzte Generation zum 
Marxismus hingezogen: die Generation von Leszek Kolakowski. Die po­
litisch radikale jüngere Generation in Westeuropa neigte indes zu einer 
Version des Marxismus, die mit den Problemen der Sowjetunion oder 
Osteuropas nichts mehr zu tun hatte.

Die tschechischen Reformer von 1968 zählten zu den Letzten in Osteu­
ropa, die eine naive, revisionistische Einstellung gegenüber der Politik 
hegten: Wir, so glaubten sie, können eine Vorbildfunktion erfüllen und 
dem Westen wie auch Moskau eine Lektion in Marxismus erteilen.

In der Orientierung der westlichen Linken rücken die Sowjets aus dem 
Zentrum ins Abseits. Chruschtschow steht am Anfang dieses Prozesses, 
mit Breschnew erreicht er sein Ende. Breschnews Rechtfertigung des Ein- 
marschs des Warschauer Pakts in die Tschechoslowakei und seine Dok­
trin von der »brüderlichen Hilfe« sind allzu offensichtlich ein Deckman­
tel für reine Machtpolitik, und was er zerschlägt, ist allzu offensichtlich 
eine Bewegung von Marxisten, von Kommunisten. Wieder handelt es sich 
um Gewaltanwendung, aber sie hat keinen Reiz mehr: Es ist konventio­
nelle Gewalt, sie ist nicht mehr persönlich oder ideologisch motiviert. Die 
Breschnew-Doktrin ist ein Alibi, keine Theorie. Und mittlerweile gibt es 
Konkurrenten, die der UdSSR den Anspruch, die Heimat der Revolution 
zu sein, streitig machen.

Stimmt. Es gab drei Möglichkeiten, ein ausgesprochener Kritiker des 
sowjetischen Projekts zu sein und dennoch ein radikaler Linker zu 
bleiben. Die erste und unbedeutendste Möglichkeit war der von Perry 
Anderson so genannte Westliche Marxismus:13 die obskuren Intellektu­
ellen der deutschen, italienischen, französischen oder englischen marxi­
stischen Linken, die vom offiziellen Kommunismus kalt gestellt worden 
waren, die sich aber weiterhin als Verfechter eines in sich stimmigem, ra­
dikalen Marxismus verstanden: vor allem Karl Korsch, György Lukäcs
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und Lucien Goldman, und am wichtigsten und zugleich in einer gewissen 
Distanz dazu Antonio Gramsci.

Sie alle hatten mit Rosa Luxemburg, die in diesen Jahren gleichfalls 
Wiederauferstehung feierte, und Trotzki höchstpersönlich gemein, dass 
sie Verlierer waren. Von 1917 bis 1956 konnten die Sowjets erfolgreich 
als Trumpf ausspielen, auf der Siegerseite der Geschichte zu stehen; da­
nach aber begannen die Verlierer, eine gute Figur zu machen. Zumindest 
hatten sie saubere Hände. Die Berufung auf diese wiederentdeckten Dis­
sidenten -  Abweichler, die entweder offen opponierten oder verdeckt, 
und unter denen Karl Korsch die geringste, Gramsci die größte Bedeu­
tung hatte -  half Akademikern und Intellektuellen, sich einen Platz im 
Stammbaum eines respektablen Marxismus zu sichern. Der Preis für die­
sen neuen genealogischen Echtheitsnachweis war freilich die Abkoppe­
lung von der Realgeschichte des zwanzigsten Jahrhunderts.

Die zweite und etwas erfolgreichere Weise, den Kommunismus links zu 
überholen, bestand darin, sich mit dem frühen Marx zu identifizieren, dem 
Philosophen, Hegelianer und Entfremdungstheoretiker. Marx’ Schriften 
aus der Zeit vor 1845, vor allem die Ökonomisch-philosophischen Manu­
skripte von 1844, errangen nunmehr unter den kanonischen Schriften ei­
nen zentralen Platz.

Parteiideologen wie Louis Althusser droschen auf diese Interpretation 
ein und bestanden auf einem epistemologischen Bruch bei Marx, dem­
zufolge alles, was Marx vor 1845 geschrieben habe, nicht »marxistisch« 
sei. Der Vorteil der Wiederentdeckung des frühen Marx bestand jedenfalls 
darin, dass man in den Besitz eines neuen Vokabulars gelangte, das sich zu 
einer relativ diffusen Sprache entwickelte, die unter Studenten Verbreitung 
fand und es erlaubte, revolutionäre Ersatzsubjekte zu entdecken -  die 
Frauen, die Schwulen, die Studenten selbst etc. Solche Gruppen ließen 
sich nun ohne Mühe in das marxistische Narrativ aufnehmen, obwohl ih­
nen die organische Verbindung zur proletarischen Arbeiterschaft fehlte.

Die dritte und mächtigste Quelle einer Erneuerung des Marxismus 
waren natürlich die chinesische Revolution und die ländlichen Revolu­
tionsbewegungen, die damals in Mittelamerika, in Lateinamerika, in Ost- 
und Westafrika, in Südostasien um sich griffen. Das Gravitationszentrum 
der Geschichte schien sich in die bäuerlichen Gesellschaften verlagert zu 
haben. Mit dem Aufstieg dieser Revolutionsbewegungen ging eine Kon­
junktur von Untersuchungen in Westeuropa und in den Vereinigten Staa­
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ten einher, die sich mit den Bauern und ihren Aufständen beschäftigten. 
Maos bäuerlicher Kommunismus hatte einen unbestreitbaren Vorteil: 
Er war eine ideale Projektionsfläche für revolutionäre Träume. Außer­
dem gehörte Russland zu Europa, während China zur »Dritten Welt« 
zählte -  ein Gesichtspunkt, der für eine jüngere Generation, die in Eu­
ropa und Nordamerika keine Chance mehr für die Linke sah, zunehmend 
an Bedeutung gewann.

Vielleicht kann man sagen, dass das Scheitern der Sowjetunion in ihrem 
Erfolg liegt. Lenins Idee oder, je nach Auffassung, Irrweg war seine Über­
zeugung, man könne nach der Revolution eine Kopie der bürgerlichen In ­
dustriegesellschaft schaffen...

... und sie dann umkrempeln ...

... und aus ihr den Sozialismus aufbauen. Stattdessen hat sich, bis man mit 
der Kopie fertig ist, das Original zu etwas viel Schönerem weiter entwi­
ckelt, und man steht da mit einer schäbigen Kopie, die weder mit den An­
nehmlichkeiten des Westens noch mit der Aufbruchs Stimmung der Dritten 
Welt konkurrieren kann.

Die Sowjetunion wird in den Augen ihrer Kritiker aus etwas Schreck­
lichem zu etwas Ödem und in den Augen ihrer Anhänger aus etwas Hoff­
nungsvollem zu etwas Aussichtslosem.

Nehmen wir Chruschtschow selbst. Erst fährt er nach Amerika und 
streitet sich mit Nixon darüber, wer die besten Kühlschränke baut. Dann 
kehrt er nach Moskau zurück und schwärmt von den revolutionären Er­
rungenschaften Kubas. Die Sowjetunion schneidet also gleich im dop­
pelten Sinne schlecht ab: Sie ist eine schlechte Kopie Amerikas, und sie 
1 echzt verzweifelt danach, in Kuba einen Jungbrunnen zu finden.

Wohingegen Mao und seine kleinformatigen Nachahmer andernorts 
keinen solchen gedoppelten Ehrgeiz hegen. Und die Kulturrevolution, 
bei der es sich in Wahrheit um eine furchtbare Imitation gewisser Aspekte 
des Stalinismus handelte, galt Ende der sechziger Jahre meinen Alters­
genossen in Cambridge als ein erfrischender Ausbruch von Energie und 
Ausdruck jugendlicher Entschlossenheit, die Revolution, den gesetzten 
alten Männern in Moskau zum Trotz, zu erneuern.
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China belegt auf andere Weise, dass Lenins Scheitern in seinem Erfolg 
lag. Lenin und Trotzki bauten nämlich darauf dass ihrer einen, frühen 
Revolution ausgereifte Revolutionen in den industrialisierten bzw. sich 
industrialisierenden Ländern des Westens folgen würden. Aber das ge­
schah nicht; stattdessen wurde das leninistische Modell zur Sache selbst. 
Es wurde zu einem Revolutionsmodell, das au f andere agrar gesellschaft­
liche Länder übergreifen konnte, die unter traditionell marxistischen Ge­
sichtspunkten noch weniger für eine Revolution taugten. Obwohl von 
der zwangsläufigen Logik der Geschichte überzeugt, griff Lenin aktiv in 
ihren Verlauf ein, um sie vorwärts zu treiben. Sein Erbe ist in Wahrheit 
der Voluntarismus.

Stalins Zerschlagung der sowjetischen Intelligentsia war Stückwerk. Er 
arbeitete noch en detail, während Mao schon en gros mordete und Pol 
Pot schließlich die ganze Gesellschaft im Visier hatte. Was macht man 
angesichts der Gefahr, dass unzufriedene Intellektuelle, Stadtbewohner 
oder Reste der Bourgeoisie eine kritische Opposition bilden oder gar eine 
dissidente, wenn auch noch unorganisierte Kraft? Man schafft sie einfach 
ab. Man vernichtet sie. Zu dem Zeitpunkt, da die Logik der revolutio­
nären Ausrottung Kambodscha erreicht, unterscheiden sich die kom­
munistischen ideologischen Zielsetzungen und das nationalsozialistische 
Denken in Kollektivkategorien nicht mehr voneinander.

Wir haben bisher so getan, als gehe es nur um die Desillusionierungen der 
50er und 60er fahre. Es gab aber eine Gruppe von intellektuellen Kriti­
kern des Marxismus und der Sowjetunion, die entweder schon viel früher 
vom Marxismus enttäuscht worden waren oder überhaupt nie viel von 
ihm gehalten hatten: die Liberalen des Kalten Krieges.

Auf der intellektuellen und kulturellen Ebene, und in vielen Ländern auch 
auf der politischen, wurde der wahre Kalte Krieg nicht zwischen links und 
rechts, sondern innerhalb der Linken geführt. Die eigentliche politische 
Bruchlinie verlief zwischen Kommunisten und deren Mitläufern und 
Sympathisanten einerseits und den Sozialdemokraten andererseits -  mit 
Sonderfällen wie in Italien, wo die Sozialisten eine Zeit lang auf der Seite 
der Kommunisten standen. Kulturell entsprang die Bruchlinie der Kul­
turpolitik der dreißiger Jahre.
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Hat man das verstanden, so erkennt man, um wen es sich bei den Libe­
ralen des Kalten Krieges handelte. Das waren Leute wie Sidney Hook: ein 
jüdischer Marxist, der sich zum Nichtmarxisten wandelte, aber Fachmann 
in Sachen Marxismus blieb und ans City College in New York ging. Er 
kam 1902 zur Welt, entstammte der linksorientierten jüdischen Gemein­
schaft Brooklyns und war vom Kommunismus als Ideologie angezogen. 
Der Aufstieg Stalins stieß ihn ab, und er sympathisierte eine Zeit lang mit 
Trotzki. Später erschien ihm Trotzkis Position als entweder illusionär oder 
eine Spielart des Leninismus, selbst nicht viel besser als der Stalinismus. Er 
wurde zu einem streitbaren sozialistischen Kritiker des Kommunismus.

Das »streitbar sozialistisch« ist entscheidend. Sidney Hook haftet nichts 
Reaktionäres an. Er stand in keiner Weise politisch rechts, auch wenn er 
in einigen seiner kulturellen Vorlieben konservativ war -  wie viele So­
zialisten. Wie Raymond Aron stand er während der Studentenunruhen 
der sechziger Jahre auf der anderen Seite der Barrikaden. Angewidert von 
der Unfähigkeit der Hochschule, den Sit-ins und Besetzungen Einhalt zu 
gebieten, verließ er die New York University -  eine für die Liberalen 
des Kalten Krieges typische Haltung. Aber er stand innenpolitisch immer 
links von der Mitte und war ein direkter Erbe der sozialistischen Traditi­
on des neunzehnten Jahrhunderts.

Raymond Aron, drei Jahre nach Hook geboren, hatte viel mit ihm 
gemein. Die Liberalen des Kalten Krieges -  die zumeist aus dem er­
sten Jahrzehnt des zwanzigsten Jahrhunderts stammten -  waren ein 
bisschen älter als die Progressiven, deren prägende Erfahrung eher der 
Zweite Weltkrieg als die Zeit der 30er Jahre bildete. Wie Hook war auch 
Aron Jude, was in seiner Generation französischer Intellektueller aller­
dings weniger von Bedeutung war. Sein Studium hatte er an der elitären 
Ecole Normale Superieure absolviert. Wie Hook entwickelte er sich zu 
einem großen Kenner des Marxismus -  auch wenn er im Unterschied zu 
Hook nie selber Marxist war. Zu seiner persönlichen Ablehnung autori­
tärer Herrschaft gelangte er eher aufgrund unmittelbarer Erfahrungen mit 
dem Nationalsozialismus, die er während eines längeren Aufenthalts in 
Deutschland machte.

Nach dem Zweiten Weltkrieg gelangte Aron zu der Überzeugung, für 
Europäer hänge die Wahl zwischen Amerika und der Sowjetunion nicht 
von der Frage ab, wo es sich besser leben lasse, sondern welche der beiden 
Optionen man für die weniger schlechte halte. Aron wird häufig als rech­
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ter Konservativer verkannt, was er niemals war. Nach allen herkömm­
lichen Kriterien stand er vielmehr links von der Mitte. Seine Verachtung 
indes galt nicht dem Schwachsinn der Rechten -  für den ihm seine Zeit 
zu schade war -, sondern den Torheiten der linken fellow travellers, ein­
schließlich seiner früheren Freunde Jean-Paul Sartre und Simone de Beau- 
voir.

In den meisten europäischen Ländern gab es Menschen wie Hook oder 
Aron -  Leute, die sich im Marxismus auskannten und die wenig Illusio­
nen über die Vereinigten Staaten hegten. Sie hatten keine Schwierigkeit, 
zu erkennen, was mit Amerika nicht stimmte -  Rassismus, Geschichte 
der Sklaverei, Kapitalismus in seiner krudesten Form -, aber darum ging 
es jetzt nicht mehr. Die Wahl, vor der man stand, war die zwischen zwei 
großen, imperialen Gruppierungen -  und nur in der einen von beiden 
war ein lebenswertes Leben möglich, ja erstrebenswert. [...]

Gibt es, intellektuell betrachtet, einen spezifischen Liberalismus der Zeit 
des Kalten Krieges?

Am besten stellt man sich die Liberalen des Kalten Krieges als die Erben 
des Progressivismus und des New Deal vor. Das hat sie geprägt, sie in­
tellektuell geformt. Der Wohlfahrtsstaat und sein Beitrag zum sozialen 
Zusammenhalt galten ihnen als ein Weg, die extremistische Politik der 
dreißiger Jahre zu vermeiden. Das speiste und bestimmte ihren Antikom­
munismus, wie auch der Erfahrungshintergrund ihrer antifaschistischen 
Aktivitäten vor 1939, der viele von ihnen miteinander verband. Die an­
tifaschistischen Organisationen, Fronten, Bewegungen, Zeitschriften, 
Versammlungen und Reden der dreißiger Jahre finden ihr Gegenstück im 
antikommunistischen Liberalismus der fünfziger Jahre.

Vor 1939 waren die Progressiven und die Liberalen in der Defensive. 
Die Tdee einer Position in der Mitte sah sich eingezwängt zwischen den 
Argumenten und Parolen des Faschismus und des Kommunismus. Wie 
Mark Mazower in Dark Continent schreibt, hätte man 1941 Mühe gehabt, 
die These zu vertreten, die Zukunft gehöre der Demokratie.14 In den fünf­
ziger Jahren aber lagen die Dinge anders.

Der Optimismus der Liberalen des Kalten Krieges entsprang dem 
Sieg im Zweiten Weltkrieg und der unerwartet erfolgreichen Lösung der 
unmittelbar auf den Krieg folgenden Krise. 1948, spätestens 1949, mit
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der Proklamation der DDR, kam der Vormarsch des Kommunismus in 
Europa zum Stillstand, und die Amerikaner hatten sich mittlerweile wil­
lens und fähig gezeigt, die liberale Wirtschaft und die demokratischen 
Einrichtungen im restlichen Europa zu unterstützen. Die Liberalen des 
Kalten Krieges waren davon überzeugt, dass die Geschichte auf ihrer Seite 
war: Der Liberalismus war nicht nur lebensfähig, er würde auch über sei­
ne Widersacher triumphieren. Freilich musste er verteidigt werden, nicht 
nur, weil er von Natur aus verletzlich ist, sondern auch, weil er es nicht 
mehr gewohnt war, seine Vorzüge aggressiv geltend zu machen.

Du hast an früherer Stelle Koestler mit seiner Bemerkung zitiert, dass die 
Menschen unfehlbar dazu neigten, das Richtige aus den falschen Gründen 
zu tun. Das Zitat hat noch einen zweiten Teil, der da besagt, dass es von 
einem Mangel an Selbstbewusstsein zeuge, wenn man die Auseinander­
setzung mit den Betreffenden scheut. Wenn es ein Ereignis gab, das da­
mals das Selbstbewusstsein einiger Liberaler untergrub, und ich denke vor 
allem an Aron, dann waren das 1968 die Studentenrevolten in Europa.

In Arons Fall muss man auch den Sechstagekrieg von 1967 nennen. Er 
war zutiefst irritiert von De Gaulles öffentlich bekundeter Abneigung ge­
genüber Israel und den Juden; und wie viele säkularisierte Juden seiner 
Generation fing er an, sich zu fragen, ob seine jüdische Identität und seine 
Beziehung zu Israel in seinem politischen Denken und Gemeinschafts­
gefühl nicht eine größere Rolle spielen müssten, als er beidem bis dahin 
zugestanden hatte.

Das Jahr 1968 war entscheidend, weil eine neue Generation auf den 
Plan trat, für die all die früheren Lektionen der Geschichte keine Bedeu­
tung zu haben schienen. Eben weil die Liberalen gewonnen hatten, fehlte 
ihren Kindern der Sinn für das, was einst auf dem Spiel gestanden hatte. 
Aron in Frankreich, Hook in Amerika, Habermas in Deutschland teil­
ten allesamt die Überzeugung, dass der entscheidende Aktivposten des 
westlichen Liberalismus nicht seine intellektuelle Anziehungskraft war, 
sondern seine institutionellen Strukturen.

Mit anderen Worten, der Vorzug des Westens bestand in seiner Regie­
rungsform, seinem Rechtssystem, seinen Möglichkeiten öffentlicher Be­
ratung, seinen Regulierungsmechanismen, seinem Bildungswesen. All das 
schuf, zusammengenommen, im Laufe der Zeit einen stillschweigenden
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Vertrag zwischen Gesellschaft und Staat. Die Gesellschaft räumte dabei 
dem Staat gewisse, durch Gesetz und Usus begrenzte, Eingriffsmöglich­
keiten ein; der Staat seinerseits gestattete der Gesellschaft ein hohes Maß 
an Eigenständigkeit, beschränkt nur durch die Achtung vor den staatli­
chen Einrichtungen.

Im Jahr 1968 hatten viele den Eindruck, dass dieser Vertrag auf der 
Kippe stand. Für Aron oder Habermas waren die Feinde wie schon in den 
dreißiger Jahren jene, die ihn zu brechen versuchten, die -  um im da­
maligen Jargon zu reden -  das Falsche und Illusionäre des Liberalismus 
entlarven wollten. Für einige der Vorwürfe gab es, wie wir nicht vergessen 
sollten, gute Gründe. In Frankreich erschien die Politik angesichts des 
gaullistischen Machtmonopols festgefahren. In Deutschland verlor die 
Sozialdemokratische Partei eine Generation an die so genannte Außer­
parlamentarische Opposition, in deren Augen die Partei sich selbst dis­
kreditiert hatte, indem sie sich auf eine Koalitionsregierung unter einem 
christdemokratischen Kanzler eingelassen hatte, der einst Mitglied in der 
NSDAP gewesen war.

In den siebziger Jahren sind die Liberalen des Kalten Krieges gealtert, und 
die Konfrontation zwischen den USA und der Sowjetunion hat an ideolo­
gischer Schärfe verloren.

Und etwas anderes veränderte sich, weniger sichtbar, dafür tiefer rei­
chend. Die Liberalen des Kalten Krieges litten darunter, dass es mit dem 
intellektuellen und politischen Monopol, das die Reformer des New Deal 
und ihre europäischen Kollegen von den dreißiger bis zu den sechziger 
Jahren innehatten, zu Ende ging. Von Roosevelt bis zu Lyndon Johnson 
und sogar noch Richard Nixon wurde die westliche Welt beherrscht von 
einer fortschrittlichen Innenpolitik und »big government«. In Westeu­
ropa waren sozialdemokratisch-christdemokratische Kompromisse, der 
Wohlfahrtsstaat und die Entideologisierung des öffentlichen Lebens die 
Norm.

Aber dieser Konsens begann zu bröckeln. 1971 hörten die USA auf, 
den Dollar mit Goldreserven zu stützen, und brachen damit aus dem in­
ternationalen Währungssystem von Bretton Woods aus. Dann kamen die 
Olpreisinflation und die damit zusammenhängende wirtschaftliche Re­
zession. Die meisten Liberalen des Kalten Krieges hatten über den Keyne­
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sianismus nie ernsthaft nachgedacht: Für sie war er die selbstverständliche 
Grundlage der Wirtschaftspolitik. Gewiss machten sie sich auch keine 
Gedanken über die Grundziele guten Regierens -  die verstanden sich 
von selbst. Als nun diese und andere Annahmen von einer neuen Gene­
ration konservativer Intellektueller in Frage gestellt wurden, konnten die 
Liberalen ihnen wenig entgegensetzen.

'Woher sollte also in jenen Jahren der Liberalismus kommen?

Von anderswo. Von Menschen, für die der Liberalismus ein noch uner­
reichtes Ziel geblieben war. Von Menschen, denen die Logik des liberalen 
Staats in schroffem Gegensatz zur Logik ihrer Machthaber erschien. Von 
Intellektuellen, die im Liberalismus nie einen unhinterfragten Normal­
zustand der Politik gesehen hatten, sondern denen er als eine radikale 
Perspektive erschien, die zu verfolgen beträchtliche Gefahren für die ei­
gene Person mit sich brachte. In den siebziger Jahren traf man das interes­
santeste liberale Denken in Osteuropa an.

Ungeachtet aller Unterschiede hatten Adam Michnik in Polen oder 
Vaclav Havel in der Tschechoslowakei oder die ungarischen Liberalen 
dieser Generation etwas gemein -  die Erfahrung des Kommunismus. In 
Osteuropa, auf alle Fälle in Warschau und Prag, stellte 1968 also keine Re­
volte gegen den Liberalismus der Vätergeneration und schon gar keinen 
die Fata Morgana politischer Freiheit beschwörenden Protest dar, viel­
mehr eine Auflehnung gegen den Stalinismus der Eltern der 60er-Jahre- 
Generation -  ein Aufbegehren, das häufig unter der Maske und der 
Parole einer Reform oder Erneuerung des Marxismus auftrat.

Der Traum vom marxistischen »Revisionismus« sollte indes unter den 
Polizeiknüppeln in Warschau und den Panzerketten in Prag zerstieben. 
So teilten die Liberalen im östlichen Mitteleuropa eine Art negativen Aus­
gangspunkt: Die Erfahrung hatte gezeigt, dass Verhandlungen mit auto­
ritären Regimen sich nicht lohnen, da diese ihrer Natur nach nicht in der 
Lage sind, die Forderungen zu erfüllen, um die es den Liberalen geht. 
Verhandlungen laufen unter solchen Umständen stets auf beiden Seiten 
auf eine Strategie der Arglist hinaus -  mit vorhersehbarem Ergebnis: 
Entweder es folgt eine Konfrontation, in der die Möchtegern-Reformer 
unterliegen -  oder aber deren gefügigere Vertreter werden vom Regime 
geschluckt.
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Aus dieser unmissverständlichen Lektion zog die neue Generation ost­
europäischer Denker einen ganz eigenen Schluss: Unter den Bedingungen 
eines Regimes, das sich nicht stürzen lässt, mit dem man aber auch nicht 
wirklich verhandeln kann, bleibt eine dritte Option -  die Option, zu 
handeln, aber unter der Prämisse des »Als ob«. Hier handelt es sich ge­
wissermaßen um die Metaphysik autoritärer Politik.

Die Politik des »Als ob« konnte zwei Formen annehmen. An manchen 
Orten bestand die Möglichkeit, sich so zu verhalten, als sei das Regime 
konzessionsbereit, und dadurch, dass man seine heuchlerischen Gesetze 
ernst nahm, zumindest die Nacktheit des Kaisers bloßzustellen. Anders­
wo, vor allem in der Tschechoslowakei, wo selbst die Illusion politischer 
Kompromissbereitschaft zerstört worden war, bestand die Strategie darin, 
auf individueller Ebene so zu handeln, als sei man frei, sprich, danach zu 
streben, ein Leben zu führen, dessen Basis aus nichtpolitischen Tugenden 
und moralischen Prinzipien bestand.

Solch ein Verhalten erforderte natürlich, dass man seinen Ausschluss 
aus der Politik akzeptierte, so wie sie das Regime und auch viele Außen­
stehende verstanden. Ob man das nun mit Havels Worten als »die Macht 
der Machtlosen« oder mit György Konräd als »Antipolitik« bezeich­
net -  es handelte sich um etwas, für das den westlichen Liberalen die Er­
fahrung und die Sprache fehlten. Letzten Endes traten die Dissidenten des 
kommunistischen Europa dafür ein, die Gesellschaft auf rein rhetorischer 
Ebene und in einer rein individuellen Dimension neu zu schaffen, so dass 
sie dem Zugriff eines Staates entzogen war, der ganz bewusst darauf zielte, 
die Gesellschaft so, wie wir sie verstehen, auszuhöhlen und sich einzuver­
leiben.

Die Dissidenten schufen, wenn man so will, eine neue Umgangsform. 
Vielleicht kann man so ihre Absichten am besten beschreiben -  Ab­
sichten, bei deren Verfolgung sie sich ganz bewusst gegenüber dem Re­
gime und dessen Reaktionen taub stellten. Man agierte einfach so, als 
würden die Gesetze, die kommunistische Sprache, die Verfassungen der 
einzelnen Staaten und die internationalen Vereinbarungen, die sie unter­
schrieben hatten, funktionieren und als seien sie vertrauenswürdig.

Am wichtigsten war hier der so genannte »Dritte Korb« der Schlussakte 
der Helsinki-Konferenz von 1975, der die Unterzeichner, also auch die 
Sowjetunion und alle ihre Satelliten, zur Einhaltung der grundlegenden 
Menschenrechte verpflichtete. Die Regime rechneten natürlich nicht da­
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mit, beim Wort genommen zu werden; nur deshalb unterschrieben sie. 
Von Moskau bis nach Prag indes nutzten Kritiker die Gelegenheit, sie an 
die rechtlichen Verpflichtungen zu erinnern, die sie eingegangen waren.

Zumindest in diesem Punkte gab es eine gewisse Übereinstimmung mit 
dem, was die Radikalen im Westen 1968 zu tun glaubten -  nämlich die 
Obrigkeit zu zwingen, die Wahrheit über sich preiszugeben, und auf die­
sem Wege die Mitbürger und ausländischen Beobachter über die Wider­
sprüche und Unwahrheiten des herrschenden Regimes aufzuklären.

Das ist Teil einer umfassenderen Geschichte der Menschenrechte. Der 
»Dritte Korb« von Helsinki wurde, wie Du sagst, von Tschechen, Ukrai­
nern, Polen, Russen, praktisch allen im Ostblock auf gegriffen -  hier von 
einer Handvoll, dort von hundert Leuten. Aber auch Gruppen im Westen 
nahmen die Sache auf -  Amnesty International, Human Rights Watch -, 
in der gleichen Absicht. Auch sie nahmen das Bekenntnis zu den Men­
schenrechten beim Wort. Prominenz erlangten die »Menschenrechte« als 
Begriff -  aber auch als Politikum -  schließlich unter Jimmy Carter und 
später Ronald Reagan. Man kann hier Widersprüche konstatieren, aber es 
scheint, dass hier eine neue Form von Liberalismus entstand, der zum Teil 
aus Osteuropa kommt.

Das war in der Tat eine zu neuem Leben erweckte Sprache des Liberalis­
mus -  und nicht einfach nur des Liberalismus, sondern auch der Linken. 
Wir sehen instinktiv Organisationen wie Human Rights Watch oder Am­
nesty International als linksorientierte Organisationen an, was sie auch 
sind. Die Linke konnte nicht mehr in den Bahnen der Vergangenheit wei­
termachen, wo sie institutionell oder emotional an die Sprache des Mar­
xismus gebunden war. Sie brauchte eine ganz neue Sprache.

Aber bleiben wir nüchtern. So sehr wir die Charta 77 in der Tsche­
choslowakei und den Mut all derer, die sie unterzeichneten, bewundern 
mögen, Tatsache ist, dass sie bei ihrer Abfassung nur von 243 Personen 
unterschrieben wurde und dass im Laufe des folgenden Jahrzehnts nicht 
mehr als ungefähr tausend hinzukamen. Die Wahrheit ist, dass besonders 
in der Tschechoslowakei der Rückzug aus der Politik -  die Privatisierung 
der Meinung -  seit der Niederschlagung des Prager Frühlings sehr weit 
vorangeschritten war. Die »Normalisierung« -  der Ausschluss Tausen­
der Männer und Frauen von allen öffentlichen bzw. exponierten Ämtern
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und Berufen -  war erfolgreich verlaufen. Tschechen und Slowaken ver­
abschiedeten sich aus dem öffentlichen Leben und zogen sich in Konsum 
und politischen Konformismus zurück.

Polen nahm eine ganz andere Entwicklung. Intellektuellen und ehema­
ligen radikalen Studenten war es gelungen, Kontakte zu einer echten Ar­
beiterbewegung herzustellen, vor allem in den Städten entlang der Ostsee, 
in denen es Werften gab. Nach mehreren Fehlstarts fanden Arbeiter und 
Intellektuelle in den großen Streiks von 1980 zu einer Kooperation, und 
Solidarnosc wurde zu einer Massenbewegung mit zehn Millionen Mitglie­
dern.

Aber auch Solidarnosc wurde -  zumindest erst einmal -  durch die 
Verhängung des Kriegsrechts im Dezember 1981 niedergeschlagen. Und 
ich erinnere mich, dass selbst Adam Michnik damals stark an ihrem Er­
folg zweifelte. Solidarnosc war in den Untergrund abgetaucht, und das 
Regime war dabei, sich ein weiteres Mal im Ausland Geld für den Kauf 
von Konsumgütern zu leihen. Noch 1987 hatte es den Anschein, als kön­
ne nichts diesen elenden Mechanismus daran hindern, ewig so weiter zu 
funktionieren.

Es fällt au f dass die osteuropäischen Intellektuellen zu ihren Haltungen 
über den Weg individueller und historischer Erfahrungen gelangten, die 
wenig mit dem klassischen Verständnis vom bürgerlichen Leben oder libe­
raler Erziehung zu tun hatten.

Ganz recht. Havel, um den einschlägigsten Fall zu nehmen, ist kein po­
litischer Denker im üblichen, westlichen Sinn. Wenn er überhaupt in ei­
ner etablierten Tradition steht, ist er dem Erbe phänomenologischen und 
neuheideggerianischen Denkens verpflichtet -  einer in seinem Heimat­
land, der Tschechoslowakei, gut entwickelten Strömung. In einer gewis­
sen Weise gereichte Havel sein offenkundiger Mangel an intellektueller 
Verwurzelung freilich zum Vorteil. Hätte man ihn einfach nur als einen 
weiteren mitteleuropäischen Denker wahrgenommen, der deutsche Meta­
physik für kommunistische Politik in Anspruch nimmt, westliche Leser 
hätten ihn nicht nur weniger attraktiv, sondern auch weit weniger ver­
ständlich gefunden. Andererseits war es der typisch phänomenologische 
Gegensatz von »Echtheit« und »Schein«, der ihm sein wirksamstes Bild 
lieferte -  das Bild des Gemüsehändlers, der in seinem Schaufenster das



Mein Osteuropa 43

Schild mit der Parole »Arbeiter aller Länder, vereinigt euch!« anbringt.
Es ist das Bild eines einsamen Menschen. Der tiefere Sinn ist, dass je­

der im Sozialismus einsam ist, dass aber die Handlungen der Einzelnen, 
so isoliert sie auch sein mögen, nicht bedeutungslos sind. Nähme auch 
nur ein einziger Gemüsehändler das Schild weg und folgte seiner eigenen 
Überzeugung -  es würde für ihn und für alle, die in seinen Laden kämen, 
etwas bedeuten. Dieses Argument hat nicht nur für den Kommunismus 
Geltung, aber für die Leser im Lande ließ es sich so verstehen.

Havel war auf diese Weise sowohl für sein tschechisches Publikum als 
auch für ausländische Leserschaften verständlich. Das Gleiche traf, ob­
gleich aus anderen Gründen, auch auf Milan Kundera zu, den anderen 
berühmten literarischen Dissidenten aus der Tschechoslowakei. Ich habe 
tschechische Freunde, die Kunderas Popularität im Westen mit tiefem Res­
sentiment erfüllt. Warum, fragen sie, finden andere tschechische Autoren 
(die von ihrem heimischen Publikum oft höher geschätzt werden) jenseits 
der Grenze keine Leser? Wenn wir zum Beispiel Frankreich nehmen, so 
ist Kundera den Lesern dort stilistisch ganz vertraut; seine spielerischen 
Experimente kommen dem Pariser Ton sehr nahe und fügen sich leicht in 
das intellektuelle und literarische Leben des Landes.

Das Geniale an Kunderas Idee von Mitteleuropa besteht darin, dass sie 
Westeuropa reicher erscheinen lässt, weil es Mitteleuropa mit umfasst, 
dieses Land tschechischer Frauen und Mehlspeisen, überquellend von 
historischen Bezügen und guten Büchern. Er schenkt uns Böhmen, auch 
und nicht zuletzt im abgeleiteten Sinne von Boheme.

Das Interesse am östlichen Mitteleuropa, das in den siebziger Jahren auf­
kam, war, praktisch gesehen, bemerkenswert beschränkt: Es galt einem 
auf seinen großstädtischen Kern reduzierten Phantasma des Habsburger 
Reichs. Die Betonung des kosmopolitischen und intellektuellen Erbes 
Wiens, Budapests und Prags hatte den willkommenen Effekt, Mitteleuropa 
seiner problematischen Geschichte und seiner inneren Konflikte zu ent­
kleiden. Zugleich wurde es von den Elementen befreit, die am schwersten 
verdaulich waren: von Religion, bäuerlicher Welt und der Wildnis des eu­
ropäischen Ostens.

Dieses mythologische Mitteleuropa westlicher Imagination schließt 
auch und zumal Polen aus -  jedenfalls seinen größten Teil. Das Land
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stellt westliche Beobachter schon lange vor unangenehme Dilemmata, so 
sehr es selbst auf seiner zentralen Bedeutung für die europäische Kultur 
insistiert. Seit den sechziger Jahren ist Mitteleuropa in der westlichen Vor­
stellungswelt untrennbar verknüpft mit dem »jüdischen Europa«, dem 
nostalgischen und sympathischen Mitteleuropa des Fin-de-siecle, wie es 
uns Stefan Zweig vorführt. Polen aber passt nicht in dieses Bild. In der 
heutigen westlichen Vorstellungswelt ist Polen kein Ort, wo Juden leben, 
sondern ein Ort, wo Juden sterben. Dabei schrumpfen die Verluste an 
Menschenleben, die das polnische Volk selbst erlitten hat, bis zur Uner­
heblichkeit zusammen.

Interessant, dass dieses Mitteleuropa, wie Da andeutest, jüdisch ist, auch 
wenn das natürlich für Kundera nicht gilt. Ich glaube, dass das in den 
siebziger Jahren entstandene Bild von Mitteleuropa sich der Herausbil­
dung des Holocaust-Narrativs verdankt. Aber wie Du schon sagtest, Ha­
vel hat seine Wurzeln in der Phänomenologie. Das ist sehr merkwürdig, 
denn wenn es eine philosophische Richtung gibt, deren Rezeption durch 
den Holocaust vergiftet ist, dann ist das eben die Phänomenologie. Und 
Havel schafft es, sie einzuschmuggeln.

Aber worauf ich eigentlich hinaus will: Mit dieser Ausblendung ge­
hen dem Mitteleuropa Kunderas nicht nur die Bauern, die Slawen, die 
Christen, die hässliche Wirklichkeit, die nicht-habsburgische Welt verlo­
ren, sondern auch ernstzunehmende Denkströmungen. Das ist etwas, was 
ich von Marci Shore gelernt habe, die sich mittlerweile mit den Phänome- 
nologen beschäftigt.

In dem Maße, wie im Westen der Holocaust ins Bewusstsein rückte und 
zum treibenden Motiv der Beschäftigung mit der jüngeren europäischen 
Vergangenheit aufstieg, wurde das mitteleuropäische und insbesondere 
deutschsprachige Denken der Zeit zunehmend auf jene Aspekte seiner 
Entwicklung reduziert, die sich auf den Holocaust beziehen ließen. Die 
Würdigung anderer Aspekte der europäischen Geschichte und Gedan­
kenwelt -  insbesondere solcher von positiver Bedeutung für die Regi­
on -  wurde dadurch erschwert.

Denken wir etwa, um auf die Phänomenologen zurückzukommen, 
an Karol Wojtyla. Auffällig ist, wie schwer es dem Westen fällt, den pol­
nischen Papst in allen seinen Dimensionen wahrzunehmen. Sein Katholi­
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zismus wird auf den Nationalkult um die Jungfrau Maria reduziert. Seine 
Kritiker konzentrierten sich auf den kompromisslosen Universalismus 
seiner Haltung in ethischen Fragen und sahen deshalb nichts weiter in 
ihm als den Repräsentanten einer reaktionären osteuropäischen Tradition. 
Sein intellektuelles Vermächtnis oder das intellektuelle Erbe, aus dem er 
schöpfte, genauer unter die Lupe zu nehmen, schien daher nicht der Mühe 
wert.

Ich glaube, das Problem ist folgendes: Die Geschichte Mitteleuropas 
im zwanzigsten Jahrhundert ist in ihrer Problematik dermaßen überwäl­
tigend, dass seine subtileren intellektuellen, sozialen und kulturellen Strö­
mungen für den Außenstehenden praktisch unsichtbar bleiben. Jedenfalls 
ist dies, wie Larry Wolff schon vor langer Zeit festgestellt hat, ein Teil der 
Welt, dessen Geschichte in westlichen Köpfen immer wieder umgeschrie­
ben wird.

Lass' mich einen anderen Polen erwähnen, der vermutlich die jüngere 
'Weltgeschichte stärker beeinflusst hat als jeder andere polnische Intellektu­
elle, der Papst vielleicht ausgenommen: Jerzy Giedroyc, der Herausgeber 
von Kultura, der im Exil erscheinenden und für Polen wichtigsten Zeit­
schrift während der kommunistischen Ara.

Giedroyc war vielleicht der bedeutendste Liberale des Kalten Krieges, 
obwohl er kaum etwas geschrieben und fast niemand außerhalb Polens 
von ihm gehört hatte. Es gelang ihm, an seinem Wohn- und Redaktionssitz 
in Maisons-Laffltte, nahe Paris, eine polnische und auch osteuropäische in­
tellektuelle Parallelwelt zu schaffen. Er war der Architekt der polnischen 
Ostpolitik oder, besser gesagt, einer groß angelegten Strategie, die Polen 
dabei half, in der schwierigen Zeit der neunziger Jahre den richtigen Weg 
einzuschlagen. Das alles tat er, ohne dass jemand in Frankreich von der 
Arbeit, die er von den 50er bis Ende der 80er Jahre leistete, wirklich Notiz 
genommen hätte.

In den Gesprächen mit Giedroyc, die Barbara Torunczyk 1981 führte, 
gibt es eine komische Situation, in der sie ihn fragt, ob der Westen ihn be­
einflusst habe, und er das kategorisch verneint. Und dann will sie wissen, 
ob er versucht habe, Einfluss auf Frankreich zu nehmen. Er sagt sinnge­
mäß: Meine Liebe, das wäre verlorene Liebesmüh gewesen -  alles, was 
man vom Westen erwarten kann, sind Tränen und Geld.
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Die Sache ist komplizierter. Czeslaw Milosz spricht von unerwiderter 
Liebe, von Tränen, die nicht nur einer vergießen sollte. Osteuropa will 
nicht einfach nur Mitgefühl und Unterstützung; es will verstanden wer­
den. Und es will um seiner selbst willen verstanden werden, nicht bloß 
im Hinblick auf westliche Zwecke, für die es eingespannt werden kann. 
Und prägend für meine Erfahrung mit allen möglichen Mitteleuropäern, 
gleich welcher Generation oder politischen Richtung, war von den 60er 
bis Ende der 90er Jahre stets ihr Gefühl, kein Verständnis zu finden.

Kein einigermaßen sensibler Beobachter aus dem Westen, der im zwan­
zigsten Jahrhundert mit Mitteleuropäern zu tun hatte, blieb, glaube ich, 
von dem Vorwurf unerwiderter Liebe verschont. Wir sind etwas Eigenes, 
bekommt man zu hören; ihr vermögt unsere Besonderheiten, unsere Ei­
gentümlichkeit nicht zu würdigen. Und wir haben unsere Zeit damit ver­
bracht zu versuchen, euch das zu erklären, oder darüber zu verzweifeln, 
es euch niemals deutlich machen zu können.

Ich frage mich, oh das nicht im Grunde auf ein Versagen des Kommunis­
mus zurückzuführen ist. Der Kommunismus beanspruchte, eine Art von 
universaler und deshalb auch universal verständlicher Kultur zu verkör­
pern, vorzuleben und zu verbreiten. In Osteuropa aber schafft er national 
selbstbezogene und in ihrer Kultur ethnisch beschränkte Gesellschaften. 
Eben deshalb ist Kunderas Bild von einem kosmopolitischen Mitteleuropa 
so entschieden antikommunistisch. Noch lange nach dem Ende des Kom­
munismus sind die Intellektuellen in der Region mit den größeren euro­
päischen Sprachen weit weniger vertraut, als sie es in der angeblich barba­
rischen Zeit zwischen den Kriegen waren. Zu einem großen Teil rührt das 
Verständnisproblem, selbst gegenüber einem Havel oder Milosz, einfach 
daher, dass man sie übersetzen muss.

Der Bruch zwischen den Generationen scheint mir hier entscheidend. Das 
Mitteleuropa von Nicholas Kaldor, einem ungarischen Volkswirtschaftler, 
den ich aus Cambridge kannte, war noch ein deutschsprachiges Mittel­
europa. Niemand brauchte irgendetwas zu übersetzen, weil alle Deutsch 
miteinander sprachen und auf Deutsch veröffentlichten. Die folgende Ge­
neration aber schrieb auf Ungarisch. Die einzige Fremdsprache, die sie 
lernen musste, war Russisch, eine in doppelter Hinsicht nutzlose Sprache: 
weil sie sich in ihr nicht ausdrücken wollte und weil sie sie deshalb nie
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richtig lernte. Und so musste alles übersetzt werden, was im Westen an­
kommen sollte.

Man sieht das bei Michnik, jenem seltenen Europäer von wahrhaft histo­
rischer Bedeutung, der Englisch weder spricht noch versteht. Seine Werke 
und Äußerungen müssen aus dem Polnischen oder Französischen über­
setzt werden, und die Folge ist, dass er Amerikanern weniger präsent ist, 
als er es, sagen wir, einem englischen oder französischen Publikum vor 
dreißig Jahren gewesen wäre. Ich würde sogar noch weiter gehen: Intel­
lektuelle aus Osteuropa, die in den westlichen Kulturen und Sprachen Er­
folg haben, sind wenig repräsentativ. Jene Bulgaren etwa, die es im Kalten 
Krieg nach Paris verschlug -  Tzvetan Todorov zum Beispiel oder Julia 
Kristeva -  haben sich dem französischen Geistesleben vollkommen an­
verwandelt. Aber von der Kultur, der sie entstammen, liefern sie uns nur 
ein verzerrtes Bild. [...]

[...] Auffällig ist, dass es im heutigen Osteuropa, znm Beispiel in Polen, 
eine Generation junger, rechtsorientierter Leute gibt, die keine Erinne­
rung an den Kommunismus haben und die weder für die Idee noch für  
die Motive, welche die Menschen zur Partei hingezogen haben mögen, die 
geringste Sympathie aufbringen. Und meist sind sie begeisterte Befürwor­
ter der »Lustration«, der obligatorischen Überprüfung der Vergangenheit 
derer, die heute wichtige Ämter bekleiden. Ich glaube, hier handelt es sich 
um die Gnadenlosigkeit der späten Geburt. Und eben weil sie die Ehrgei­
zigsten sind und die ältere Generation gern aus dem Weg räumen möchten, 
sind diese jungen Leute nicht an ders als jene, die unter dem Kommunismus 
aus niederen Motiven zur Kollaboration bereit waren.

Es gibt zwei Arten von Konformismus. Das eine ist der gemeine Kon­
formismus, dem Selbstsucht oder Mangel an Durchblick zugrunde lie­
gen: das ist der Konformismus der letzten Jahre der kommunistischen 
Ära. Die andere Art von Konformismus verkörpern Kunderas Tänzer, 
die Gläubigen der vierziger und fünfziger Jahre: ein Kreis von Menschen, 
deren Gesichter einander zugewandt sind und die der Welt den Rücken 
zukehren, dabei aber meinen, alles im Blick zu haben.

Kluge Autoren wie Pavel Kohout oder Kundera selbst haben sich von 
einem Glauben und einem kollektiven Narrativ einfangen lassen, wel­
che die eigene Autonomie und die der anderen als zweitrangig erschei­
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nen lassen. Und das ist der gefährlichere Konformismus -  und sei’s auch 
nur deshalb, weil er die Dimension der Verbrechen, deren er fähig ist, 
weit weniger zu ermessen vermag. Das Unheimliche daran ist, dass, von 
außen -  aus dem Blickwinkel des unbeteiligten Beobachters -  betrach­
tet, der subtile Konformismus der intellektuellen Tänzer viel reizvoller 
erscheint als der plumpe Egoismus der Mitläufer.

Das ist das Bemerkenswerte an Kundera, seine Ehrlichkeit in dieser Frage. 
Er beschreibt uns das Reizvolle und sogar Verführerische an einer Hal­
tung, die uns heute kalt lässt und auf die er selbst mit 'Widerwillen zurück­
blickt.

2008 wurde ein Dokument entdeckt, welches angeblich belegt, dass 
Kundera 1951, als junger Mann, Spitzeldienste für die Polizei geleistet hat. 
Der Aufregung darüber scheint mir ein Missverständnis zugrunde zu lie­
gen. Wenn er ein überzeugter Kommunist war -  und das war er -, dann 
hatte Kundera tatsächlich die moralische Pflicht, der Polizei zu melden, 
was ihm verdächtig erschien, und es gibt keinen Grund, sich darüber zu 
empören.

Wenn uns Kunderas Verhalten überrascht, dann beweist das nur unse­
re Ignoranz. Nach einem halben Jahrhundert haben wir das Bild so weit 
simplifiziert, dass jeder Gegner des Kommunismus sein ganzes Leben lang 
ein netter Liberaler gewesen sein muss. Aber Kundera war kein netter 
Liberaler. Er war ein gläubiger Stalinist: Darum drehen sich schließlich 
seine Romane. Wir müssen unser Einfühlungsvermögen erweitern, wenn 
wir verstehen wollen, was damals und dort passierte, und dass der Kom­
munismus eben Menschen wie Kundera anzog.

Eben das betont auch Marci Shore in einem ihrer Essays,15 wo sie Kohouts 
begeisterten Lobgesang auf Klement Gottwald zitiert, wie er 1948 mit 
entblößtem Haupt auf dem Altstädter Ring in Prag steht: Gottwald, der 
Kommunist, der Präsident der Tschechoslowakei, der Mann, der uns in 
die wunderbare, neue Welt führt. Es ist derselbe Pavel Kohout, der dieses 
Loblied singt und der später zu einem Helden der literarischen und kultu­
rellen Dissidentenbewegung der sechziger Jahre werden sollte. Derselbe 
Mann. Aber man kann den späteren Kohout nicht in den früheren hinein­
lesen.
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Es gab andere interessante Überschneidungspunkte. Für die Liberalen des 
Kalten Krieges, so können wir rückblickend sagen, stellt es ein gewisses 
Problem dar, dass sie zu ökonomischen Fragen nichts beizutragen hatten. 
Den Osteuropäern gereichte ihr Schweigen auf diesem Gebiet zum Vor­
teil: Es erhöhte ihre Akzeptanz im Westen.

Die Intellektuellen Osteuropas hatten es aufgegeben, sich mit Ökono­
mie zu beschäftigen. Ökonomie erschien ihnen gleichbedeutend mit po­
litischem Denken und also korrupt. Wirtschaftsreformen waren in ihren 
Augen nur möglich, wenn sie absolut frei von jeder erklärt ideologischen 
Begründung zustande kamen. Einige Autoren, unter ihnen Havel, be­
trachteten Ökonomie als ihrem Wesen nach repressiv.

Die Intellektuellen vermieden also das Thema -  genau in dem Augen­
blick, da Margaret Thatcher in Großbritannien ihre Revolution machte 
und Friedrich Hayek mit seiner Behauptung, dass staatliche Eingriffe in 
die Wirtschaft stets und überall zum Totalitarismus führten, im Westen 
wieder offene Ohren fand. Die mitteleuropäische Reaktion auf diesen Ge­
zeitenwechsel bestand in einem breit akzeptierten Kult um den Markt. Was 
die Intellektuellen betraf, so ließen sie das Thema einfach fallen. Nichts, 
was sie beizutragen vermocht hätten, konnte etwas gegen die Woge neo- 
liberaler Wirtschaftspolitik ausrichten, die von Großbritannien und den 
Vereinigten Staaten gen Osten brandete.

Geht man zurück und nimmt sich zum Beispiel die Schriften des tsche­
chischen Ökonomen Ota Sik oder seines ungarischen Kollegen Jänos Kornai 
vor, dann sieht man, dass sie noch in den sechziger Jahren bemüht waren, das 
sozialistische Modell durch Einführung von Marktelementen in die Kom­
mandowirtschaft zu retten. Ich glaube aber nicht, dass ihre Illusionen damals 
begannen, töricht zu klingen, weil der Westen dem Keynesianismus inzwi­
schen den Rücken gekehrt hatte. Vielmehr begriffen Sik, Kornai und andere 
selbst, dass ihre Vorschläge schlicht und einfach undurchführbar waren.

Einer Realisierung schienen Jugoslawien und Ungarn am nächsten 
zu kommen. Jugoslawien freilich -  das Jugoslawien der »Arbeiter­
selbstverwaltung« -  war ein Mythos, und einige der besseren Volkswirt­
schaftler konnten das bereits erkennen. Der Mythos basierte auf der Idea­
lisierung der ortsgebundenen Produktion und einer vagen Anlehnung an 
die Vorstellung von Fabrikkollektiven und lokaler gewerkschaftlicher 
Autonomie.
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Das ungarische System funktionierte, allerdings einzig und allein dank 
seines fünften Rades -  des privaten Sektors. So lange er den Behörden 
gegenüber nicht auftrumpfte, durfte er die Rolle spielen, die ihm inoffi­
ziell zugewiesen war. Aber niemand konnte das allen Ernstes als sozialis­
tische Wirtschaft bezeichnen.

Auch nachdem alle Illusionen verflogen waren, waren nicht alle Re­
formkommunisten zur Ideologie des freien Marktes konvertiert -  eher 
wohl kaum einer von ihnen, mit der spektakulären Ausnahme des unsäg­
lichen Vaclav Klaus, des derzeitigen Präsidenten der Tschechischen Re­
publik. Selbst die Polen, die in den achtziger Jahren, den Jahren der Un- 
tergrund-So/zdkzrwosc, einen rasanten Schwenk in Richtung Budget- und 
Währungspolitik, Reformen und echter makroökonomischer Kriterien 
vollzogen, liefen nicht mit fliegenden Fahnen zu Hayek über. Dies taten 
eher die historisch unbeleckten Ökonomen der jüngeren Generation.

Aber auch wenn in den Jahren vor 1989 die meisten In tellektuellen in Ost­
europa weder Verfechter des freien Markts noch an Ökonomie überhaupt 
interessiert waren, scheint in ihren Überlegungen doch etwas gelegen zu ha­
ben, das dem freien Markt einen Reiz verlieh. Ich meine Folgendes: Wenn 
man in einer Planwirtschaft lebt, erscheinen einem kleine Markt-einspreng­
sei als glitzernde, vielversprechende Vorboten -  sie gemahnen an die Bür­
gergesellschaft, jenes Etwas, das weder der Einzelne noch der Staat ist.

Der auf dem freien Markt agierende Gemüsehändler bietet in seinem 
Schaufenster viel interessantere Sachen an als sein Kollege bei Havel. [...]

Das Eintreten fü r  Privatisierung, das in den siebziger und achtziger 
Jahren zunehmend Anklang fand, und die Propagierung der Trickle- 
down-Ökonomie in den Vereinigten Staaten unter Reagan machten 
beide Anleihen bei der Menschenrechtsrhetorik. Das Recht au f freies 
Unternehmertum, so das Argument, sei ein ebenso wichtiges und reines 
Recht wie die anderen Rechte, fü r  die wir uns stark machen. Und wie 
es scheint, wirkte sich das im Sinne einer wechselseitigen Veredelung 
aus: Der M arkt erschien nicht mehr einfach nur als eine bestimmte Art 
von ökonomischem System, sondern auch als Ausdruck jener A rt von 
Freiheit, fü r  welche die armen Dissidenten dort drüben, in der Sowjet­
union und in Osteuropa, einstanden.
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Das Verbindungsglied ist Hayek. Wir dürfen nicht vergessen, dass Hayeks 
Plädoyer für den freien Markt nie primär ökonomischer Natur war. Es 
war politisch motiviert und basierte auf den Erfahrungen mit dem öster­
reichischen Autoritarismus der Zwischenkriegszeit und auf der Über­
zeugung von der Unmöglichkeit, zwischen Spielarten von Freiheit zu 
unterscheiden. Aus der Sicht Hayeks kann man nicht ein Recht dadurch 
sichern, dass man ein anderes opfert oder aufs Spiel setzt, so viel man auch 
dadurch gewinnen mag. Früher oder später gehen beide Rechte verloren.

Diese Sicht der Dinge ließ sich gut auf die Verhältnisse im kommu­
nistischen Osteuropa übertragen, welches als ein schlagendes Beispiel da­
für stand, dass der Einschränkung ökonomischer Freiheit nur zu bald der 
Verlust der politischen Rechte folgt. Und das wiederum stützte bestens 
die Position von Reagan und Thatcher, dass sich das Recht, beliebig viel 
Geld zu verdienen, ohne dass der Staat sich einmischt, bruchlos mit dem 
Recht auf Meinungsfreiheit verbinde.

Es lohnt sich, daran zu erinnern, dass Adam Smith nicht so dachte. Und 
gewiss war auch die Mehrzahl der neoklassischen Ökonomen nicht dieser 
Ansicht. Es wäre ihnen schlicht nie in den Sinn gekommen, zwischen den 
Formen des Wirtschaftslebens und den anderen Aspekten des mensch­
lichen Daseins einen notwendigen und dauerhaften Zusammenhang anzu­
nehmen. In ihren Augen funktionierte die Wirtschaft dank ihrer inneren 
Gesetze und der Logik menschlichen Eigennutzes; die Vorstellung aber, 
dass allein die Wirtschaft dem menschlichen Dasein auf Erden Sinn und 
Zweck verleihen könne, wäre ihnen ausgesprochen dürftig vorgekommen. 
Die Verteidigung des freien Marktes war spezifisch mitteleuropäischen 
(österreichischen) Ursprungs und hing eng mit der Krise zwischen den 
Weltkriegen und einer bestimmten Interpretation dieser Krise zusammen. 
Diese Interpretation und ihre Implikationen kamen auf dem Umweg 
über Chicago und Washington in zugespitzter und konzentrierter Form 
wieder zurück nach Mitteleuropa. Für den eigentümlichen Weg, den die 
Sache nahm, sind natürlich hauptsächlich, wenn auch indirekt, die Kom­
munisten verantwortlich.

Damit es za dieser merkwürdige Metamorphose kommen konnte, musste 
der Markt zu mehr werden als einfach nur Widerpart des Staates zu 
sein -  er musste zu einer eigenen Rechtsquelle werden, ja zu einer mora­
lischen Instanz. Der Markt verliert seine Begrenzung, dank deren er auf
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der individuellen Ebene Privatleben auf der Basis von Privateigentum er­
möglicht oder der Bürgergesellschaft Schutz gegen den Staat bietet. Nach 
der Hayekschen Argumentation bzw. deren osteuropäischem Doppelgän­
ger dehnt der Markt seinen Geltungsbereich aus und umfasst das öffent­
liche und das private Leben gleichermaßen. Weit davon entfernt, dass er 
den Grund für ein gutes Leben legte, ist er bereits dieses gute Leben -  und 
mehr bedarf es nicht.

Hätte schon Mitte oder Ende der siebziger Jahre ein Gorbatschow Ost­
europa in Bewegung versetzt, es wären gewaltige Diskussionen über diese 
Fragen entstanden. Die Linke hätte die Große Erzählung des Marxismus 
von Grund auf neu durchdenken müssen. Und wir können nicht aus­
schließen, dass damals ein konkurrierendes Narrativ entstanden wäre, 
welches ein Marktmodell beherbergt hätte -  etwas, das innerhalb der 
Kategorien radikaler Politik ohne Frage etwas Revolutionäres gewesen 
wäre, aber dennoch in deutlicher Distanz zu konservativen oder klassisch 
liberalen Ausgangspunkten.

Im letzten Jahrzehnt des zwanzigsten Jahrhunderts indes wurde die 
Opposition in Osteuropa oft und mit gutem Grund als eine Revolution 
nicht in der Politik, sondern gegen sie dargestellt. Diesen Wandel nutzten 
die gewitzteren Neoliberalen, um sich in Szene zu setzen: Sie kostümierten 
sich als Dissidenten, während sie diese in der Versenkung verschwinden 
ließen. Wenn Politik durch »Antipolitik« abgelöst wurde, dann leben wir 
in einer postpolitischen Welt. Was aber bleibt in einer solchen Welt, ei­
ner Welt ohne moralische Bedeutung und ohne Geschichte, noch übrig? 
Etwas wie Gesellschaft gewiss nicht. Es bleiben allein noch, wie das be­
rühmte Diktum von Margaret Thatcher lautet, »Individuen und Fami­
lien«, mit ihren -  ökonomisch verstandenen -  Eigeninteressen.

Aus dem Englischen von Ulrich Enderwitz

Anmerkungen der Redaktion
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Cornelia Klinger
TRIKOLORE -  DREI FARBEN DER GERECHTIGKEIT

Ein Zusammenhang zwischen Gerechtigkeit und Menschenrechten liegt 
weder a priori in der Logik dieser Begriffe begründet, noch lässt er sich 
über weite Strecken in der Geschichte erkennen.

Gerechtigkeit ist eine Idee, die es wohl zu allen Zeiten, in allen Kul­
turen gegeben hat und -  hoffentlich -  immer geben wird. In allen oder 
doch den meisten Konzeptionen von Gerechtigkeit ist ein Moment von 
Gleichheit enthalten.1 Hierarchisch strukturierte, das heißt stratifikato- 
risch differenzierte Gesellschaften müssen Gerechtigkeit allerdings auf 
der Grundlage von prinzipieller Ungleichheit und Unfreiheit bestimmen.2 
Und tatsächlich können sie das unter der Voraussetzung der Annahme 
einer Legitimation von außen, von oben: im Rekurs auf eine höhere In­
stanz -  sei es ein Gott, sei es eine (Ordnungs-)Natur. Solche Konzepti­
onen von Gerechtigkeit gehen von einer vorgeordneten und unverfüg­
baren Rahmung der Gesellschaft aus. Nach den Lehren antiker Kosmolo­
gie ist unsere Welt »unter dem Mond« den Bedingungen von Raum und 
Zeit unterworfen und daher wechselhaft und endlich, während in den 
Sphären jenseits des Mondes Gesetze einer unwandelbaren Harmonie 
herrschen, die zugleich auch der vergänglichen, sublunaren Welt Regel 
und Richtschnur setzen. In dieser Ordnung ist allem und jedem ein be­
stimmter Platz zugewiesen. Aufgrund der vertikalen Anlage des Ganzen 
sind diese Plätze nach Rang und Stand unterschieden. Innerhalb der in 
einer transzendenten Dimension verankerten und vertikal skalierten Ord­
nung gibt es weder Freiheit noch Gleichheit (im modernen Verständnis) 
und so können Herrschaftsverhältnisse von Menschen über Menschen 
begründet und gerechtfertigt werden.3 In diesem Kontext ist Gerechtig­
keit ein Merkmal des guten Regiments und eine Herrschertugend.

Was immer die Ursachen dieser Entwicklung gewesen sein mögen4: Im 
Prozess der Moderne, in den die europäische Gesellschaft seit Ende ihres 
Mittelalters eintritt, verblasst die Vorstellung einer Dimension jenseits 
von Raum und Zeit. Infolge dieses Transzendenzverlusts setzt ein Prozess 
der Säkularisierung ein. Säkularisierung bedeutet nicht, dass Menschen
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aufhören müssen, an (einen) Gott zu glauben; es bedeutet jedoch, dass 
Menschen aufhören müssen, zu meinen, dass alle anderen an einen Gott 
glauben und überdies an denselben wie sie. Wenn es keine Gemeinsamkeit 
der religiösen Überzeugungen mehr gibt, dann kann Religion nicht län­
ger als allgemein verbindlicher Leitfaden zur Regelung der gemeinsamen 
Angelegenheiten (res publica) dienen. Also verschwindet Religion in der 
modernen Gesellschaft zwar nicht; aber sie verliert ihre Stellung als ge­
sellschaftlicher Leitdiskurs, dem alle Bereiche des Lebens, Wissens und 
Handelns unterstellt sind.

Das ist der historische Moment, in dem die Idee von Gerechtigkeit auf 
neue Grundlagen gestellt werden muss. An die Stelle eines transzendenten 
Verankerungspunktes setzt sich »der Mensch« selbst. Seitdem wird die 
Idee der Gerechtigkeit mit Menschenrechten identifiziert.

Die mit den Ideen von Menschenrechten und Demokratie korreli­
erte moderne Konzeption von Gerechtigkeit ist ein komplexer und das 
heißt -  wie sich gleich heraussteilen wird -  ein in sich spannungsvoller 
Begriff. Er lässt sich aus den drei Parolen der Französischen Revolution 
ableiten: Freiheit, Gleichheit und Solidarität. Zum Zweck der Veranschau­
lichung lassen sich diese Postulate den Farben5 der Trikolore zuordnen.

Liberte -  Blau

Unter den drei Fahnenworten ist Freiheit dasjenige, das sich als erstes aus 
dem Transzendenzverlust ergibt: Wenn es keine »große Kette des Seins« 
mehr gibt, keine Schöpfungsordnung, keine »große Erzählung«, in der 
bzw. durch die allem, was ist, ein bestimmter Platz in dieser Ordnung 
zugewiesen wird, dann ist der Vorrang des Ganzen vor den Teilen, die 
bindende Unterordnung, die unterordnende Bindung der einzelnen Teile 
an das Ganze, nicht mehr zu begründen.6 Die Freisetzung der Einzelnen 
folgt daraus mit Notwendigkeit: »(...) what is the peculiar character of the 
modern world -  the difference which chiefly distinguishes modern insti- 
tutions, modern social ideas, modern life itself, from those of times long 
past?« fragt der englische Philosoph John Stuart Mill und seine Antwort 
lautet: »It is, that human beings are no longer born to their place in life, 
and chained down by an inexorable bond to the place they are born, but 
are free to employ their faculties, and such favourable chances as offer, to 
achieve the lot which may appear to them most desirable«.7
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Das Konzept der Person und ihrer Freiheit ist weniger eine großartige 
Idee, von der es Wunder nimmt, dass sie erst so spät in der Geschichte zur 
Geltung gelangt ist, als vielmehr Resultat des Verschwindens einer festen 
Seinsordnung. In der Folge des Verlusts der transzendenten Dimension 
sieht sich der Mensch auf die Immanenz reduziert und ausschließlich un­
ter die Gesetze der diesseitigen Welt gestellt: Das sind die Gesetze von 
Raum und Zeit, die Gesetze von Kontingenz. »Kontingent ist etwas, was 
weder notwendig (...) noch unmöglich ist; was also so, wie es ist (...), sein 
kann, aber auch anders möglich ist«.8 Was kontingent ist, kann nicht nur 
so oder auch anders sein; es kann auch sein oder nicht sein: »Contingens 
est, quod potest esse et non esse«.9 Was kontingent ist, hat einen belie­
bigen Anfang und ein sinnloses Ende, und auf der Strecke, die zwischen 
Anfang und Ende liegt, leidet es an einem »unendlichen Mangel an Sein« 
(Schelling10). Von den schwierigen und negativen Aspekten von Kontin­
genz wird später zu sprechen sein11. Das Postulat der Freiheit steht am 
positiven Pol der Kontingenz. In der Beliebigkeit des Anfangs, im So- 
oder-auch-anders-handeln-Können, liegt Freiheit -  die Freiheit, einen 
Anfang zu setzen, in dessen Folge etwas Neues entstehen kann. Der Ge­
danke, dass etwas Neues sich ereignen kann, ist keineswegs so selbstver­
ständlich, wie er uns heute erscheint. Während bis ins »17. Jh. hinein (...) 
vorausgesetzt wurde, dass sich bis zum Weitende nichts prinzipiell Neues 
mehr ereignen könne«12, findet zwischen 1750 und I85013 ein Orientie­
rungswechsel von der Vergangenheit auf die Zukunft statt: »Im offenen 
Horizont einer wachsenden Perfektion des Zukünftigen, nicht mehr im 
Idealbild einer vollendeten Vergangenheit, liegt von nun an das Richtmaß, 
nach dem die Geschichte der Gegenwart zu beurteilen (...) ist«.14

Freiheit bedeutet, der Beliebigkeit und Zufälligkeit der sublunaren Welt 
einen positiven Sinn zu geben. Das Recht des Werdens und Schaffens ist 
die schöne Seite der Kontingenz. Der Mensch stellt sich als autonomes, 
selbstbestimmendes Subjekt ins Zentrum seiner Welt. Neben dem allmäh­
lich in Gang kommenden wissenschaftlichen und technischen Fortschritt 
ist es vor allem die Französische Revolution, die zu diesem tiefgreifenden 
Einstellungswandel beiträgt. Durch dieses Ereignis wird sich die moderne 
Gesellschaft der Konsequenzen des Weges der Säkularisierung, auf dem 
sie sich schon länger befindet, auf einmal bewusst. Ohne einen transzen­
denten Bezugspunkt ist die moderne Gesellschaft auf sich selbst gestellt. 
In der Situation ihrer Selbstinstitutionalisierung und Selbstlegitimierung
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erfährt sich die Menschheit als verantwortlich für den Lauf der Geschich­
te, der bis dahin vom Schöpfungsakt bis zum Jüngsten Gericht theolo­
gisch verbürgt war. An die funktionale Stelle eines göttlichen Heilsplans 
tritt die Idee des Fortschritts, die Vorstellung der im Lauf der Geschich­
te zu sich selbst kommenden, sich von Herrschaft und Vormundschaft 
emanzipierenden, ihre Humanität realisierenden Menschheit. Der Hori­
zont ist offen -  der Weg führt in die Zukunft, ins Ungewisse -  die Fahrt 
geht ins Blaue.

Egalite -  Weiß

Das neutrale Weiß in der Mitte der Trikolore steht für egalite. Gleichheit 
bildet den Mittelpunkt des modernen Gerechtigkeitskonzepts.

In seinen »Vorlesungen über die Philosophie der Geschichte« skizziert 
Hegel den Zusammenhang der Ideen von Freiheit und Gleichheit auf fol­
gende Weise:

Die Orientalen wissen es noch nicht, dass der Geist oder der Mensch 
als solcher an sich frei ist; weil sie es nicht wissen, sind sie es nicht; sie 
wissen nur, daß Einer frei ist, aber ebendarum ist solche Freiheit (...) 
nur ein Naturzufall oder eine Willkür (...) Dieser Eine ist darum nur ein 
Despot, nicht ein freier Mann. -  In den Griechen ist erst das Bewusstsein 
der Freiheit aufgegangen, und darum sind sie frei gewesen; aber sie, wie 
auch die Römer, wussten nur, dass einige frei sind, nicht der Mensch als 
solcher. Dies wussten selbst Platon und Aristoteles nicht. Darum haben die 
Griechen nicht nur Sklaven gehabt und ist ihr Leben und der Bestand ihrer 
schönen Freiheit daran gebunden gewesen, sondern auch ihre Freiheit war 
selbst teils nur eine zufällige, vergängliche und beschränkte Blume, teils 
zugleich eine harte Knechtschaft des Menschlichen, des Humanen. — Erst 
die germanischen Nationen sind im Christentum zum Bewusstsein 
gekommen, dass der Mensch als Mensch frei [ist], die Freiheit des Geistes 
seine eigenste Natur ausmacht.15

Ob Hegel an Martin Luther denkt, wenn er von den »germanischen Na­
tionen im Christentum« spricht? Jedenfalls bringt Luther in seiner Schrift 
über die »Freiheit eines Christenmenschen« zum Ausdruck, was Hegel 
meinen könnte: »[wir] müssen (...) bedenken, dass jeder Christenmensch 
zwiefacher Natur ist, einer geistlichen und einer leiblichen. Nach der See­
le wird er ein geistlicher, neuer, innerlicher Mensch genannt; nach dem 
Fleisch und Blut wird er ein leiblicher, alter und äußerlicher Mensch ge­



58 Cornelia Khnger

nannt«.16 Anders als Luther spricht Hegel nicht mehr von der »Seele«, 
und die »Natur« des Menschen ist für ihn nicht mehr »geistliche Natur«, 
das heißt eine sakrale, spirituelle, auf ein Jenseits hin orientierte Qualität 
des Menschen wie für Luther, sondern -  so geringfügig der Unterschied 
zwischen den Worten sein mag -  »gezsrzge Natur« und das heißt Ver­
nunft, ratio. Während die Ausstattung mit einer unsterblichen Seele dem 
Menschen Hoffnung gibt, nach dem Ende seines kurzen Weges durch das 
flüchtige irdische Jammertal in eine jenseitige Welt vollkommener Har­
monie eintreten zu dürfen, so eröffnet die Gabe der Vernunft den Men­
schen die Aussicht, ihre irdische Existenz nach wahren, richtigen, immer 
gültigen Prinzipien ordnen zu können. Damit verlagern sich die Hoff­
nungen ins Diesseits. Zwischen Luther und Hegel liegt ein großer Schritt 
im Säkularisierungs- und Rationalisierungsprozess der Moderne.

Aber dieser Schritt führt -  noch -  nicht über die Tradition der abend­
ländischen Metaphysik hinaus, insofern als Hegel dem Menschen ebenfalls 
eine duale Natur zuschreibt. Denn wenn er vom Geist als der »eigensten« 
Natur des Menschen spricht, so unterstellt er einen Gegensatz zu einer 
nicht-eigensten Natur. Damit bleibt Hegels Geist einer uneigentlichen, äu­
ßeren sinnlichen Natur genauso entgegengesetzt wie Luthers Seele dem 
Fleisch und Blut des äußerlichen Menschen. Mit anderen Worten, Hegel 
trennt implizit, so wie Luther explizit, zwischen Geist und Körper. Die 
Annahme einer dualen Natur des Menschen -  sei es im Sinne einer un­
sterblichen Seele wie bei Luther, sei es im Sinne einer universalen Vernunft 
wie bei Hegel -  setzt den großen Dualismus der Tradition, den Dualismus 
von Transzendenz und Immanenz noch immer voraus. Im Horizont dieses 
Denkens bedeutet Freiheit den Ausweg aus den Bedingungen der sublu­
naren Welt, die Unabhängigkeit von den Schattenseiten der Kontingenz, 
vom ungewissen So-und-auch-anders-sein-Können aller Dinge. Weder für 
Luther noch für Hegel ist Freiheit die Freude an der Fahrt ins Blaue, die 
Lust am Neuen und Ungewissen, im Gegenteil: Freiheit bedeutet Rettung 
vom unsteten Wandel und Wechsel, von Unvollkommenheit und Unheil, 
vom Irrtum, von den Täuschungen der Sinne, der Vergänglichkeit jeder 
Materie, der Sterblichkeit des eigenen Körpers. Ebenso wie für Luther ver­
steht es sich für Hegel (und wohl die gesamte Tradition der westlichen 
Philosophie) von selbst, dass der Mensch nur nach seiner nicht-sinnlichen, 
also meta-physischen Seite hin frei sein kann, während er als Sinnenwesen 
den irdischen Bedingungen unterworfen und daher unfrei ist.
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Genau genommen ist diese Art der Freiheit zwar nur die des halben 
Menschen, aber dafür scheint auf dieser Basis das Postulat der Gleich­
heit aller Menschen umso unproblematischer zu sein. Da alle Differenzen 
zwischen Menschen lediglich aus den Unvollkommenheiten der uneigent­
lichen, kontingenten, stofflichen Natur resultieren, während die eigenste 
geistige Natur von allen Bedingungen und Begrenzungen frei ist, sind alle 
Menschen als Vernunftwesen nicht nur gleich, sondern sogar vollkom­
men eins. Diese Einheit aller Menschen als Vernunftwesen ist für Hegel 
so selbstverständlich,17 dass er den von ihm skizzierten historischen Ent­
wicklungsweg einer -  einige -  alle sind frei nicht einmal ganz ausfor­
mulieren muss, sondern statt »alle Menschen« einfach sagen kann: »der 
Mensch als solcher«. Der Mensch als Einzelner und die Menschheit als 
Ganze sind synonym im Universalsingular.

Eines der Gründungsdokumente der modernen Demokratie vollendet 
Hegels Dreischritt. Der erste Satz der Unabhängigkeitserklärung der Ver­
einigten Staaten von Amerika lautet: »We hold these truths to be self-evi- 
dent that all men are created equal, that they are endowed by their Creator 
with certain unalienable rights, that among these are life, liberty, and the 
pursuit of happiness«. Die Deklaration benennt die Voraussetzung, auf 
der das Postulat der Gleichheit basiert, nämlich eine transzendente In­
stanz, die diese Gleichheit gewährt und gewährleistet. Die Aussage lautet 
nicht, dass alle Menschen gleich seien, sondern dass sie gleich erschaffen 
sind: »created equal«. Nicht von sich aus haben »all men« Rechte, sondern 
von ihrem Schöpfer werden sie auf der Grundlage ihres gleichen Erschaf- 
fen-Seins mit unveräußerlichen Rechten ausgestattet (»endowed«). Es gilt 
zu beachten, dass diese an einen Schöpfungs- bzw. Einsetzungsakt gebun­
dene Gleichheit der Freiheit und anderen Menschenrechten vorangeht.

Die Aufklärer und Revolutionäre im 18. Jahrhundert schöpfen den 
Mut, dessen es bedarf, zum Umsturz der bestehenden Verhältnisse auf­
zurufen, ohne einen Absturz ins Chaos zu fürchten, nicht zuletzt aus 
der Erwartung, dass nach Beseitigung aller zufälligen Gegebenheiten der 
sublunaren Welt im Zuge einer tiefgreifenden Reformation oder einer 
grundstürzenden Revolution die in allen Menschen gleiche, unwandel­
bare, wahre Vernunftnatur frei zutage treten werde. Aus der Retrospek­
tive hat Georg Simmel diese Erwartung im optimistischen Moment des 
18. Jahrhunderts so beschrieben: »(...) wenn der Mensch von allem, was 
nicht ganz er selbst ist, befreit wird, (...) so verbleibt als die eigentliche



60 Cornelia Khnger

Substanz seines Daseins der Mensch schlechthin, die Menschheit, die in 
ihm wie in jedem anderen lebt, das immer gleiche Grundwesen, das nur 
empirisch-historisch verkleidet, verkleinert, entstellt ist«18; »(...) wenn 
nur jene Bindungen fielen, die die Kräfte der Persönlichkeit in unnatür­
liche Bahnen zwängen, so würden alle inneren und äußeren Werte (...) 
sich entfalten, und die Gesellschaft aus der Epoche der historischen Un­
vernunft in die der natürlichen Vernünftigkeit überführen«.19 Unter dieser 
Voraussetzung braucht man sich um das Problem, wie die Menschen ihre 
Angelegenheiten »herrschaftsfrei« regeln können, keine Sorgen zu ma­
chen. Jede Köchin müsste in der Lage sein, einen Staat zu regieren (Lenin). 
Welchen Namen der Regent auch tragen würde -  König, Köchin oder 
volonte generale, das Prinzip bliebe monarchisch im Sinne einer problem­
losen, reibungslosen, weil prädestinierten Herrschaft des Einen Prinzips 
über das Ganze. Die transzendentale Einheit des Subjekts der Vernunft, 
das Erbstück bzw. Säkularisat der transzendenten, unsterblichen Seele, 
gewährleistet eine a priori konstituierte Gleichheit, die der Freiheit des 
Menschen schlechthin als unverbrüchliche Basis zu Grunde liegt und 
die in der Emanzipation aller Menschen von zufälliger und willkürlicher 
Herrschaft ihre Verwirklichung finden sollte.

Die politischen Revolutionen, die von dieser Hoffnung beflügelt wer­
den, tragen entscheidend zum Verlust dieser ihrer eigenen Voraussetzung 
bei. Im Zuge der Emanzipation von den Fesseln des ancien regime kommt 
ebenjene neue Art von Freiheit zur Entfaltung, nämlich die Freiheit, in 
der kontingenten Wirklichkeit der sublunaren Welt so oder auch anders 
handeln zu können, die den Menschen die verlockende Möglichkeit er­
öffnet, »to employ their faculties, and such favourable chances as offer, to 
achieve the lot which may appear to them most desirable«.20 Aber in eben­
diesem glücklichen Moment schwindet die Idee einer der Freiheit vorge­
ordneten Gleichheit. Die sich auf neue Weise eröffnenden Zukunftsaus­
sichten basieren nicht mehr auf der Begabung mit einer die Bedingungen 
der Kontingenz transzendierenden Vernunft oder auf durch einen gütigen 
Schöpfergott verliehenen gleichen Rechten. Die »faculties and chances« 
unterliegen den Bedingungen der Kontingenz, und unter diesen Bedin­
gungen sind sie -  ebenso wie alles andere -  nur »ein Naturzufall oder 
eine Willkür«, das heißt, ein aus physischen oder sozialen Gegebenheiten 
resultierendes Datum oder Faktum, ohne vorgeordneten Sinn, ohne vor­
bestimmtes Ziel. Ausgerechnet in dem historischen Moment, da die uni­
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versale Freiheit und Gleichheit aller Menschen verkündet wird, geht der 
Zusammenhang zwischen den beiden Postulaten, der doch überhaupt erst 
jetzt zum Tragen kommen kann, in die Brüche. Noch einmal mit Simmel 
gesprochen, wird nun die »tiefe Antinomie von Freiheit und Gleichheit«21 
sichtbar. Die beiden Fahnenworte von Aufklärung und Revolution ge­
hen im Verlauf des 19. Jahrhunderts »in zwei Ideale auseinander, die man, 
ganz roh (...) als die Tendenz auf Gleichheit ohne Freiheit und auf Frei­
heit ohne Gleichheit bezeichnen könnte«.22

Die beiden gegenstrebigen Tendenzen bilden den Ausgangspunkt zur po­
litischen Lagerbildung in der modernen Gesellschaft. Simmels »ganz roh­
er« Unterscheidung weiter folgend, ist es offensichtlich, dass jene Teile der 
Gesellschaft, die günstig positioniert sind, nach der ungehinderten Frei­
heit verlangen, ihre besondere Stärke, ihr Vermögen -  sei es an äußerem 
Besitz und/oder an inneren Anlagen bzw. Fähigkeiten -  ungehindert zu 
entfalten und zu vergrößern. Dagegen muss die vergleichsweise viel grö­
ßere Zahl der weniger Begünstigten, der »Habenichtse«, der »Schwachen« 
nach der Herstellung von Gleichheit der Bedingungen streben, die not­
wendig sind, um diese Freiheit überhaupt nutzen zu können. Mit ande­
ren Worten, die Partei der Gleichheit muss darauf abzielen, die Freiheit 
der wenigen »Starken« einzuschränken, um den vielen »Schwachen« bzw. 
allen Menschen zu ihrer Freiheit zu verhelfen. Dagegen muss die Partei 
der Freiheit das Prinzip der Gleichheit aller Menschen bestreiten, um 
den Vorrang der privilegierten Wenigen vor den benachteiligten Vielen 
behaupten und bewahren zu können. Bis weit ins 20. Jahrhundert wird 
die eine Richtung mit Sozialismus, die andere mit Liberalismus in Zusam­
menhang gebracht.

Auf dem Weg zu ihrem Ziel erliegt die Partei der Gleichheit der Ver­
suchung, auf eine höhere Instanz zu rekurrieren, um die Gleichheit der 
Schwachen mit den Starken »von oben« herzustellen. Eine solche Art von 
Transzendenz-Ersatz kann ein Staat sein, in dem die vielen Schwachen 
sich gegen die wenigen Starken durchgesetzt und die Macht ergriffen 
haben. Dieser Staatsapparat suspendiert das sogenannte »freie Spiel der 
Kräfte« -  das üblicherweise den wenigen Starken zur (Vor-)Herrschaft, 
zu Hegemonie und Dominanz über die vielen Schwachen verhilft -  zu­
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gunsten einer Diktatur im Namen der Schwachen. Der Staat wird über 
den Streit der Parteien erhoben und sakrosankt gestellt. Da jedoch einer 
solchen Höherstellung des Staates über den Streit der Parteien unter säku­
laren Bedingungen eine transzendente Gewährleistung fehlt, erscheinen 
die staatlichen Eingriffe als Willkür, das heißt als beliebig und gewalt­
tätig zugleich. Die Versuche, die Gleichstellung der Schwachen mit den 
Starken durch ein Diktat der »Gleichschaltung« zu erzwingen, führt zur 
mehr oder weniger kurzlebigen Herrschaft eines sakralisierten Führers 
bzw. einer Führerpartei, einer Parteiführung.

Meistens allerdings behält das Lager der Freiheit der wenigen Starken 
die Oberhand im gesellschaftlichen Prozess. In dieser Perspektive geht es 
vor allem um die argumentative Befestigung der herrschenden Verhält­
nisse, den Nachweis ihrer unumstößlichen Gültigkeit. Um das zwischen 
der starken Minderheit und der schwachen Mehrheit bestehende Ungleich­
gewicht zu rechtfertigen, rekurriert die Partei der Freiheit auf die Idee 
der Natur. Mittels der Unterscheidung zwischen dem Gesellschaftlichen, 
als der Sphäre des Verwandelbaren und Verhandelbaren, und der Natur, 
als der Sphäre all dessen, was menschlicher Verfügung, gesellschaftlichen 
Willensbildungs- und politischen Entscheidungsprozessen entzogen sein 
soll, wird an der Vorstellung der Verankerung der gesellschaftlichen Ord­
nung in einer außerhalb liegenden Sphäre und an vermeintlich in dieser 
begründeten ehernen Gesetzen festgehalten. Der Punkt der Verankerung, 
das grundlegende Jenseits der Gesellschaft wird nun allerdings nicht mehr 
als »oben«, in der Sphäre des Geistlichen oder Geistigen befindlich ima- 
giniert, sondern »unten«, in der Tiefe der Materie verortet. An die Stelle 
der in den Termini von Theologie und Metaphysik konzipierten heili­
gen Ordnung tritt, was Michel Foucault »explication par le bas« nennt.23 
Mit Hilfe der gerade in diesem Zeitraum sich neu formierenden Wissen­
schaften von der Natur werden in der stofflichen Beschaffenheit der Kör­
per Unterschiede gesucht, die geeignet sein sollen, die Stärke der einen 
und die Schwäche der anderen als notwendig und unabänderlich zu be­
gründen. Da der Richtungswechsel von oben nach unten, von Transzen­
denz zu Immanenz, von der geistigen zur stofflichen Natur hinter der 
alten Doppeldeutigkeit, der Janusköpfigkeit des Begriffs Natur verdeckt 
bleibt, tritt die aus dem Richtungswechsel resultierende verhängnisvolle 
Verwechslung zwischen Ordnungsnatur und Faktennatur nicht sofort in 
Erscheinung. Tatsächlich aber liegt eine kategoriale Kluft zwischen der
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alten Metaphysik, die die Fragen nach Sinn und Normen stellt, und der 
neuen Physik, die den Ablauf von Mechanismen studiert. Die moder­
nen Wissenschaften erforschen die physische Natur und entdecken die 
Gesetze ihres Funktionierens; sie entwickeln daraus ein instrumentelles 
Wissen, Know-how, das zur Manipulation der Materie mit technischen 
Mitteln tauglich und den Menschen dienlich ist. Die sinnliche Natur, die 
den Gegenstand empirischer Forschung bildet, ist jedoch grundsätzlich 
ungeeignet, Auskunft zu geben über die gerechte Einrichtung der Gesell­
schaft und die richtige Stellung der Individuen in dieser Ordnung. In den 
kontingenten Gegebenheiten, in der unendlichen Fülle von irreduziblen 
Differenzen der materiellen Natur Anleitung und Legitimation der ge­
sellschaftlichen Verhältnisse zu suchen, ist so sinnlos wie die Voraussage 
der Zukunft aus der Lektüre von Kaffeesatz. Die Funktionalisierung der 
empirischen Wissenschaften zur Beantwortung normativer Fragen stellt 
einen gefährlichen Missbrauch dar, in dessen Folge die Ideologien von 
Rassismus und Sexismus entstanden sind, welche die (Vor)-Herrschaft 
eines Geschlechts über das andere bzw. der einen »weißen« Rasse über alle 
anderen legitimieren sollten. Obwohl an der erkenntnistheoretischen Ein­
sicht, dass »[a]us wissenschaftlichen Theorien (...) technisch verwertbares, 
aber kein normatives, kein handlungsorientierendes Wissen«24 folgt, nicht 
der geringste Zweifel bestehen kann, sind die Versuche, aus der unend­
lichen Fülle beliebiger und zufälliger empirischer Differenzen zwischen 
Menschen Ungleichheit ableiten zu wollen, bis heute nicht aufgegeben 
worden. Aber »(...) it is not the difference which entails racism [sexism]«; 
sondern »it is racism [sexism] which makes use of the difference«.25 Ob­
wohl längst als falsch erkannt, wird dieser Irrweg weiter verfolgt werden, 
solange an der Begründung von gesellschaftlicher Ungleichheit ein gesell­
schaftliches Interesse besteht.

Beide Lager argumentieren also mit bestimmten Resten traditionaler 
Ordnungsbildung: die Partei der Gleichheit rekurriert auf die höhere 
Macht eines sakrosankten, pseudo-sakralen Staates. Die Partei der Frei­
heit setzt auf die tiefere Macht der materiellen Natur. Ganz gleich, ob 
nach »oben« oder »unten«, beide Lager versuchen, ihre Position durch 
eine Verankerung außerhalb des gesellschaftlichen Prozesses zu befe­
stigen, um der problematischen Konsequenz von Kontingenz, nämlich 
Differenz zu entgehen: Die Partei der Gleichheit negiert in erster Linie 
die Differenzen zwischen den Menschen, das heißt ihre Pluralität. In der
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Absicht, die Differenz der Wenigen als deren Privileg zu retten, diskri­
miniert die Partei der Freiheit die Differenz bestimmter Menschen als 
Abweichung von der Norm, das heißt sie denigriert die Partikularität 
der einzelnen Menschen, indem sie versucht, aus ihren als Schwäche oder 
Mangel aufgefassten Besonderheiten ein Argument für die Rechtferti­
gung gesellschaftlicher und politischer Ungleichheit zu machen. Letzten 
Endes erreichen beide Seiten ironischerweise das Gegenteil dessen, was 
sie jeweils anstreben: Das Ziel, die Freiheit der Wenigen durch eine zen­
tralistische Staatsgewalt zu beschneiden, um den Vielen einen gerechten 
Anteil zu verschaffen, führt zur Vernichtung der Freiheit aller und zu 
einer bodenlosen, durch nichts zu rechtfertigenden Privilegierung einer 
politischen Elite. Das Ziel, die Gleichheit der großen Masse mit der klei­
nen Minderheit zu bestreiten, unterwirft am Ende alle gleichermaßen den 
blinden Gesetzen der Natur.26 Die eine Seite zerstört die Freiheit, die sie 
gerecht und gleich verteilen möchte, die andere Seite läuft im Endeffekt 
auf die pervertierte Form einer Gleichheit hinaus, die zu bestreiten sie 
angetreten war. Beide Wege führen auf unterschiedliche Weise in die Irre. 
Aber nur von Irrtum zu sprechen, hieße zu verharmlosen: Beide Wege 
haben im Verlauf der modernen Geschichte katastrophale Folgen gehabt 
und haben sie noch.

Wenn alle Versuche, die »tiefe Antinomie« zwischen Freiheit und 
Gleichheit zugunsten der einen oder der anderen Seite zu lösen, sich als 
gleichermaßen abwegig und verhängnisvoll erweisen, dann bleibt nichts 
anderes übrig, als auf ihren Zusammenhang zurückzukommen und ihr 
Verhältnis noch einmal zu überdenken.

1. Zwischen den Ideen von Freiheit und Gleichheit gibt es einen Wider­
spruch, insofern als die gleiche Freiheit aller die Freiheit jedes Einzelnen 
beschränkt. Dieser Widerspruch tritt zutage, wenn deutlich wird, dass 
Mensch und Menschheit nicht synonym sind. Wenn die Freiheit an der 
Gleichheit auf eine Grenze stößt, so trifft sie an dieser Grenze dennoch 
nur auf sich selbst: Die Freiheit der Einen spiegelt sich in der Freiheit der 
Anderen und umgekehrt. Eine solche Entgegensetzung ist eine Antithese, 
aber keine Antinomie. Sie bedarf der Vermittlung und lässt Vermittlung 
auch zu. Unbeschadet möglicher Spannungen ist der Zusammenhang
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zwischen den Ideen von Freiheit und Gleichheit notwendig. Genauer ge­
sagt, er wird es in Folge des Transzendenzverlusts. Denn ohne einen Ver­
bindlichkeit stiftenden und verbindenden Mythos gibt es nicht nur kei­
ne Erzählung vom vorbestimmten richtigen Ort des Individuums in der 
Gesellschaft, sondern es fehlt damit zugleich auch jeder Rechtfertigungs­
grund für den Vor- oder Nachrang irgendeines Teils vor irgendeinem an­
deren. So verschieden sie sein mögen, so unterschiedlich sie aufgrund von 
»Naturzufall oder Willkür« positioniert sind, so stehen die Menschen 
einander doch infolge des Säkularisierungsprozesses auf der planen Flä­
che der Immanenz auf gleicher Augenhöhe gegenüber. Hegels Gedanke 
ist richtig: der Fortschritt der Moderne liegt darin, alle als frei und in ihrer 
Freiheit als gleich zu behaupten. Einige Jahre früher als Hegel hat ein ra­
dikaler Aristokrat, der Marquis de Condorcet, auf dem Höhepunkt der 
Französischen Revolution, kurz vor seiner Hinrichtung unter der Guillo­
tine festgehalten: »Ou aucun individu de 1‘espece humain n‘a de veritables 
droits, ou tous ont les memes«.27 Ein modernes Konzept von Gerechtig­
keit muss vom historischen Faktum des Transzendenzverlusts ausgehend 
die Bedingungen der Immanenz akzeptieren und unbeschadet der Mög­
lichkeit eines Konflikts zwischen den Prinzipien von Freiheit und Gleich­
heit an ihrer unverbrüchlichen Zusammengehörigkeit festhalten.

2. Dem neuen Begriff von Freiheit als der Möglichkeit der Menschen, un­
ter den wechselhaften Bedingungen der Welt unter dem Monde so oder 
auch anders handeln zu können, tritt ein neues Konzept von Gleichheit 
an die Seite, das dem So-oder-auch-anders-sezzz-Können der Menschen 
Rechnung trägt. Dem So-oder-auch-anders-sezzz-Können Rechnung tra­
gen, heißt, die aus den Bedingungen von Zeit und Raum resultierenden 
Differenzen im und zwischen den Menschen anzuerkennen: Aufgrund des 
unendlichen Mangels an Sein ist das, was ist, zu keinem Zeitpunkt ganz; 
nichts ist jemals vollkommen mit sich identisch. Die Differenz in jedem 
einzelnen Menschen -  jedem einzelnem »Ding« -  resultiert aus der 
Fragmentierung des Lebens. Zwischen den Menschen bedeutet Differenz 
Kollision und Konflikt. Mangelt es jedem Einzelnen im Verhältnis zu sich 
selbst an Ganzheit (Identität), so fehlt es der Gesellschaft an Einheit (Ei­
nigkeit). Die Nicht-Identität jedes Einzelnen mit sich als Partikularität 
und die Differenzen zwischen den Menschen als Pluralität sind die mitt­
leren Bestimmungen von Kontingenz.
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Wenn unter säkularen Bedingungen Differenzen alle Relationen durch­
ziehen (im doppelten Sinne von Partikularität, Nicht-Ganzheit des Ein­
zelnen, und Pluralität, Nicht-Einheit des Gemeinsamen), wie kann dann 
überhaupt noch Gleichheit gedacht werden?

So wie die moderne Freiheit nicht mehr im Sinne der »Freiheit eines 
Christenmenschen« als Unabhängigkeit von den Bedingungen der Kon­
tingenz verstanden werden kann, sondern Anfängen- und Handeln-Kön­
nen in dieser Welt bedeutet, so liegt die moderne Gleichheit nicht jenseits 
der Sinnenwelt begründet. Sie beruht nicht auf einer göttlichen Ausstat­
tung des Menschen mit einer Seele, einer geistlich-geistigen Natur, mit 
der höheren Begabung der Vernunft. Gleichheit liegt nicht jenseits von 
Differenz, sondern realisiert sich vielmehr in ihrer Entfaltung. Wenn Frei­
heit meint, dass etwas Neues entstehen kann, dann impliziert das Diffe­
renz -  Differenz zwischen dem, was heute ist und was morgen sein wird. 
Die moderne Art von Freiheit folgt nicht sekundär aus einer vorgängig 
installierten, gebundenen Gleichheit (wie es noch die Unabhängigkeitser- 
klärung der Vereinigten Staaten verkündet), sondern Freiheit ist das erste 
Fahnenwort. Das Postulat der Freiheit realisiert sich im gleichen Recht 
aller auf Entfaltung ihrer Differenz(en). Die gleiche Freiheit und die/reze 
Gleichheit aller und jedes einzelnen Menschen korrespondieren einander. 
Differenz hat nicht nur einen negativen Sinn, bedeutet nicht bloß Mangel 
an Sein, Gebrechlichkeit, Flüchtigkeit und Konflikt, sondern in der Dif­
ferenz liegt das Potential des Werdens. Partikularität und Pluralität haben 
als Individualität und Vielfalt einen positiven Sinn. Zwischen Gleichheit 
und Differenz besteht kein Gegensatz, sondern der Anspruch auf glei­
che Rechte in der Gesellschaft ergibt sich überhaupt erst aus den kontin­
genten Differenzen zwischen den Akteuren. Gleichheit ist nur deshalb 
ein Postulat und ein Politikum in der Moderne, weil Menschen partikular 
und plural sind, und ihre Individualität und Vielfalt tritt umso deutlicher 
zutage und fällt umso stärker ins Gewicht, je freier sie werden.

3. Unter modernen Voraussetzungen ist ihr wechselseitiger Zusammen­
hang notwendig, aber die Basis, auf der Freiheit und Gleichheit gemeinsam 
stehen, wird unsicher. Die einzig mögliche neue Grundlage finden sie in 
der frei bleibenden, frei flottierenden Übereinkunft der Menschen: in der 
Entscheidung, von ihrer gleichen Freiheit gemeinsam Gebrauch zu ma­
chen; in dem Entschluss, ihre freie Gleichheit, das heißt ihre Differenz(en)
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wechselseitig anzuerkennen. An dieser Stelle, an der die schwankenden 
Bretter der Immanenz betreten werden, rückt der Zusammenhang der 
Prinzipien Freiheit und Gleichheit mit Demokratie ins Blickfeld. Das 
Verhältnis zwischen Demokratie und den Prinzipien von Freiheit und 
Gleichheit ist zirkulär; Freiheit und Gleichheit sind ebenso Grund wie 
Folge, zugleich Ursache und Wirkung von Demokratie: Einerseits setzt 
Demokratie die Entscheidung der Menschen einander als frei und gleich 
anzuerkennen bereits voraus; andererseits ermöglicht und bewirkt erst 
das Funktionieren demokratischer Institutionen die nachhaltige Entfal­
tung von Freiheit und Gleichheit. Und noch einmal: Die Menschen sind 
a priori mit keinerlei Eigenschaften ausgestattet, die das Gelingen des de­
mokratischen Projekts verbürgen könnten oder umgekehrt sein Misslin­
gen vorbestimmen würden. Das heißt einerseits, dass sie für ihre Entschei­
dungen nicht auf ein höheres Vernunft vermögen rekurrieren können; sie 
sind eindeutig und ausschließlich Sinnenwesen und ihre Rechte als Men­
schen stehen dazu nicht im Gegensatz, sondern hängen umgekehrt eben 
davon ab: »(...) les droits des hommes resultent uniquement de ce quhls 
sont des etres sensibles«.28 Andererseits gilt für sie als Sinnenwesen kei­
ne explication par le bas\ sie sind durch eherne Naturgesetze nicht deter­
miniert, weder zum Guten noch zum Bösen prädestiniert oder genetisch 
codiert. Vielmehr sind sie fähig »d'aquerir des idees morales«29. Sie haben 
keine angeborenen moralischen Ideen, sie wW nicht frei und gleich; aber 
sie können moralische Ideen erwerben, sie können sich als frei verstehen 
und einander in dieser Freiheit als gleich anerkennen. Sie sind imstande, 
Vernunft zu entwickeln und zu üben. Bei Condorcet wird das Substantiv 
raison zum Tätigkeitswort: raisonner -  »doing reason«.30 An die Stelle 
von Begriffen des Seins und Habens treten Begriffe des Werdens und des 
Handelns -  in gemeinsamer Praxis.

4. Diese gemeinsame Praxis bebt die Differenzen zwischen Menschen nicht 
definitiv auf. Im demokratischen Prozess kann ein Mehr oder Weniger an 
Übereinstimmung erzielt werden, aber niemals reicht das an die ideale, 
vollkommene, alle Differenzen transzendierende Einheit der volonte ge­
nerale heran. Aus diesem Grund und im Hinblick der Doppelseitigkeit 
der beiden mittleren Bestimmungen von Kontingenz als Pluralität des 
Gemeinsamen und als Partikularität des Einzelnen müssen die Menschen 
eine doppelte Übereinkunft treffen: Sie müssen erstens bestimmen, was sie
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als ihre gemeinsame Sache {respublica) ansehen wollen und wie, nach wel­
chen Regeln, mittels welcher Verfahren sie über diese gemeinsame Sache 
Konsens herstellen können. Sie müssen sich zweitens darauf einigen, was 
sie in das freie Belieben der Einzelnen stellen wollen und diesem freien 
Belieben aller Einzelnen muss die Gesellschaft die gleiche Gültigkeit zu­
erkennen. Um sowohl Konsens über das Gemeinsame als auch als Dissens 
über das Verschiedene zu ermöglichen, wird der gesellschaftliche Raum in 
der Moderne in eine öffentliche und eine private Sphäre geteilt. Zum Öf­
fentlichen sollen alle Menschen freien und gleichen Zugang erhalten und 
innerhalb dieser Sphäre als freie und gleiche Akteure handeln können. 
Dagegen wird alles, worüber durch gemeinsames Raisonnieren Einigkeit 
weder erzeugt werden kann noch muss, der freien Verfügungsgewalt der 
Einzelnen in ihrer jeweiligen Privatsphäre überlassen31. Hier sollen sich 
all jene unzähligen kontingenten Gegebenheiten »[of] this mere existence, 
that is, all that which is mysteriously given us by birth and which includes 
the shape of our bodies and the talents of our minds«32 ungehindert ent­
falten dürfen.

Von Politiken der offensiven Gleichschaltung oder der aggressiven Ver­
folgung, von Strategien der Exklusion von Differenz bzw. der Diskrimi­
nierung ihrer Träger hebt sich dieser tolerante, liberale Ansatz zweifellos 
vorteilhaft ab. Dennoch erweist sich eine solche auf den ersten Blick ele­
gante Lösung als unzulänglich, insofern, als die Trennung zwischen dem 
Öffentlichen und Privaten die alte Kluft zwischen dem Allgemeinen und 
dem Besonderen rekapituliert, die einen adäquaten Umgang mit Diffe­
renz verhindert.

Die vielfältigen Differenzen, »the shape of our bodies and the talents 
of our minds«, zu deren Mystifizierung Hannah Arendt beiträgt, wenn 
sie diese als »mysteriously given us by birth« bezeichnet, sind keine ge­
heimnisvollen Gaben der Natur, keine »angeborenen« und folglich un- 
verrrückbaren, besonderen Eigenschaften jenseits / außerhalb dessen, was 
Menschen wissen und bestimmen können. Weder (ent)stehen sie außer­
halb der Gesellschaft, noch bleiben sie ohne Einfluss auf diese. Die unter­
schiedliche Ausstattung mit privatem Vermögen im Sinne von materiellem 
Besitz oder psycho-physischer Begabung (»shapes of bodies«, »talents of 
minds«) beruht auf gesellschaftlichen Voraussetzungen und hat gesell­
schaftliche Konsequenzen. Konkret bedeutet das: Diese unterschiedlichen 
privaten Ausstattungen lassen im öffentlichen Raum Vor- oder Nachteile
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entstehen. Mit der Abblendung der unterschiedlichen Positionierung in 
den jeweiligen Privatsphären wird eine Sichtblende gegenüber Verhält­
nissen von gesellschaftlicher Ungleichheit errichtet, die keineswegs irre­
levant sind.

Die Differenzen zwischen Menschen sind von unterschiedlicher Art: 
»Some differences are playful; some are poles of world historical Systems 
of domination«.33 Die Trennung zwischen dem Öffentlichen und Privaten 
verläuft nicht exakt und schon gar nicht automatisch parallel zum Un­
terschied zwischen den harmlosen und den schädlichen Arten von Diffe­
renzen. Aus diesem Grund ist

this difference-blind ideal (...) part of the problem. Identifying equality with equal 
treatment ignores deep material differences in social position, division of labor, 
socialized capacities, normalized Standards, and ways of living that continue to 
disadvantage members of historically excluded groups. Commitment to substantial 
equality thus requires attending to rather than ignoring such differences (...) 
Contrary to arguments for cultural neutrality which until recently have been 
the orthodox liberal stance, the politics of cultural difference argues that public 
accomodation to and support of cultural difference is compatible with and even 
required by just institutions.34

Anders gesagt: Die Trennung zwischen dem, was alle gemeinsam angeht 
und dem, was die Einzelnen frei für sich entscheiden können, ist nicht 
vorgegeben, nicht »mysteriously given«, sondern sie ist selbst Gegen­
stand gesellschaftlicher Willensbildung und politischer Entscheidung 
bzw. Zankapfel zwischen verschiedenen Gruppen der Gesellschaft, die 
unterschiedlich positioniert sind und divergierende Interessen verfolgen. 
Die Grenze ist immer willkürlich gezogen und ihre Fixierung oder Ver­
schiebung ist der eigentliche Gegenstand des demokratischen Prozesses. 
Überdies unterliegt die Grenzziehung historischem Wandel: Je mächtiger 
die moderne Gesellschaft wird, je umfassender sie in die Lebenswelten 
und Lebensweisen der Menschen eingreift, desto weniger klar kann die 
Grenze gezogen werden zwischen dem, was alle angeht und worüber alle 
entscheiden müssen, und dem, was von partikularem Interesse ist und 
worüber zu bestimmen Privatsache bleibt.

Die schwierige Unterscheidung zwischen dem Öffentlichen und dem 
Privaten wird noch problematischer, wenn es nicht nur um Fragen nach 
Mehr oder Weniger an Ausstattung mit Privat-Vermögen (aller Art) geht, 
das ihren Trägerinnen im öffentlichen Raum Vor- oder Nachteile ver­
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schafft, sondern um das Verhältnis zwischen Mehrheit und Minderheit 
und zwar namentlich um Mehrheits- und Minderheits&#/fwr. Damit ver­
schiebt sich die Perspektive von dem, was Menschen haben, zu dem, was 
Menschen sind. Auch wenn die Unterschiede des Habens beträchtlich 
sein können und das Desiderat ihres Ausgleichs heftig umstritten blei­
ben mag, so sind es doch die Unterschiede, von denen angenommen wird, 
dass sie bestimmen, was und wie Menschen essentiell sind, welche als die 
eigentlich nicht aufhebbaren partikularen Charakteristika und folglich als 
die definitiv unüberwindlichen Differenzen zwischen Menschen gelten. 
Dazu zählen in erster Linie kulturelle Unterschiede wie Glaubensüber­
zeugungen und Lebensweisen, welche Menschen in der Regel nicht ver­
ändern oder aufgeben 'wollen1, hinzu kommen unterschiedliche physische 
Merkmale wie Geschlecht und Hautfarbe (Rasse), die tatsächlich oder 
vermeintlich vorgegeben sind und die Menschen nicht verändern können1, 
und schließlich handelt es sich um Mischungen aus Elementen von Kul­
tur und Natur (insbesondere bezüglich nationaler bzw. ethnischer Unter­
schiede). Auch und gerade im Hinblick auf diese Differenzen gilt, dass sie 
nicht eliminiert, dass ihre Träger weder exekutiert noch vom gesellschaft­
lichen und politischen Prozess exkludiert oder auf andere Weise diskrimi­
niert werden dürfen.

Wieder ist es Condorcet, der das deutlich sagt: »(...) celui qui vote 
contre le droit d’un autre, quelque soit sa religion, sa couleur ou son sexe, 
a des-lors abjure les siens«.35 In Condorcets Formulierung »quelque soit« 
(was auch immer) kündigt sich abermals jene Strategie des Absehens von 
als partikular angesehenen Differenzen an, die für den Umgang des libe­
ralen demokratischen Diskurses mit als unausrottbar angesehenen Unter­
schieden zwischen Menschen über lange Zeit hinweg und bis in die Ge­
genwart hinein charakteristisch geblieben ist. Jeffrey Alexander bringt das 
Problem des liberal-toleranten Absehens von privaten Differenzen zum 
Ausdruck: »Members of out-groups are, in principle, allowed to become 
members of the society on condition that they keep their stigmatized qua- 
lities hidden behind the wall of private life«.36 Während von den kulturel­
len und/oder natürlichen Eigenschaften der Minderheit als »Privatsache« 
abstrahiert werden soll in der guten Absicht, ihren Angehörigen Zugang 
zur Öffentlichkeit zu verschaffen und so Gerechtigkeit widerfahren zu 
lassen, sind es die partikularen Merkmale der Mehrheit, von denen tat­
sächlich abgesehen wird. Religion, Sprache, Kultur, Hautfarbe, Habitus,
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Geschlecht der dominanten Gruppe erscheinen als »normal«. Die Nor­
malität bestimmt die Norm, setzt Regel und Maßstab, repräsentiert das 
Richtige und Vernünftige. Auf diese Weise bilden sich in der kontingenten 
Asymmetrie des Mehrheits-/Minderheitsverhältnisses die Bestimmungen 
von Allgemeinheit und Besonderheit ab. Der partikulare Charakter der 
Mehrheitskultur wird ausgeblendet, während die Partikularität der Min­
derheit als Abweichung und Mangel, als Devianz und Defizienz grell be­
leuchtet wird. Tolerierbar werden »their stigmatized qualities« erst dann, 
wenn es gelingt, auch sie auszublenden. Die Tendenz zur Ausblendung 
von Differenz ist für Mehrheits- und Minderheitskultur prinzipiell gleich; 
aber während die Ausblendung ihrer Partikularität der Mehrheit den Vor­
teil der Identifikation mit dem Allgemeinen verschafft, wirkt sie auf die 
Minderheit als Anpassungsdruck und als Zwang, ihre Differenz hinter 
»the wall of private life« schamvoll verborgen zu halten.

Im Zuge derselben »politics of cultural difference«, die in den letzten 
Jahrzehnten Einwände gegen das Ideal der Differenz-Blindheit des libe­
ralen Ansatzes erhoben hat, werden auch Argumente gegen den unter­
schiedlichen Umgang mit den partikularen Eigenschaften von Mehrheits­
und Minderheitskulturen formuliert. Nach demokratischen Spielregeln 
hat die Mehrheit numerisch betrachtet das Recht, sich gegen eine Min­
derheit durchzusetzen. Aber aus der numerischen Überlegenheit resul­
tiert kein Allgemeinheitsanspruch. Es gibt keine Rechtfertigung für den 
Anspruch der Mehrheit, die Norm, das Allgemeine zu repräsentieren und 
nur die Minderheit mit dem Partikularen zu identifizieren und in der Fol­
ge auf den Status der Abweichung zu reduzieren. In neueren Ansätzen, 
die den ethnologischen Blick auf die eigene Kultur richten, etwa in neuen 
Wissensgebieten wie whiteness-stndies oder Männlichkeitsforschung, wird 
der partikulare Charakter der Dominanzkultur zum Vorschein gebracht. 
Und auch an diesem Punkt setzen historische Veränderungen an: Je mehr 
sich die moderne Gesellschaft einerseits ausdifferenziert und andererseits 
zugleich globalisiert, desto deutlicher wird, dass Partikularität nicht Stig­
ma einer Minderheit ist, sondern eine Eigenschaft aller Menschen. Parti­
kular sind alle -  Gleichheit zwischen ihnen herrscht nicht jenseits ihrer 
Differenzen, sondern in diesen Differenzen, die die Akteure wechselseitig 
als gleichberechtigt anerkennen müssen, statt sie -  auf höchst ungleiche 
Weise -  als gleichgültig beiseite zu schieben. Im Unterschied zur Gleich­
gültigkeit, die Ungleichheit ausbrütet, meint die gleiche Geltung das Recht
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und die Möglichkeit, das jeweils Eigene/Partikulare zur Entfaltung und 
zum Ausdruck zu bringen und dafür die Aufmerksamkeit und Anerken­
nung aller anderen in Anspruch nehmen zu dürfen. Aus dieser Perspektive 
wird Condorcets Aussage besser verständlich. Wenn er schreibt: »(...) ce- 
lui qui vote contre le droit d’un autre (...) z? des-lors ab jure les siens«, dann 
sagt er nicht’. Wer anderen ihre Rechte abspricht, tut Unrecht, verhält sich 
unmoralisch, verdient Bestrafung, sondern er artikuliert ausdrücklich die 
Wechselseitigkeit des Verlusts: nicht nur einige, bestimmte, sondern alle 
Menschen sind partikular; wer anderen ihre Partikularität nicht zugesteht, 
mindert das Recht seiner eigenen und verzerrt das Bild von Differenz zur 
Fratze der Abweichung von einem Allgemeinen, das es nicht gibt.

Aber nicht nur der unterschiedliche Umgang mit den partikularen Ei­
genschaften von Mehr- und Minderheiten ist fragwürdig, sondern über­
haupt die Trennung zwischen dem Öffentlichen und Privaten, sofern da­
mit das Öffentliche mit dem Allgemeinen, das Private dagegen mit dem 
Besonderen identifiziert wird. Ein solcher Dualismus impliziert eine 
Asymmetrie, ein Vorrang-/Nachrang-Verhältnis zwischen dem großen 
und wichtigen Bereich des Öffentlichen auf der einen Seite, in dem zwi­
schen Freien und Gleichen vernünftig über die gemeinsamen Angelegen­
heiten beraten und entschieden wird, und der Sphäre des Privaten als dem 
nachrangigen, belanglosen, zufälligen, beliebigen, irrationalen Besonderen 
auf der anderen Seite. Diese Art der Trennung läuft auf eine Halbierung 
hinaus, in deren Folge Freiheit und Gleichheit im eigentlichen Sinne nur 
in der Sphäre des Öffentlichen Geltung beanspruchen können. Dagegen 
werden die in die Privatsphäre relegierten Differenzen freigelassen und 
indifferent gesetzt, so dass sie irrelevant erscheinen. Aber Freisetzung be­
deutet nicht Freiheit, und Gleichheit darf nicht Gleichgültigkeit bedeuten, 
sondern gemeint ist die gleiche Gültigkeit der differenten Partikularitäten 
aller. In der Form des Dualismus zwischen Öffentlichkeit und Privatheit 
ist die Tendenz angelegt, das Muster von Transzendenz und Immanenz 
innerhalb der sublunaren Welt der Moderne zu reproduzieren, also die 
alte Dichotomie zwischen Vernunft- und Sinnenwelt zu imitieren -  die 
es unter säkularen Voraussetzungen nicht mehr gibt. In der Moderne gel­
ten Freiheit und Gleichheit nicht in einem Bereich jenseits der empirischen 
Differenzen; Freiheit und Gleichheit werden durch die empirischen Dif­
ferenzen nicht begrenzt, sondern sie entfalten sich in diesen. Der Mensch 
hat keine duale Natur. Er ist nicht mehr ausschließlich in seiner geistlich­
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geistigen Natur frei und gleich, sondern unhalbiert, das heißt auch bzw. 
überhaupt nur in seiner sinnlichen Natur: »Die Materie lacht in poetisch­
sinnlichem Glanze den ganzen Menschen an«.37

5. Die Tatsache, dass Freiheit, Gleichheit und Menschenrechte den Bedin­
gungen der Kontingenz unterliegen, bedeutet, dass ihre Verwirklichung 
nie vollkommen sein kann. Diese Ideen sind keine geoffenbarte Wahrheit, 
sondern haben einen »Zeitkern«38; sie sind unter bestimmten historischen 
Bedingungen entstanden.39 In positiver Hinsicht folgt daraus, dass sie sich 
im Lauf der Zeit weiter zu entwickeln, zu vertiefen und verfeinern ver­
mögen; zugleich folgt daraus negativ, dass sie irgendwann enden, in etwas 
anderes übergehen oder regelrecht scheitern können. Wenn das moderne 
Konzept von Gerechtigkeit von menschlichen Willensbildungs- und ge­
meinsamen Entscheidungsfindungsprozessen abhängt, dann kann es auf­
grund menschlicher Schwäche leicht misslingen. Es gibt nichts, was die 
demokratischen Willensbildungs- und Entscheidungsfindungsprozesse 
von den Bedingungen der Kontingenz, vom So-oder-auch-anders-sein- 
Können erlösen, was sie vor Zufällen und Irrtümern bewahren, von Be­
grenzungen und Beschränkungen aller Art unabhängig machen könnte. 
Unter säkularen Bedingungen sind Menschenrechte alles andere als »una- 
lienable rights« -  und auch »die Würde des Menschen ist antastbar«40.

Zwischen dem grenzenlosen Fortschreiten und dem katastrophalen 
Untergang liegen die Mühen der Ebene. Der Alltag der Demokratie ist 
geprägt vom zermürbenden Ringen und kleinlichen Feilschen um den 
Kompromiss zwischen divergierenden Interessen in wechselnden Kon­
stellationen und Koalitionen. In der Idee der Freiheit als beliebig Anfan­
gen-Können, im So-oder-auch-anders-/^«d<?A-Können liegt die schöne 
Seite der Kontingenz. Aber im So-oder-auch-anders-sezfz-Können, in der 
Partikularität aller Einzelnen und der Pluralität des Ganzen treten die 
mühsamen Aspekte des modernen Gerechtigkeitskonzepts zu Tage. Ge­
wiss liegt im konstruktiven Umgang mit Partikularität und Pluralität der 
Reichtum und das Potential der modernen Gesellschaft -  trotzdem ge­
staltet sich dieser Umgang schwierig.

An dieser Stelle zeigt sich der Sinn und die Bedeutung der dritten Säule 
des modernen Gerechtigkeitskonzepts.
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Fraternite -  Rot

Freiheit und Gleichheit sind zwar unlösbar aneinander gebunden, aber 
zwischen ihnen löst sich die Spannung nicht. Erst Solidarität ist geeignet, 
eine echte Synthese zwischen ihnen zu stiften. Die Spannungen zwischen 
Freiheit und Gleichheit werden im aktiven Wunsch und Willen zum Mit­
einander in einer Gemeinschaft aufgehoben. In der positiven Hinwendung 
zu anderen und im Gefühl der Zusammengehörigkeit mit ihnen kann das 
kleinliche Aufrechnen der divergierenden Interessen, das mechanische 
Abstimmen der demokratischen Verfahren überwunden werden. Solida­
rität fügt dem kalten Blau der egoistischen Freiheit und dem harten Weiß 
der mühsam aus gehandelten Gleichheit die warme Herz- und Blutfarbe 
Rot hinzu. So gesehen erscheint das dritte Prinzip als der vollendende 
und vollendete Schlussstein des Gebäudes moderner Gerechtigkeit. Aber 
auf die bisherige Geschichte der Moderne zurückblickend verdüstert sich 
das Bild. Das höchste der drei Prinzipien von Gerechtigkeit sieht auf den 
zweiten Blick schwach und dürftig aus.

Als fraternite ist Solidarität familial gedacht und rückwärts gewandt. 
Wer »Bruder« sagt und an Brüderlichkeit appelliert, evoziert die Vorstel­
lung von Familie. Unter christlichen Voraussetzungen bedeutet das: ein 
väterlicher Gott bzw. ein göttlicher Vater -  so wie es in Schillers »Ode 
an die Freude« heißt: »Brüder -  überm Sternenzelt muss ein lieber Vater 
wohnen«. Damit verankert sich auch die Idee von Solidarität zunächst 
in der transzendenten Dimension jenseits des Mondes: »überm Sternen­
zelt«. Es dürfte jedoch wohl weniger die Liebe des oben wohnenden als 
vielmehr die Autorität des über allem thronenden Vaters sein, die den 
konkurrierenden, streitenden Söhnen Gehorsam gebietet und Brüder­
lichkeit vorschreibt. Geprägt ist diese Idee der Brüderlichkeit nicht allein 
durch Uber- und Unterordnung zwischen den Generationen, sondern 
auch durch Ein- und Ausschlussverhältnisse zwischen den Geschlech­
tern -  an die Frauen der Familie, an Mutter und Töchter richtet sich die 
Botschaft nicht. In seinem paternalistischen und patriarchalen Zuschnitt 
ist Brüderlichkeit ein dumpfes und enges Konzept: Die Gemeinschaft­
lichkeit entspringt weniger aus wechselseitiger Zuneigung, sie speist sich 
nicht eigentlich von innen, sondern wird autoritär von oben angeordnet 
und nach außen abgegrenzt; das Wir-Gefühl wird durch Entgegensetzung 
zu allen, die nicht dazu gehören (sollen), generiert und stabilisiert.
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Ähnlich wie die Ideen von Freiheit und Gleichheit erfährt auch das 
dritte Fahnenwort im Zuge der Beseitigung des ancien regime, zu der es 
aufruft, selbst einen tiefgreifenden Wandel. Auch das Konzept der Brü­
derlichkeit verliert seinen Halt in jener transzendenten, »väterlichen« Di­
mension. Anders als bei Freiheit und Gleichheit findet diese Transforma­
tion im Wort-Wechsel von Brüderlichkeit zu Solidarität terminologischen 
Ausdruck. Auf dem Wege zu »jene[r] abstrakte[n] Form von staatsbür­
gerlicher Solidarität«, welche die unverzichtbare Basis der Verwirkli­
chung von Grundrechten bildet,41 legt das dritte Postulat die Bornierung 
der Brüderlichkeit auf den kleinen Kreis einer Familie oder Gemeinde, 
die in stratifizierten personalen/kce-£o-/kce-Beziehungen zueinander ste­
hen, ab. Nun werden in den Verfassungen und Verfahren demokratischer 
Gesellschaften Elemente des Solidaritätsprinzips rechtlich kodifiziert und 
institutionalisiert. Und doch schwindet damit unweigerlich jenes Moment 
von »Nestwärme«, jene besondere emotionale Qualität, die den eigent­
lichen Mehrwert von Solidarität gegenüber Freiheit und Gleichheit aus­
machen und ein positives, der Liebe ähnliches Band um die Gesellschaft 
legen sollte. Während der Gehalt von Solidarität partiell in die demokra­
tischen Strukturen des Nationalstaates eingeht, verflüchtigt sich das Ge­
fühl ganz.

Im modernen liberalen Diskurs verblasst das dritte Fahnenwort der 
Revolution jedenfalls besonders rasch. Fraternite wird gegen spezifisch 
bürgerliche und obendrein ausgesprochen entsolidarisierende, indivi­
dualistische Werte ausgetauscht: »Kant (...) ersetzt das (...) Motiv der 
Brüderlichkeit durch das Verfassungsprinzip der Selbständigkeit«42, und: 
»Die Revolutionsverfassung von 1795 bekennt sich (...) zu den Grundsät­
zen >Gleichheit, Freiheit, Sicherheit, Eigentum,*«.42 Von Anfang an höchst 
fragwürdig, nach-revolutionär teilweise missbraucht,44 teilweise recht­
lich-politisch kodifiziert und institutionalisiert, teilweise ökonomisch- 
individualistisch substituiert, also alles in allem regelrecht aufgerieben 
zwischen verschiedenen Fronten, verschwindet die Idee von Solidarität 
dennoch keineswegs endgültig. Bereits »die zweite Republik greift 1848 
in Frankreich unter dem Druck der neuen Arbeitermassen und dem Ein­
fluss der Sozialisten die Sozialrevolutionäre Trias >Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit wieder auf und macht sie zum offiziellen Wahlspruch«.45 
Und wiederum rückt Solidarität in den Hintergrund, als die revolutionäre 
Bewegung abflaut. Aber jede neue politische Partei und besonders alle
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neuen sozialen Bewegungen, die sich im Verlauf des 19. und 20. Jahrhun­
derts formieren, um den Anspruch auf Freiheit, Gleichheit, Menschen- 
und Bürgerrechte für bis dahin exkludierte oder marginalisierte Gruppen 
einzufordern, werden sich immer wieder neu auf Solidarität berufen, zur 
Solidarisierung aufrufen. Arbeiterbewegung, Frauenbewegung, Befrei­
ungsbewegungen unterdrückter Völker und Gruppen aller Art mobili­
sieren und konstituieren ihre Anhängerschaft unter diesem Fahnenwort. 
Solidarität wird zum Antrieb von sozialen und politischen Bewegungen, 
die den Status quo in Frage stellen und das Spektrum des Projekts Demo­
kratie erweitern wollen. Sie öffnet und erweitert das sich in seinen for­
malen Verfahren verfahrende, in seinen Mechanismen zum toten Räder­
werk erstarrende Projekt der Demokratie für und durch das lebendige, 
personale und persönliche Engagement der Menschen. Und noch jedes 
Mal verblasst die Idee wieder, wenn die Bewegung verebbt.

In seinem ständigen Auf- und Abtauchen erweist sich das dritte Postu­
lat der Revolution als das schwächste und zerrissenste von allen: Einerseits 
ist es tief in der dumpfen Enge seiner paternalistisch-patriarchalen Her­
kunft verwurzelt, andererseits ist es Höhepunkt und krönender Abschluss 
der triadischen Konstruktion moderner Gerechtigkeit -  oder könnte es 
doch sein. Einerseits ist es an familiale Eigenliebe gebunden, andererseits 
schickt es »Solidaritätsadressen« an die Entferntesten. Einerseits labil und 
flüchtig, missverständlich und missbrauchbar, kehrt es andererseits doch 
hartnäckig wieder.

Was mögen die Ursachen dieser auffälligen Diskrepanzen sein? Lassen 
sie sich damit erklären, dass das Ideal der Solidarität anders als die Ideen 
von Freiheit und Gleichheit weniger ein rationaler Gedanke ist als viel­
mehr ein Gefühl? Oder haben wir einfach den Kern der Sache noch nicht 
getroffen? Haben wir vielleicht die Fragen, wem Solidarität gelten soll 
und worauf sie sich bezieht, was ihr Thema, ihr Motiv sein kann, noch 
gar nicht richtig gestellt, geschweige denn beantwortet? Am Ende eines 
kurzen Textes von Max Horkheimer über »Marx heute« aus dem Jahr 
1968 meine ich einen Hinweis gefunden zu haben, der es erlauben könnte, 
den Sinn von Solidarität besser zu fassen: »Wie immer die richtige Gesell­
schaft (...) beschaffen sei, sie könnte Menschen in dem Bewusstsein ver­
einen, aus dem die Solidarität entspringt, die dem Gedanken heute näher 
liegt, als die des Proletariats: die Solidarität der Menschen als endlicher, 
von Leiden und Tod bedrohter Wesen, die schöner, heller und länger le­
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ben wollen, eine Solidarität, die schließlich auf die Kreatur schlechthin 
sich erstrecken könnte«.46

Die Herausforderung dieser wenigen Sätze liegt in der maximalen Er­
weiterung des Adressatenkreises von Solidarität auf die Menschheit als 
Ganze und sogar noch über die Menschenwelt hinaus, auf alle Lebewesen 
überhaupt. Eine so radikale Ausdehnung steht im Widerspruch zu der 
gängigen Auffassung, dass Solidarität ebenso wie Liebe an konkrete Be­
ziehungen zwischen Menschen gebunden sei und sich nicht vollkommen 
verallgemeinern lasse. Aber wenn Solidarität tatsächlich zur Brücke zwi­
schen den universalen Prinzipien von Freiheit und Gleichheit werden soll, 
dann muss sie dasselbe Niveau von Allgemeinheit erreichen wie diese. Ob 
das möglich ist, hängt von der Antwort auf die Frage ab, was Motiv und 
Gegenstand der Solidarität sein soll. Wie jeder Aufruf zur Solidarisierung 
geht auch Horkheimers Appell in zwei Richtungen: Den Ausgangspunkt 
bilden negative Erfahrungen, die zunächst erst einmal als gemeinsame 
identifiziert werden müssen, damit sie als geteiltes Leid halbes Leid wer­
den, das heißt gelindert und überwunden werden können. Auf der ande­
ren Seite entwickelt er eine positive Zielvorstellung, die es durch solida­
risches Handeln zu verwirklichen gilt.

Die zentrale Bedeutung, die Horkheimer dem positiven Wunsch bei­
misst, »schöner, heller und länger leben« zu wollen, ist weniger universal 
als es auf den ersten Blick aussehen mag; vielmehr hat auch dieser Gedanke 
einen »Zeitkern«. In seiner weltimmanenten Zukunftsorientierung rückt 
er erst in der säkularen modernen Gesellschaft in den Mittelpunkt. Der 
sportlichen Devise »höher -  schneller -  weiter« analog, zielt der Wille 
zum schöneren, helleren und längeren Leben auf das »Mehr« des materiel­
len Wohlstands, auf das »Besser« des technologischen Fortschritts, denen 
sich die moderne Gesellschaft seit ihren Anfängen verschrieben hat. Alle 
modernen Wissens- und Handlungsstrategien zielen auf die Versicherung 
und Verlängerung, die Verbesserung und Verschönerung des Lebens. 
Zweifellos ist das eine Folge des Transzendenzverlusts: Ohne Aussicht 
auf ein ewiges Heil im Jenseits wird das diesseitige Leben, seine Siche­
rung, Erhaltung, Entwicklung, »enhancement« zum höchsten Gut und 
letzten Zweck. Trotzdem ergibt sich daraus keineswegs notwendig Soli­
darität. Im Gegenteil: Das Leben betreffend, unterliegt diese Zielsetzung 
den Gesetzen der Kontingenz: »the pursuit of happiness« ist Gegenstand 
der gleichen Freiheit und der freien Gleichheit aller und eines jeden, so
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dass es auf die Frage, wie das schönere, hellere und längere Leben ausse- 
hen soll und auf welchem Wege es zu erreichen sei, vielfältig verschiedene 
Antworten gibt und folglich reichlich Gelegenheit zur Entfaltung von 
Kreativität und Differenz, von Dissens und Konflikt.

Wenn Horkheimers Versuch, eine Basis für die Bildung umfassender 
Solidarität zu finden, in ihrer positiven Richtung nicht in Betracht kommt, 
bleibt nur noch die Frage nach ihrem negativen Bezugspunkt. Indem er 
die Menschen »als endliche, von Leiden und Tod bedrohte Wesen« an­
spricht, berührt Horkheimer den letzten und schmerzlichsten Aspekt von 
Kontingenz: das Enden-Müssen, das den Gegenpol zum freien Anfangen- 
Können bildet. Das Enden-Müssen hat Anteil an den Bedingungen von 
Kontingenz insofern, als das Ende zufällig und beliebig eintritt, das heißt 
komplett sinnlos ist. Das Enden-Müssen könnte jedoch zugleich den 
Wendepunkt von Kontingenz bilden, weil hier dem So-oder-auch-anders- 
handeln-Können, dem So-oder-auch-anders-sein-Können, der Partikula- 
rität und Pluralität des Lebens eine Grenze gezogen ist. Leiden und Tod 
»bedrohen« nicht nur, sondern betreffen unausweichlich alle Menschen. 
Es handelt sich nicht um irgendeine negative Erfahrung, eine spezifische 
Benachteiligung, ein bedingtes und zufälliges Weniger einer Gruppe in 
Relation zum ebenso bedingten und zufälligen Mehr einer anderen. Und 
während das Anfängen-Können im emphatischen Sinn des Schaffens eines 
Neubeginns ein menschliches Privileg ist, unterliegen alle Lebewesen dem 
Gesetz des Enden-Müssens, so dass Horkheimers kühnes Ziel, die Erwei­
terung von Solidarität auf »die Kreatur schlechthin« in der ultimativen, 
negativen Perspektive plausibel erscheint. Lässt sich also in der allumfas­
senden negativen Erfahrung gemeinsamer Kontingenz ein Ansatz- und 
Ausgangspunkt für Solidarität finden? Könnte die Idee der Solidarität 
ihre notorische Schwäche überwinden, wenn ebendiese Schwäche selbst 
zum Movens und Motiv, zum Beweggrund und Gegenstand von Solida­
rität werden würde?

Wenn das einfach wäre, so wäre es gewiss längst geschehen. Insofern als 
die Verwirklichung dieser Idee den Verzicht der Menschen auf alle For­
men von Kontingenzverleugnung voraussetzt, ist der Gedanke utopisch. 
Kontingenzverleugnung aufzugeben hat drei Aspekte: Es bedeutet erstens 
den Verzicht auf KontingenzwnAüwg/'/zzg unter Rückgriff auf die unbe­
grenzten Möglichkeiten zu Ausflucht und Ablenkung in der unendlichen 
Fülle von »Zerstreuungen«, die das Leben als solches bietet. Es bedeu­
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tet zweitens Verzicht auf die Versuche der Kontingenzä$erscZ>rezt/wg im 
und in den Glauben an eine höhere, heilbringende, rettende transzendente 
Instanz, die ein Transzendieren der Grenze erlaubt, die mit dem Enden- 
Müssen gesetzt ist. Und es bedeutet schließlich Einsicht in die Grenzen 
der Möglichkeiten von Kontingenz^ezAi/tzgwwg, die die moderne Gesell­
schaft insbesondere in Gestalt von Technologie entwickelt hat. Alle In­
strumente, die Mensch und Gesellschaft zur Kontingenzbewältigung er­
funden haben und künftig noch entdecken mögen, erzielen allesamt doch 
nur einen komparativen Fortschritt; sie reichen etwas »höher, schneller 
und weiter«, sie genügen für ein wenig »schöner, heller und länger«, aber 
sie erreichen keine Grenze, kein ultimatives Ziel, kein schön, hell und das 
für immer.

Erst ein umfassender Verzicht auf Flucht vor den Bedingungen von 
Kontingenz würde bedeuten, das Enden-Müssen als Grenze zu akzeptie­
ren. Damit wäre ein unverfügbarer Verankerungspunkt in der Kontingenz 
selbst gefunden. Das könnte die Aussicht auf eine universale Solidarität 
eröffnen, die ihren Grund darin fände, dass Menschen in ihrer Endlich­
keit keinen anderen Adressaten haben als einander. Dieser Punkt müsste 
allerdings negativ, ein Nullpunkt bleiben und nicht positiv gewendet zum 
Ansatzpunkt einer »neuen« Ethik oder einer Politik werden. Diese Art 
der Solidarität läge in der Passivität des unfreien und unterschiedslosen 
Leidens, nicht in der Aktivität des Handelns. Das würde die Begrenzung 
von Solidarität auf ein reines Gefühl implizieren, die im Begriffsgebrauch 
bereits angelegt ist. Ihr negativer und universaler Charakter würde So­
lidarität dann auch von ähnlichen Gefühlen wie Liebe oder Mitleid un­
terscheidbar werden lassen: Von der positiven, auf das Leben gerichteten 
Liebe ist Solidarität durch ihre Negativität unterschieden; vom Mitleid 
(compassiö), die den anderen gilt, als wäre der Mitleidende selbst entron­
nen, durch die Universalität, die alle umfasst.

Tn ihrem negativen Charakter erscheint das umfassende Gefühl der So­
lidarität zwar nicht mehr eng und dumpf wie die Brüderlichkeit, von der 
die Idee einmal ihren Ausgang genommen hat, aber dafür leer und dun­
kel. Die warme Herz- und Blutfarbe Rot scheint einem Schwarz zu wei­
chen. Als bloßer Nullpunkt des Enden-Müssens wird Solidarität gleich­
sam von Totenstarre erfasst. Beinahe sieht es so aus, als würde an dieser 
Stelle statt der Trikolore eine schwarze Piratenflagge gehisst. Vielleicht ist 
das so, denn streng genommen würde die negative Utopie der Solidarität
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mehr bedeuten als eine neue Ethik oder Politik. Der Gedanke hat nicht 
nur einen Zeitkern, er würde einen Zeitsprung erfordern, einen Akt der 
Piraterie: Der Verzicht auf Kontingenzverleugnung und die Einsicht in 
die Grenzen der Kontingenzbewältigung bedeuten eine Attacke auf die 
Prätentionen der Macht. Es heißt Abschied zu nehmen von der Vorstel­
lung von Kontingenzbeherrschung sowohl in der traditionellen Gestalt 
der Metaphysik als auch in Form der Machbarkeitsidee der Moderne, die 
sich, da Kontingenzbeherrschung heute noch nicht Realität ist, auf den 
Handel mit futures verlegt, ständig ungedeckte Wechsel auf die Zukunft 
ausstellt und sich als perpetuum mobile betrachtet.

Horkheimer formuliert seinen Gedanken äußerst vorsichtig und hy­
pothetisch: »Wie immer die richtige Gesellschaft (...) beschaffen sei, sie 
könnte Menschen in dem Bewusstsein [von Solidarität] vereinen (...)« 
Dasjenige unter den drei Fahnenwörtern, das wohl deshalb als so proble­
matisch erscheint, weil es am dunkelsten Punkt der Kontingenz, an der 
Sterblichkeit und Endlichkeit der sublunaren Welt ansetzt, ist zugleich 
das utopischste.

Im Rückblick stellt sich das Konzept moderner Gerechtigkeit als kom­
plexes, als ebenso perfektes wie fragiles Gebilde dar. Zwischen seinen drei 
Prinzipien mögen Spannungen bestehen, aber stärker als alle Spannungen 
ist der Zusammenhang, das wechselseitige AbhängigkeitsVerhältnis zwi­
schen ihnen. Freiheit wäre ohne Gleichheit nur Privileg, Gleichheit ohne 
Freiheit bloß Uniformität. Ohne das Gefühl der Solidarität bleiben Frei­
heit und Gleichheit kalt und hart, während umgekehrt Solidarität ohne 
Freiheit nur auf Autorität gründen könnte und ohne Gleichheit bloß 
Wohlwollen, allenfalls Wohltätigkeit wäre. Die drei Pfeiler stehen oder 
fallen gemeinsam.

Freiheit, Gleichheit und Solidarität verweisen auf die drei bzw. vier 
Bestimmungen des Begriffs Kontingenz. Darin manifestiert sich ihre hi­
storische Herkunft aus dem Säkularisierungsprozess der modernen Ge­
sellschaft, der den Verlust der transzendenten Dimension, das heißt den 
Niedergang des metaphysischen Denkens und von Religion als gesell­
schaftlichem Leitdiskurs bedeutet. Anerkennung von Kontingenz als dem 
Satz der Nicht-Identität im vierfachen Wortsinn ist die Voraussetzung des
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modernen Konzepts von Gerechtigkeit. Der Weg führt von der schönen 
Morgenröte des beliebigen Anfangs in seiner Freiheit des So-oder-auch- 
anders-handeln-Könnens über die mühsame Ebene des So-oder-auch-an- 
ders-sein-Könnens, der gleichen und gleichberechtigten Differenzen im 
doppelten Sinn der unaufhebbaren Partikularität jedes Einzelnen und der 
unüberwindlichen Pluralität des Ganzen, bis hin zum dunkelsten Punkt 
von Kontingenz, zum Enden-Müssen aller Dinge, zur Sterblichkeit und 
Vergänglichkeit des Lebens, in dessen Einsicht die letzte Quelle der Soli­
darität in ihrer umfassendsten Gestalt verborgen liegt.

Anmerkungen

1 Im Sinne von Gleichgewicht und Ausgleich, wie es beispielsweise die Figur der 
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Claus Offe
»SHARED SOCIAL RESPONSIBILITY« 

Reflections on the need for and supply 
of »responsible« patterns of social action

»Responsibility« is a diree-dimensional concept; accordingly, whenever 
we use it, three implicit questions are being raised and need to be ans- 
wered. First, who is responsible? Second, what is the ränge or scope of the 
responsibility in question: to whom and for what does someone’s respon­
sibility apply, and where are legitimate limits of acting as »one’s brother’s 
keeper«? Third, to whom is the agent in question responsible (meaning: 
by whom can she be held accountable) -  be it in the present retrospect 
of what the agent has done so far, or be it in the future retrospect of what 
she tez'/Z have done at a later point?1 In the formal sense suggested by these 
three questions, all responsibility is »social« in that it refers to a social 
interaction in which an agent (A), the actions (X) carried out by the agent 
that affect a category of people and concerns, and a monitoring observer 
(M) -  be it only an agents self-monitoring conscience -  are implied, 
which determines whether or not A has complied with the duties of her 
responsibility. Depending on the answer, sanctions may ränge from pu­
blic praising to public shaming to personal feelings of guilt. Sanctions also 
include formal criminal punishment and the imposition of legal liabilities 
on those who are found (in court) to have violated their responsibility. 
Furthermore, responsibilities are subject to an ongoing process in which 
they are assigned, contested, and redefined through formal legislation as 
well as changing social norrns.

The notion of »shared social responsibility« plays an increasing role in 
public policy discourses of many (though not all; cf. Konstantinides and 
Scholz 2010) European States and, in particular, the Council of Europe. 
The latter is in the process of adopting it as a programmatic formula that is 
supposed to capture the aspirations of a specifically »European« notion of 
social order. However, the concept and its users sometimes appear to mix 
up two ideas that we may want to keep separate for the sake of analytical
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clarity. On the one hand, »shared responsibility« refers to well-known 
problems of collective action and the production of public goods for 
which »all of us« (i.e., all of their beneficiaries) are responsible to contri- 
bute by sharing the costs, efforts, and burdens involved. The other under- 
standing associated with »shared social responsibility« invokes a norm of 
redistributive solidarity which requires the relatively well-to-do to share 
their resources with others.

The concept of responsibility also occupies an important place in both 
sociological theory and the philosophy of social justice. As to sociology, 
responsibility denotes the reflexive awareness of actors of the demands 
moral, social, and legal norms make upon their behaviour in the light of 
the consequences of one’s actions. Max Weber’s famous notion of Verant­
wortungsethik (ys. Gesinnungsethik) can be criticized for being almost 
empty concerning those norms, with the only remaining ethical impe­
rative being that agents must consider and reflect on the consequences 
of their (in)action. More substantial norms that dehne corresponding re- 
sponsibilities of compliance can be subdivided into legal, moral, and social 
norms (Elster 2007). They differ according to their respective enforcement 
mechanism. If we fail to perform duties as deßned by legal norms, state 
actors will Step in and coerce compliance. If we fail to comply with moral 
norms, the inner voice of conscience will Step in and generate feelings of 
guilt as a sanction. Finally, if we fail duties as dehned by social norms, we 
will be shamed., treated with contempt, ostracized, etc., by others in whose 
eyes we have lost our worthiness of recognition for what we have done or 
failed to do. What makes social norms special in comparison to the two 
other types of norms is their lesser degree of counter-factual validity. In 
particular, legal norms are robust in the sense that, no matter how many 
people violate them how many times, they continue to assert their validity 
(until, that is, they may undergo a formal revision). Moral norms, as ba- 
cked by considerations such as »everyday Kantianism« and generalizabi- 
lity, will not lose their validity (but can arguably even gain in force) by the 
evidence of their being widely violated and the indignation triggered by 
this evidence. In contrast, social norms (such as the expectation that pa- 
rents supervise their children’s homework, the observance of dress codes 
in funerals, Standards of marital ßdelity, neighbourly help, etc.) seem to 
be much less immune to the impact of their empirical violation. For as 
people are seen to be unwilling or unable to observe specific social norms,
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the latter can lose their validity and literally evaporate. What sustains the 
validity of social norms is the (fallible) trust in their validity, i.e., their bin- 
dingness for others. Yet violators can simply choose to move out of the re- 
ach of those who try to shame, ostracize or express contempt in response 
to their violation of social norms, thus rendering the specific sanctioning 
mechanism of this kind of norm inoperative (to the extent, that is, it is not 
additionally supported by either moral or legal underpinnings).

I interpret the discourse on responsibility2 that seems to be spreading 
both within academia and among policy elites3 as a Symptom and re- 
flection of the perceived need to strengthen and defend the social order 
against its decay brought about by the prevailing theory and practice of 
socioeconomic libertarianism. The concomitant Symptoms of state weak- 
ness nourish a vision of social order that is essentially based upon the 
voluntary and informally controlled compliance with social norms -  in 
spite of their vulnerability to decay resulting from non-compliance.

If people’s -  as well as all kinds of organized stakeholders’ -  actual 
everyday behaviour is to be informed by the voluntary compliance with 
the social norm that the burdens of responsibility are to be shared, what 
is called for is obviously some method to assign shares to actors. As the 
review of policy literature States, »consensus is unlikely, however, on how 
much responsibility each party should bear in the future« (24).4 Absent 
such consensus, and the institutional method to reach it, as soon as the 
sharing of responsibility is perceived to be somewhat costly to those who 
share, everybody just may wait for everybody eise to do his share, in 
which case Cooperation and the solution of collective action problems are 
unlikely to be set in motion in any durable fashion. The easiest way out is 
to allocate responsibilities according to the logic of liabilities in civil law: 
every actor is responsible for compensating the damage he has demons- 
trably inflicted upon others. Yet most damages are diffuse as to both their 
causal actors and those affected. Another method for allocating shares of 
responsibility is the rule that »responsibilities are proportionate to the 
possibilities [my emphasis] open to [people]«, which is theoretically neat 
yet calls for a procedure of possibility assessment. Nor does the thorny 
problem of determining shares go away by routine appeals to a »common 
duty of everyone« (12), the »dialogue between all the relevant stakehol- 
ders« (21), »a sense [or »culture«] of shared responsibility« (29), or an 
»operational vision of shared responsibility« (35), etc.
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It should be clear from these distinctions that things can go wrong in 
a number of ways. For instance, A is assigned a responsibility to do X 
yet is unw/Zzfig to accept it, thereby violating, as the case may be, a legal, 
moral, or social norm of responsibility (think of a parent who is unwil- 
ling to care for his or her child). Yet the rejection of responsibility out of 
unwillingness may be more easily excused if the (assumed) beneficiary 
is not one’s child or some other concrete person, but »all of us«. For in 
this case, every agents willingness to do »my« share is, except for quite 
exceptional situations, contingent on the perceived willingness and ability 
of others to reciprocally do their share. Also, A can (claim to) be unahle 
to perform the ascribed responsibilities, in which case it appears unfair to 
bürden him with them. Finally, the monitor M may misattribute some fai- 
lure to comply with the demands of responsibility, as in the case of victim 
blaming, scapegoating, rationalization of personal failings, or an agent’s 
claiming of credit for good deeds that, in fact, others have performed. So- 
metimes it is next to impossible to find out -  and agree upon -  to whose 
(in)action (un)desired outcomes can be causally attributed, and who is to 
be blamed or praised for (not) having lived up to his responsibilities; if so, 
any judgement on the part of M is bound to be somewhat arbitrary. A fur- 
ther problem with the monitoring agency M emerges if it lacks the unbiased 
neutrality that is needed for credible Statements on whether or not A has 
actually, in line with her responsibilities, performed X.5

The content of X, i.e. the social and substantive ränge of responsibi­
lities, can vary widely. At one extreme, individuals are assigned the re­
sponsibility to care for themselves at any given point in time. A famous 
saying comes fairly close to this extreme: »If you need a helping hand, 
look at the end of your right arm!«6 From that zero point of individual, 
self-centred responsibility7 (at which all the three categories I distinguis- 
hed above -  A, X, M -  collapse into one), we can conceptually move in 
three directions.8 One is the growing temporal inclusiveness, as illustrated 
by de la Fontaine’s tale of the grasshopper and the ant, with the former 
being held responsible not just for the momentary, but for the far-sighted 
care for itself. The grasshopper has failed its responsibility by failing to 
think of and prepare for the coming winter, thus violating some (social) 
norm of prudent solidarity with one’s future seif. Secondly, responsibility 
can be extended in the social dimension (ranging from »my partner« to 
»all of mankind«), or the number and categories of people who are inten-
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ded to benefit from »my« responsible action. Thirdly, we can also think 
of extending responsibility even further by demanding that agents must 
be attentive to and knowledgeable about events, developments, and cau- 
sal links that frame the Situation of their action. As Thunder (2009: 261) 
puts it, this cognitive dimension of »social responsibility requires both a 
certain habit of >seeing< or noticing social needs, and the disposition to re- 
spond to them intelligently«. For instance, acting responsibly as a parent 
presupposes that s/he must seek out information and education about the 
nutritional needs of (young) children; s/he must be aware of the risks that 
lead to child obesity, etc. Likewise, military Commanders are formally 
held responsible, according to the principle of »command responsibility«, 
for knowing not just what they happen to become aware of but also »what 
they could have known«, had they applied the appropriate scrutiny, about 
actions taken by their troops in combat. Hannah Arendt has even spoken 
of citizens’ »duty to know«.

In all three of these dimensions -  temporal, social, cognitive -  which 
define the extent of responsibility, we can easily imagine demands to be­
come exaggerated and plainly unrealistic. Such is the case when some- 
one were to demand that the responsible citizen must be concerned with 
the long term effects of all of his actions upon all bis fellow citizens (if 
not fellow human beings), and be so on the basis of the fallest available 
knowledge about the world in which he acts. While this extreme is plain­
ly worthless in normative terms, the opposite extreme of »presentist« li- 
bertarian self-reliance is equally hard to defend. As a consequence, we can 
safely draw two generalizations. First, the content of any realistic notion 
of »responsibility« is always somewhere »in between« those extremes. 
Second, because there is no reliable yardstick for measuring the »appro­
priate« ränge of some individual’s responsibilities, this ränge will be, and 
unavoidably largely remain, contested and shaped by the comparatively 
weak forces of social norms. Moreover, policies of disciplining, educating, 
normalizing, activating and guiding people to behave more »responsibly« 
often border on a paternalistic control of behaviour and the implied threat 
of victim blaming (following the logic of »I told you so...«). The issue 
here is to develop Standards of fair »responsibilization« and the adequate 
endowment of non-state actors with the resources and conditions under 
which they can actually engage in responsible practices (an issue to which 
I shall return at the end of this essay).
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The need for social responsibility

Apart from Strategie attempts by governing elites to »outsource« respon- 
sibilities that were previously assumed by public agencies to corporate ac- 
tors, civil society, and individual citizens, three other considerations may 
play an additional role in explaining the new emphasis on governance and 
»responsibility sharing«. First, at the level of international (i.e. essential- 
ly »stateless«) policy making, the negotiated sharing of responsibilities 
among sovereign States appears to be the only means (beyond the limits of 
superpower unilateralism, that is) to achieve the production of global and 
international public goods, such as security and climate-related policies. 
Here, shared responsibility means the negotiated sharing of commitments 
and burdens among sovereign States. Second, it is well known that the 
Provision of public (as well as most private) Services is subject to the logic 
of co-production.9 This often requires the co-presence of the two sides, as 
in the doctor-patient relationship: The Service provider cannot Start »pro­
duction« before the client/consumer is present and provides his »local 
knowledge«. Also, the dient himself has typically a productive (if subor- 
dinate) role to perform in the Service transaction, as when the patient is 
actually taking the medication or the Student is doing the assigned home- 
work. The client’s role also includes the performance of a (often rapidly 
increasing) share of IKEA-style self-service. All of these transactions are 
governed by social (e.g., professional) norms specifying which side is sup- 
posed to share what kind of responsibility in the essentially joint effort of 
Service provision.

A third -  and in my view, the most important and least explo- 
red -  challenge to which responsibility sharing must be seen as a rati­
onal and promising response is this: We live in a world where Solutions 
to many policy problems can only be found if political elites succeed in 
enlisting not just the general support of constituencies, but a problem- 
specific involvement, enlightened Cooperation and supportive action of 
specific categories of citizens and situations. For instance, while criminal 
wrongdoing is entirely framed, defined, monitored and sanctioned by le­
gal norms, and the institutions that are charged with the task of enforcing 
them, »nutritional wrongdoing« -  i.e. the eating (and feeding others) of 
food that is known to be detrimental to the duration and quality of human 
life -  is something that cannot fully be enforced and monitored through
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the regulatory agencies of the state. It must be corrected and overcome 
by invoking individuals’ informed responsibility to rationally adjust their 
lifestyles. What public policy must rely on in this policy area is the »soft« 
control mechanism of social norms which lead people to do the »right 
thing« out o f an informed sense of otber-regardingness and future-regar- 
dingness.

Many of the policies to which this applies have to do with the human 
body and its physical and social environment. Examples of policies where 
such appeal to social norms and responsibility are widely used include 
water Conservation, preventive health-related behaviour (from H1N1 to 
HIV), nutrition, child protection, drug and substance abuse, the control 
of violence, gender and intercultural relations, environmentally friendly 
consumption styles, mobility behaviour, etc.10 In these areas, policies are 
harder -  and at times even impossible -  to police and enforce compared 
to, say, building codes or product regulations. The success of these policies 
depends upon the prudent, voluntary, considerate, civilized, etc., compli­
ance of citizens with social norms and the responsibilities prescribed by 
them. In all these areas, the citizen can neither be effectively coerced nor 
effectively mcentivized to do what needs to be done in the interest of the 
Provision of collective goods (and the minimization of collective »bads«). 
That is to say, if the policy succeeds at all, it succeeds through the re­
sponsibility people are willing to practice. In these and other policy areas, 
citizens have come to occupy, it seems, the role of the ultimate executive 
agents of public policies.11

To overstate my point here, we might say that all of us are affected by 
(and therefore are legitimate stakeholders in) what every single one of us 
does (or fails to do), not just in political, but also in private life. We are all 
(and are increasingly made to be) aware of the fact of interdependence and 
its challenges. The way »you« educate your children, organize your con­
sumption and mobility behaviour, control your »carbon footprint«, your 
everyday interaction with minorities and dissenters, your health behavi­
our, etc., is known to make an impact, in its long-term and aggregate ef- 
fect, upon the environment, the supp ly of human Capital, climate change, 
health, forms and intensity of cultural and political conflict, and patterns 
of urban life, among others. This awareness of externalities and interde- 
pendencies (from which not even the residents of gated communities can 
fully escape) calls for and drives, or so I have argued, the cultivation and
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expansion of the demand for responsibility and its fair sharing. Policy 
analysts converge on the diagnosis that we need more responsibility than 
we actually see practiced in social reality: demand for responsibility ex- 
ceeds its supply! As David Thunder (2009: 560) summarizes:

»A society that enjoys political and economic freedom cannot provide 
its members with a minimally decent way of life unless many of them 
have an active, outward-looking sense of responsibility for the lot of their 
fellow citizens and for the health of their social environment.«

If such a sense of responsibility wears thin, the foundations of social 
order are seen to be jeopardized, leaving behind a chaotic, unstable, and 
potentially despotic condition of exclusion, fragmentation, and anomie. 
Arguably, the now evident limits of the libertarian public philosophy, ac- 
cording to which the very notion of »society« is a mere phantasm,12 have 
sharpened the perception of the losses and dangers associated with a doc- 
trinaire market-centred view of social order and social progress. At the 
same time, rieh literatures on civil society (Cohen and Arato 1992; Offe 
2000), on social Capital (Putnam et al. 1993) and solidarity (Karagiannis 
2007) have helped to sharpen the awareness of the fact that the state’s 
logic of coercive enforcement of laws and contracts and the market’s lo- 
gic of self-centred partners in exchange do not, by themselves, add up 
to a foundation of robust social order. Some items in this literature echo 
the Tocquevillean insight that it is only due to the »art of association« 
and citizens’ voluntary involvement in them that society can defend itself 
against the ever-present dangers of despotism.

A further reason why the discourse on responsibility appears to have 
moved up on the list of priorities of governmental and supranational orga- 
nizations is likely to have to do with, as hinted to above, the chronic need 
o f most governments to unburden the state budget by replacing state-or- 
ganized and state-financed programs and Services by voluntary ones that 
are provided for by civil society actors. In this perspective, the appeal to 
citizens’ responsibility and self-discipline, as well as their readiness to en- 
gage in the voluntary provision of Services through the donation of time, 
skills, and private funds, is just the flip side of chronic Symptoms of fiscal 
stress. Much of it can be seen as a continuation of privatization moves of 
the heydays of neo-liberalism, with the difference that this time it is not 
the market to which Services are being devolved, but civil society and the 
responsibilities assigned to civil society actors (such as charitable foun­
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dations, corporations, associations, religious communities, and individual 
citizens). Thunder (2009: 562), citing the brilliant anti-statist conservative 
manifesto of Berger and Neuhaus (1977), enumerates some items to be 
transferred into the sphere of civic responsibility:

providing a decent education to those who have >slipped through< the cracks of 
mainstream educational institutions; caring for the elderly and sick, often in mediocre 
working conditions or on low salaries; ministering to the socially marginalized or 
disadvantaged, such as single parents, the unemployed, the homeless, and victims of 
sexual abuse; ... and reporting suspicious activity in one’s neighborhood.

Reviewing this list, it cannot escape the attentive reader, however, that 
every single one of these items might also alternatively be taken care 
of -  and more evenly and universalistically so -  by properly funded 
and professionally operated welfare state institutions and their regulatory 
and compensatory capacities, such as a decent school System, social se- 
curity and long term care institutions, minimum Standards for working 
conditions and wages, unemployment insurance, rent-controlled housing, 
and adequate police protection. The policy of substituting public Services 
and social rights with private charity can be criticized on two counts. 
First, voluntarism in the provision of social Services, as it comes from 
third sector organizations, foundation, individual donations, and NGOs, 
is known to be much more unevenly distributed across social space and 
time than is the case with the Services that are provided by welfare state 
organizations that operate through budgets, rights, and entitlements. For 
instance, in the case of natural catastrophes such as major earthquakes, 
normally massive donations tend to flow in that come from individual, in- 
stitutional, and international donors (contingent, to be sure, on the degree 
of media attention the case receives and the international Standing and 
reputation the respective country enjoys); yet such waves of enthusiastic 
solidarity and help coming from non-state actors often tend to be short- 
lived, following the attention cycle, while the long term assistance needed 
tends to remain in the hands of state agencies and largely state-subsidized 
organizations such as the Red Cross. Secondly, the outsourcing of the 
Provision of Services to civil society actors tends to suspend and water 
down the monitoringfunction M that I referred to above: Virtually nobo- 
dy bcars accountability for the volumc, quality, profcssionalism, durabili- 
ty, and fairness of the Services provided other than the donors themselves. 
These two points suggest that, in terms of designing new policies for the
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assignment of responsibility, we should be somewhat reluctant in joining 
the widespread enthusiasm for transferring responsibilities to civil society 
and »third sector« actors.

Even today, most of the responsibilities we assume for »others« (corre- 
sponding to altruism) or »all of us« (corresponding to solidarity} do not 
result from voluntarism and choice on the part of responsible agents, but 
rather from formal institutions that commit us to serving others without 
leaving us much discretion on whether we chose or refuse to do so re- 
sponsibly. These institutions -  the System of taxes and transfers, social 
security and public education being the most important examples -  are 
examples of self-binding acts of pre-commitment: At their origin Stands 
the political, collectively binding choice, made in the past by some win- 
ning coalition of political forces, that it should no longer remain a mat­
ter o f choice and the voluntary adoption of responsibilities whether or 
not, for instance, the unemployed are granted unemployment benefits. 
Instead, this becomes a matter of formal rights and entitlements. In this 
perspective, the genesis of the welfare state can be seen as a process leading 
to the institutionalization of responsibility which makes it viable even in 
the absence of supporting motivations. In this perspective, institutions can 
be compared to the auto-pilot of an airplane, which unburdens the pilot 
(temporarily) from the actual practice of his responsibility. To be sure, 
there have always been attempts to re-open that choice,13 be it in the form 
of political challenges to institutionalized responsibilities, or in the form 
of private circumvention, evasion, and Sabotage of tax and social security 
institutions.

In addition, authors have argued for the need to get people involved 
into voluntary other-regarding and future-regarding responsibilities and 
communal self-help, because such involvement is seen to increase the qua- 
lity of Services provided and the adequacy of Solutions found. The Sug­
gestion here is that the devolution of competencies to small local bodies 
(which comprise all those directly »affected« by problems at hand) would 
activate the ability of local populations to find out, through a process of 
deliberation, what their needs actually are; it would also bring to bear their 
local knowledge on how these common needs can best be met -  rather 
than leaving the design of Solutions to experts, managers, and administra- 
tors (Fung and Wright 2001). Local actors, as opposed to outside experts, 
are supposedly »sufficiently familiär with the relevant facts to be able to



96 Claus Offe

act effectively« (Thunder 2009: 562). As Fung and Wright emphasize and 
convincingly illustrate on the basis of several case studies, a precondition 
of success of such local voluntary initiatives is that, while remaining un- 
der the supervision and control of superordinate agents, they are gran- 
ted formal decision-making powers and other resources that allow them 
to actually decide upon and implement Solutions; responsibility must be 
»empowered« -  a point to which I shall return at the end of this essay.

Not all cases where »more responsibility« is being called for, howe- 
ver, lend themselves to such empowered devolution. As Thunder (2009: 
564) rightly observes, »remote and diffuse objects such as geographically, 
socially, and culturally [one might add: temporally] distant persons and 
groups are less likely to engage the moral imagination than objects closer 
to home such as the fate of one’s immediate family, friends, acquaintances, 
and colleagues.« Yet arguably the most urgent need for people taking re- 
sponsible action occurs exactly in areas where responsible agents and the 
beneficiaries of their agency are far remote from each other -  be they 
remote in space (when the issues are protecting others from human rights 
violations and helping them to maintain their material level of subsistence 
through development programs) or remote in time (as in all environmen­
tal problems, including those of climate change). In such cases, feeling and 
acting responsibly for the benefit of remote others can be a morally highly 
demanding matter, as there are no ties of mutual Obligation and direct 
cognitive accessibility to facilitate that action.

The declining supply o f social responsibility

In order to serve others or »all of us« in ways that Standards of respon­
sibility require, you need others to join the action. That applies at least 
when we deal w ithpositive responsibilities (the assumed duty of A to do 
X), as opposed to the negative responsibility to refrain from something 
that would be irresponsible to do (such as littering the park or driving 
recklessly). In the case of positive responsibilities, not only do individu- 
als normally lack the material and organizational resources needed for 
»making a difference«, except for very small social units; individuals, if 
they perceive themselves to be the only ones who care, will also be easily 
discouraged from complying with Standards of positive responsibility if 
they see themselves in the »sucker« position of complying with norms
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that nobody eise accepts as binding, and making sacrifices for causes that 
nobody eise shares. Hence in order to assist others (thereby fulfilling po­
sitive responsibilities), we need the assistance of others for both instru­
mental and motivational reasons. The reasoning is: »I do my part if you 
do your part, or assist me in doing my part.« Responsibility does indeed 
thrive on being shared, and visibly so. If we rely on findings that claim a 
secular decline of »social Capital«, i.e. the capacity to cooperate and join 
forces and resources with others (Putnam, 2000), the result is compelling: 
Since many people have lost their social Capital, the initial conditions for 
such »joining forces« and sharing responsibility tend to be absent. In this 
Situation, people may feel an abstract Obligation to act responsibly yet do 
not see the agents to do it with, and therefore will easily give up.

This effect may even be exacerbated by a condition one might call the 
»invisibility of the other«. While the monitoring and supervision of the 
other becomes ever more sophisticated in the vertical dimension (be it 
through consumer surveys of marketing agencies and large corporations, 
or through the surveillance and policing of entire populations through 
technologies such as CCTV), people seem to know less and less about 
each other in the horizontal dimension. In contrast to fundraising stra- 
tegies that were widely used a generation ago -  when donations were 
collected in neighbourhoods through door-to-door campaigning with the 
help of lists on which every donor could see how much previous donors 
had actually donated -  today’s strictly unobservable electronic transfer 
of money does not allow us to get an idea of who among our neighbours 
has actually been willing to donate how much and for what purpose.

Sociologists try to capture these and related phenomena with the con- 
cept of individualization (Bauman 2001). By that, they refer to a tenden- 
cy of societal modernization which posits the individual (as opposed to 
collectivities such as classes, nations, groups, organizations, communities, 
families, etc.) as the ultimate unit of social life and social action. Under 
the influence of individualization, persons conceive of success and life 
satisfaction as something that results primarily from the prudence and 
luck with which they »game« market forces, rather than from the efforts 
of collective actors (states, trade unions, cartels) to curb them. At a time 
when, under the onslaught of market orthodoxy, all kinds of collective 
actors experience the defection of members, and when democratic states 
and their governments suffer from their citizens’ disaffection, individu­
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alist conceptions of the world spread by default. Diversity, distinctive- 
ness, and the cultivation of individuals’ special tastes, styles, preferences, 
choices, and identities are being emphasized by consumers whom the 
market and the media supply with ever more sophisticated means to signal 
their uniqueness to others. Also, individualization is often seen as the flip 
side of globalization, as the latter tends to liquidate remaining collectivist 
arrangements of common protection and common agency. To the (consi- 
derable) extent that this description of trends and tendencies in modern 
OECD societies is accurate, it is entirely unsurprising that the notion of 
responsibility is in the process of losing much of its bindingness and nor­
mative validity. Its supply is dwindling while the demand for it, and hence 
its scarcity, grows ever greater.

Finally, flexibility and social mobility (upward, downward, spatial, bet- 
ween jobs, between income brackets, and across family situations) as well 
as the spread of labour market and social security precariousness cannot 
but de-motivate practices of responsibility. Precariousness, as well as the 
anticipation of the risk of losing one’s socio-economic Status, shrinks the 
horizons of other-regardingness and future-regardingness, as it makes so- 
lidarity with others as well as the far-sighted solidarity with one’s future 
seif appear largely »unaffordable« at any present moment.

Re-balancing the demand and supply o f social responsibilities

The policy question resulting from this tale of increasing demand and 
shrinking supply is simple enough. To quote Thunder (2009: 574) once 
again: What is the design of »social institutions that might support the 
practice of responsibility [... and] shows how people’s social relationships 
shape their attitudes and behavior in the direction of social responsibility 
and makes responsibilities psychologically salient and cognitively acces- 
sible to agents«? As an answer to that key question, moralizing appeals 
to encompassing values and identities are evidently not good enough, 
although they belong to the Standard repertoire of political leaders. An 
example is Barak Obama’s appeal in his victory Speech of 2008 when he 
addresses the nation’s citizenry: »This victory is only the chance for us to 
make that change It cannot happen without you. So let us summon 
a new Spirit of patriotism, of Service and responsibility where each of us 
resolves to pitch in.« In a more sober tone, the Canadian sociologist Be-
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noit Levesque (2005: 48) States the goal »to improve civic engagement and 
responsibilities« and recommends the promotion of consumers’ and sa- 
vers’ reorientation of their spending and Investment decisions. Even here, 
the question remains how the consumer can be motivated to pay compa- 
ratively higher prices by complying in his shopping decisions with »fair 
trade« agreements, or the investor to sacrifi.ee a margin of his potential 
return by engaging in »responsible« finance, such as investment in micro 
credits.

Let me propose, in conclusion, four rules of thumb by which the dilem- 
ma of failing practices of responsibility might be dealt with in promising 
ways. First, we need to understand and appreciate that the promotion 
of civic responsibility and Cooperation is (some might say paradoxically) 
largely a matter of public policy. It is not the retreat of the state that lets 
civil society flourish; it is rather the outcome of public policies which en- 
courage and help develop (through other means than mere elite rhetoric) 
the willingness and ability of citizens to assume and share social respon­
sibilities.14 In their analysis of the determinants of the highly unequal dis- 
tribution of health outcomes, Hall and Taylor (2009) conclude that these 
unequal outcomes are determined by what they term »social resources«. 
But what determines the availability and distribution of those resources? 
Here is the answer the authors provide: »[...] our analysis suggests that 
public policy making can [...] be seen as aprocess of social resource Crea­
tion or erosion Public policy can influence the structure of social re- 
lations.« (2009: 97-8; my emphasis) For instance, public policies can have 
the side effect of spreading distrust among ordinary citizens when they 
operate on the premise that the latter are either largely incompetent or 
unwilling to cooperate in the attainment of policy objectives. Policies and 
administrative agencies can strengthen or encourage social networks and 
their capacities for enhancing responsibilities, or they can do the opposite. 
The authors suggest that »governments should pay as much attention to 
the Conservation of social resources as they do to the protection of natural 
resources« (103).

Second, I wish to suggest that the distribution of discretionary time, 
demonstrably one of the most potent indicators of well-being and life sa- 
tisfaction (Goodin et al. 2007), is a highly promising field of public policy 
aiming at the strengthening of active civic responsibility and its sharing. 
What we already see is a trend in family related and long-term care related

sacrifi.ee
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social policies and Services to create time for carers and caring, and incre- 
asingly this ispaid time, the remuneration of which is intended to (partly) 
offset the opportunity costs incurred by persons who provide care outside 
of labour markets and the labour contract. While such policy innovations 
are welcome, as they create time for caring, there are two inconsistencies 
here that are hard to defend. For one, why should only those caring activi- 
ties find support in policy programs, the benehciaries of which saefamily 
members of the care giver? Why not extend such subsidized free time to 
other practices of responsibility which benefit the wider community? (Cf. 
the proposal of a »participation wage« in Atkinson 1996.) For another, 
why are donations in monetary terms widely recognized and supported 
by tax exemptions, but not those donations on which people spend time 
rather than money (perhaps just for the simple reason that they do not 
have enough of the latter)? Visionary proposals such as the one suggested 
and elaborated by Coote et al. (2010) extrapolate the same idea of making 
discretionary time available on a massive scale that would be used for the 
practice of shared responsibility.

Third, the practice of social responsibility needs an institutional shell 
which would make it inviting, attractive, and more widely accessible. 
Many countries have reformed their legislation regulating foundation and 
large donations. But much more can be done for the objective of provi- 
ding legal frameworks for cooperatives, private associations, Philanthro­
pie voluntarism, and the provision of Services to specific target groups.

Finally, transparency is decisive, as it provides the much-needed cogni­
tive support for responsible action. Such cognitive support is needed in 
two dimensions. As to the first of these, not just the media but also pu­
blic authorities need to bring to the attention of potential volunteers what 
projects and other kinds of civic engagement are available for the »Invest­
ment« of time, monetary donations, or expertise. As I suggested before, 
much of civil society exists today in a state of what one could call »cogni­
tive closure«: a condition of ignorance, inattention, and affective distance 
to the needs and problems of others. Most of us speak most of the time 
to -  and are knowledgeable about -  the likes of ourselves; this is a state 
of suburbanization o f the mind. As to the second dimension of transpar­
ency, people need to know, given the opaqueness o f civil society to itself, 
who and how many of their fellow citizens are actually engaging in prac­
tices of shared responsibility -  and, also, what they actually accomplish
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by doing so. It is ultimately only the cognitive reassurance that others are 
doing »their share« as well that can establish and maintain »my« sense of 
shared responsibility and civic engagement.
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Notes

1 For a lucid conceptual analysis of these various aspects of »responsibility«, see 
Günther 2006.

2 As mentioned, the discourse on »responsibility« does not only play a role in de- 
bates on invigorating forces of civil society and social order. It is also central to the 
liberal-egalitarian theory of distributive justice (»luck egalitarianism«), The latter 
claims that inequalities are normatively unproblematic only to the extent that they 
demonstrably derive from and correspond to what people are responsible for (he. 
their efforts, ambitions, decisions, choices), not from conditions and circumstances 
that are beyond their control (cf. Dowding 2008). An analogous Standard of justice 
applies in criminal justice, where the defendant is due to be sanctioned in strict 
proportion to a rights violation he is demonstrably responsible for.

3 Examples of the latter include appeals to »corporate« social responsibility as well 
as to the charitable engagement of actors within »civil society«. Also, the wide- 
ly commented upon transition from concerns with government (i.e., activities 
originating with state institutions) to those with governance (resulting from the 
multilateral Cooperation of state institutions and non-statc stakcholdcrs) bclongs 
into the same context (Offe 2009). Individual citizens are also addressed by poli- 
cy makers -  sometimes with good reasons -  as being ultimately responsible for 
pohcy outcomes, as in health, labour market, migrants’ integration, and environ­
mental policies. Albena Azmanova (2010) has called this move »citizen responsi- 
bilization«; she highlights its implications of sauve-qui-peut risk privatization and 
subsequent victim-blaming. These transitions correspond to shifts from the rather 
exclusive reliance on legal norms to the (additional) reliance on social norms.

4 Page references in the following are to Konstantinides and Scholz (2010).
5 An illustration of this problem is the virtually universal absence of independent 

evaluation mechanisms in activities related to »corporate social responsibility« 
(CSR). Instead, we often find a fusion between A and M in CSR, resulting in a

http://www.faz.net/s/Rub9Al9C8AB8EC84EEF8640E9F05A69B915/Doc~E3E570
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self-laudatory exercise of agents who pass favourable judgment upon their own 
activities.

6 It has originally been used by Abraham Lincoln, who addressed it to the slave ow- 
ners. Today, its analogue is commonly used when mainstream politicians address 
the long term unemployed in order to »activate« them or blame them for showing 
insufficient responsibility for the improvement of their condition.

7 This notion of responsibility as se/f-responsibility (cf. the role of »Selbstverant- 
’wortung« in German labour market policy) indicates that the concept of respon­
sibility does not necessarily overlap with that of solidarity, to say nothing about 
altruism.

8 Max Weber’s notion of an »ethics of responsibility« (Verantwort ttngsetbik) would 
be worth discussing here at some length. In Weber’s view, A is clearly restricted 
to the holders of elite positions of political leadership, M cannot be specified (due 
to his »warring gods« view of a world that is »ethically irrational«, as proponents 
of an »ethic of conviction« fail to realize) and X, while, according to Weber, is 
certainly not the democratic sovereign by whom the political leader might be held 
responsible, but rather someone who will look back (from the mist of the future, as 
it were) and vahdate the ancestor’s action as having in fact been »responsible«.

9 For an original normative argument for co-production as a form of non-market 
reciprocity, see Cahn 2004.

10 In a manuscript, aptly titled »The Powerlessness of Powerful Government«, Stein 
Ringen (2005: 11) argues that it is no longer enough for governments to legislate 
and enforce laws and regulations, nor to steer citizens’ behaviour through subsi- 
dies, transfers, taxes, and other monetary incentives. In addition -  and increa- 
singly so, according to the author -  they operate and need to operate through a 
third family of policy resources that the author calls »signals«: »Signals are sugge- 
stions from the government. It encourages or recommends certain choices, actions 
or mind-sets, and discourages others. [...] People are endlessly being told by their 
governments how to behave and what to do and not do. We are recommended to 
eat healthy food, to not smoke, to not drink and drive, to save more and spend less, 
or the other way around if the economy is lax, to take holidays at different times of 
the year, to use public transport, to practice safe sex, to keep children at home and 
off the streets at night, to not call out the doctor needlessly, [...] to not litter the 
landscape, [...] to buy home-made products, to pick up and dispose of dog drop- 
pings, to economise with water and electricity, to wash our hands before eating, to 
pay careful attention to consumer information on food products, to make oursel- 
ves Computer literate, to take exercise. f...] Hardly anyone or any activity is free 
from advice from government about what to do or how to think. Campaigns for or 
against this, that and the other are a constant feature of modern governance.«

11 To be sure, in some policy areas, governments are well able to back up, as it were, 
signal-bascd policics with monetary incentives and, cvcntually, cocrcivc forms of 
intervention. Anti-smoking policies are a case in point. But such reliance on more 
traditional instruments of government is unpromising or even counterproductive 
if it comes to matters such as environmentally sound consumer behaviour. Here, 
people need to be persuaded in order for the policy to succeed.

12 Cf. Margaret Thatcher’s famous Statement in an interview of Oct. 31, 1987: »You
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know, there is no such thing as society. There are individual men and women, 
and there are families [...]. People must look to themselves first.« http://briandeer. 
com/social/thatcher-society.htm

13 Examples are to be found in ultra-libertarian social movements such as the »Tea 
Party« in the USA of 2010. A rather bizarre example is to be found in a recent cam- 
paign that the German philosopher Peter Sloterdijk (2009) inaugurated when he 
denounced the state as a »money-sucking monster« and progressive income taxes 
as »expropriation« of the industrious forces in society. He calls for an »antifiscal 
civil war«, at the end of which, he suggests, society would be »reinvented« by 
abohshing »coercive taxation« and replacing it with donations the wealthy would 
proudly opt to make in favour of the public interest. For a spirited critique, cf. 
Honneth 2009.

14 After all, symptomatically, it was a Commission of the German federal legislature 
and not a civil society actor that inaugurated the discourse on »civic engagement« 
(Deutscher Bundestag 2002) in Germany.

http://briandeer
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Ulrich K. Preuß
SOCIAL SOLIDARITY AND THE CRISIS OF 

ECONOMIC CAPITALISM 
Political Implications

Introduction: On capitalism and crisis

Is capitalism in a crisis? Did the recent world-wide bailout of financial 
institutions of >systemic relevance< by governments indicate a crisis of ca­
pitalism? A crisis is an escalation of a course of events that may either 
abruptly turn a Situation into a disaster or transform it into a qualitatively 
new state of affairs. Measured by this Standard, economists and economic 
historians may doubt whether we can speak today of a crisis of economic 
capitalism. They may object that, first, capitalism is an inherently dyna- 
mic economic System which, by necessity, generates recurring cycles of 
economic expansion and contraction without undermining the System 
itself. On the contrary -  or so they might argue -  the cyclical character 
of capitalism and its dynamism are the traits of its intrinsic stability. What 
people may sense as a crisis is just the normal functioning of a highly vi­
brant economic System. Secondly, they could claim that after the collapse 
of the Soviet System and its socialist economies, there is no alternative 
to a capitalist economy globally. Hence, the phenomena of the weakness 
and malfunctioning of capitalism do not have the potential of its self-an- 
nihilation and metamorphosis into a new economic System that is more 
appropriate for the satisfaction of human needs. All in all, with this view 
it would be pointless to call a crisis of capitalism what in reality is no more 
than a typical condition of our life.

However valid these arguments may be, it can hardly be questioned 
that what many economists may perceive as the purely cyclical deflec- 
tion of a thoroughly sound capitalist System has created a diffuse sense of 
crisis in many European societies. There are many people who feel that 
the social, cultural and political framework of their lives is under stress. 
Arguably, the basis for this feeling is not so much the perception of a crisis



106 Ulrich K. Preuß

of capitalism; in fact, more likely it is the experience that the government 
is incapable of regulating the capitalist economy in a way that would pre- 
vent the kind of bailout we have experienced in the past two years and 
for which we had to pay the price of the States’ gigantic depletion and 
the painful retraction of their public Services. Thus, the issue seems to be 
the States’ failure to link the dynamics of capitalism with the needs of a 
well-ordered society. To be sure, in the context of this article, »the state« 
means the political System of liberal democracy which, in its golden age, 
had generated the tools which enabled it to tarne the destructive forces of 
capitalism.1 Today, the globalization of capitalism which has prompted 
the dominance of the global financial market over the »real economy« has 
obviously undermined the force of many of the traditional state regula- 
tory instruments and thus obliterated resources that they used to employ 
for the domestication of capitalism.

This suggests that, if there is a crisis, it is the crisis of the state rather 
than of capitalism. Does it not indicate that the state simply lags behind 
the advancement of capitalism, in that it has failed to develop the appro- 
priate strategies to adjust to new requirements of its logic? The answer 
is no. These questions presuppose both analytically and normatively a 
systemic superiority of capitalism over the sphere of societal institutions, 
including the state as the most important. But this premise misconstrues 
the relationship between capitalism and the state. It is not a correlation 
of hierarchy but of interdependence: Obviously, capitalism is embedded 
in a web of institutions that provide it with the cognitive and normati­
ve human resources necessary for its smooth functioning. These institu­
tions ränge, as we know, from the family through the organizations of 
education, socialization and economic transaction (such as markets) to 
the world of civic interaction and initiative and, last but not least, to the 
state. They shape the individuals’ capacity to adapt to the requirements 
of a capitalist economy. This is why today capitalism is regarded as a ge- 
nus under which manifold varieties can be listed.2 Conversely, without 
a capitalist economy the modern state would not have been sustainable; 
capitalism’s inherent tendency towards the increase of productivity and 
growth, scientific innovation and technological development has secured 
the tax basis of the state and provided it with the indispensable resour­
ces for the preservation of its monopoly of coercive force. Moreover, the 
functional imperatives of the capitalist economy impose themselves on
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the institutions of the society and shape both those institutions and the 
societal make-up of the individuals within them. In a word, at least in Eu- 
rope capitalism is institutionally embedded capitalism. The Germans call 
it the social market economy.

If this is true, then the two spheres are mutually exposed to their re- 
spective external effects and interferences. But this mutual exposure is not 
symmetrical. The burdens and responsibilities for the political System and 
for societal institutions of democratic societies are much higher than the 
liabilities for the capitalist economic System to which they are connected. 
In a world of globalized markets, where territorial and jurisdictional 
boundaries play an ever smaller role and the mobility of Capital has con- 
siderably increased, the key capitalist action, namely the decision when 
and where to invest, can be easily dissociated from any given institutional, 
social and cultural environment and made merely according to the sy- 
stemic capitalist logic of return of investment -  disembedded capitalism. 
The state as an institutional species is vital for capitalism as an economic 
System; each specific state, however, is not. Investors can choose among 
the States and find the one most appropriate for their strategies. For ca­
pitalist investors, individual States are mere opportunities for a globalized 
market.

The Situation is quite different for democratic governments. They 
cannot afford to be fastidious with respect to potential investors. Their 
demand for Capital investment is much more urgent than the capitalists’ 
demand for opportunities to invest. To put it differently, their interest in 
a thriving capitalist economy is much more intensive than the reciprocal 
interest of capitalists in the well-being of a particular state. The authority 
of democratic governments hinges on their capacity to fulfil the populär 
masses’ demands for physical and social security and increasing welfare 
through successful policies of full employment and economic growth. Gi­
ven the limited periods of the terms of office of democratic governments 
and the necessity to permanently renew and maintain their legitimacy, 
their time horizon is normally shorter than the timeframes of capitalist 
investors. What is worse, the accomplishment of their principally mar- 
ket-dependent goals lies largely beyond their control, while it is strongly 
influenced by the strategies and decisions of Capital investors. Thus, each 
and every potential investor is in the position to influence the Standing of 
a democratic government.
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In sum, the correlation of interdependence between democratic States 
and capitalism is skewed. Normally, governments of both democratic and 
non-democratic States compete with other governments for Investors. But 
Investors normally do not compete with other investors for States. There 
are rare cases -  the auction or sale of the right to exploit the natural re- 
sources of a country being the most prominent example -  where it may 
occur that a government is in the position to select among competing in­
vestors and to impose its terms on them; it is not by accident that these 
cases do not apply to democratic States due to circumstances which cannot 
be expounded here. At any rate, this asymmetry puts democratic States at 
a clear disadvantage over the exponents of capitalist strategies.

This leads us back to the concept of crisis. We can neither conceptually 
nor empirically separate a crisis of capitalism from a crisis of a society 
built upon the System of a capitalist economy. If the dynamism of a more 
and more disembedded capitalist economy disrupts the basic institutions 
of a society and undermines the bonds of solidarity among its members, 
this is not just a calamity of the society -  it is a crisis of capitalism proper. 
Its embeddedness within the fabric of society as a mode of production is 
an essential condition of its proper functioning. Thus, all the phenomena 
of societal alienation, frustration and anomy that can be traced back to 
causes emanating from the functioning of the capitalist economy require 
first and foremost a reformation of capitalism?

Yet normally, the degeneration of societal institutions remains largely 
unnoticed until it somehow infiltrates the sphere of politics. Mass dissa- 
tisfaction becomes relevant as soon as it begins to threaten the established 
System of political power. Widespread abstaining from elections or the 
rise of anti-democratic political parties are characteristic indicators of the 
political crisis in Consolidated liberal democracies. In extreme cases -  the 
collapse of the Weimar Republic and the seizure of power by the Nazis 
being the most dreadful examples -  liberal democracy may end in a disa- 
ster, while capitalism persists in a more or less agreeable mode of cohabi- 
tation with authoritarian regimes. The marriage of capitalism with liberal 
democracy is as fragile as all marriages typically are today. Thus, liberal 
democracies have to worry about capitalism much more than capitalism’s 
exponents and executors themselves.

However, a caveat is necessary. Contemporary capitalism is so all- 
encompassing and ubiquitous that we must resist the tendency to trace
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each and every mischief of a society back to the ultimate cause of capi- 
talism. Instead, a serious analysis must try to identify those causal links 
between the functioning of capitalism and the phenomena of crisis of a so­
ciety that open the prospect of realistic political remedies. In what follows 
I will discuss some of these links in the light of this normative Standard.

Three major challenges to the stahility o f democratic polities

In my view, there are three changes which may undermine the stability 
of liberal democracies and which are linked to the capitalist character of 
the economy. First, there is a widespread feeling of insecurity among the 
populär masses reflecting their fear of losing their socio-economic Status 
in society. Secondly, there are clear signs of a widespread mood of power- 
lessness among the populär masses. Thirdly, closely related to the previ- 
ous observation is the erosion of democratic institutions. I will briefly 
discuss each of these in turn.

l.Pervasive feelings o f insecurity
Feelings of insecurity vary according to the interpretation of the circum- 
stances in which people live. Normally people feel insecure when there is 
a threat of an unpleasant and painful event which may or may not affect 
them and the realization of which is beyond their control. From a so- 
cio-political point of view, feelings of insecurity are only relevant when 
they are widely shared and have a collective or quasi-collective character. 
For instance, the fears that people share during a war create collective 
insecurity, as the effects of military actions may involve everybody indis- 
criminately. Likewise, the cycles of the capitalist economy give rise to a 
collective feeling of insecurity if their outcome affects individuals more 
or less at random. In most of the European welfare States this feeling had 
virtual! y disappeared by the 1960s and 1970s, due to the manifold welfa­
re state instruments which aimed at securing the socio-economic Status a 
person had reached in his or her Professional life. Thus, even in the case 
of the loss of his or her job, unemployment benefits largely ensured the 
maintenance of the hitherto Standard of living. Obviously, the welfare re- 
gime of what state theorists have labelled the »Golden-Age Nation State«4 
has faded away, and an ever greater part of the workforce is exposed to the 
contingencies of the economic cycles.
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The reasons for this development are complex. They indicate a pro- 
found change in the character of industrial capitalism as it had developed 
after World War II and reached its near-perfect shape within the insti- 
tutional framework of the aforementioned »Golden-Age Nation State«. 
Düring this period, peace and physical security, rule of law, democratic 
self-governance and economic growth were secured at the same time un- 
der conditions of stability and social welfare.5 The people’s sense of se­
curity was founded on the congruence of physical, social and political 
space in which »territory, people and effective government go hand in 
hand, and state sovereignty spans the territory in which the individuals 
of a community of people interact with each other.«6 As the term »golden 
age« suggests, there is a rise and fall of this ideal type. The dissolution 
of this congruence is what globalization is essentially about: the growing 
discrepancy between the scope and effectiveness of the democratic nation 
state’s instruments to regulate the capitalist economy and the rapid expan- 
sion of trans-border transactions which elude these regulatory policies 
and have entailed a dramatic disempowerment of the democratic welfare 
state. Technological, economic and political factors have interacted to this 
effect, which we can describe as the transformation of capitalism. A few 
hints may suffice here:

-  decreasing significance of industrial mass production, growing role of 
knowledge-based [rather than traditional, skill-based] Services;

-  high international mobility of Capital on a globalizing level;
-  increased global competition for low wages and low taxes;
-  steady increase of the proportion of atypical employment (which in- 

cludes terminable employment, part-time employment, marginal em­
ployment and temporary employment): from 1998 to 2008 the propor­
tion of atypical employees rose from about 18% to about 25% of the 
total of persons employed in Germany;7

-  considerable proportion of legal and illegal migrant workers who are 
largely segmented from core institutions of the majority society, inclu- 
ding the core institutions of the labour market;

-  declining role of core institutions of industrial relations, with the ef­
fect of undermining the solidaristic structure of the devices of collective 
bargaining and determining of relatively uniform and comprehensive 
employment Standards;8
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-  the emergence of a »precariat« encompassing the aforementioned aty- 
pical employment group plus long-term unemployed persons. Their 
Status is »precarious« in that it fails to ensure a person’s livelihood or 
his or her social security on a continuing basis;

-  perceptible change in the demographic composition of modern socie- 
ties in quantitative and qualitative terms due to international migration, 
with the effect of growing cultural and ethnic diversity;

-  erosion of homogeneous social and socio-cultural clusters and milieus 
with collectively shared Standards of solidarity, emergence of patterns 
of individualization and of pre-political Standards of belonging and 
collective identity.

Taken together, these changes have eroded the more or less conscious be­
lief by relevant portions of a society that they are living in a well-ordered 
society which provides a reliable and safe groundwork to shape their fu- 
tures. What has gradually evolved is a particularized view of society, i.e. 
the waning of shared perspectives, which tends to undercut the idea of a 
common good and of social solidarity altogether. Moreover, the annoying 
implications of this Situation are largely attributed not to the logic of the 
capitalist economy but to weaknesses and failures of the political System. 
This leads me to the second challenge of the stability of democratic poli- 
ties, namely the signs of a widespread feeling of powerlessness among the 
inhabitants of liberal democracies.

2. Widespread mood of powerlessness
In order to validate this claim quantitative data would be necessary, 
which I do not have available. Instead, I will use an admittedly much 
less reliable but not completely irrelevant indicator, namely the trends in 
voter turnout in national elections (here I restrict myself to Germany). 
In 1949, the turnout for the first federal election after the war was 78.5% 
and increased to an average of 86% in the following years, peaking at 
91.1 and 90.7% in 1972 and 1976 respectively. A major decline to 77.8% 
occurred in 1990 in the first elections of unified Germany. After a slight 
increase to 82.2% in 1998, there has been a steady decline from 79.1% 
in 2002 through 77.7% in 2005 to 70.8% in 2009.9 Note that the latter 
elections were the first held following the financial market crisis and the 
ensuing economic recession.
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It seems paradoxical to interpret a decline in voter turnout as expres- 
sing feelings of powerlessness -  after all, how can people complain about 
powerlessness when they intentionally do not use the power of the poll? 
The problem is that »the power of the poll« may not be as powerful as it 
used to be in the age of the closed nation state, when the collective deci- 
sions of the electorate shaped the relevant parameters of its politics. Two 
instances come to mind: first, a shrinking of the political scope; second, 
the experience of international interdependency.

(1) The limitation of the scope of politics is closely connected with 
the rise of the neo-liberal agenda in the 1980s, which strongly influenced 
even the social-democratic governments of Tony Blair in Great Britain 
and Gerhard Schröder in Germany at the turn of the 20th Century. The 
implementation of that agenda entailed far-ranging privatizations of pu- 
blicly owned property, the deregulation of many economic activities and, 
consequently, the expansion of the realm of market forces at the expense 
of public authorities representing collective societal interests. Public aut- 
horities are elements of a chain of democratic legitimation that ultimately 
originates in the political will of the people; as a consequence, these pu­
blic authorities can be held accountable for their actions or non-actions. 
The disastrous performance of the public railway Systems in Great Britain 
and Germany after their respective privatization was the subject of many 
complaints. What really infuriated many people, however, was the fact 
that they could not hold anyone responsible for the Situation because pri­
vate Companies are not subject to public responsibility. At the same time, 
the familiär alternative to »punish« failures of private market actors -  na- 
mely, the exit Option -  is unavailable in the case of monopolistic corpo- 
rations like the privatized railway Companies.
(2) While the determination of the scope of the political realm is itself a 

matter of politics within the framework of the Constitution -  and hence 
subject to political change -  the second reason why the »power of the 
poll« has diminished, namely the experience of international interde­
pendency, is largely irreversible. For ordinary citizens, interdependency 
translates into a suspicion that while their right to vote and to participate 
in the public sphere continues to be fully guaranteed by the constitutio- 
nal Order, many important political issues which were decided by these 
very votes have now shifted to non-national institutions and authorities. 
General elections, which used to be an instrument of a people to exercise
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its right to political self-determination, appear to have dwindled to a de- 
vice of merely local significance. This is a concern that exists not only in 
nationalist circles; it is shared by many who feel uneasy about the future 
of democracy in the age of globalization. Thus, for instance, the German 
Federal Constitutional Court has ruled that the German citizens’ right 
to vote for the Bundestag (the first chamber of the national parliament) 
would be violated if »the rights of the Bundestag are essentially curtailed 
and thus a loss of substance of the democratic freedom of action of the 
constitutional body occurs which has directly come into being according 
to the principles of free and equal election.«10 This judgement refers to the 
decrease of competencies the parliaments of the EU member States have 
to bear by virtue of the gradual Europeanization of more and more issues 
which traditionally had been subject to their exclusive jurisdiction. Colin 
Crouch has labelled this state of affairs >post-democracy<.n

It is not by accident that the court’s concern about an institution’s loss 
of political substance, which is essentially connected with the people’s 
right to democratic self-governance, was raised in a case that pertained 
to the European Community. In fact, one source of the widespread sense 
of powerlessness is the people’s experience that their polity is no longer 
a sovereign master of its own affairs; it is interwoven with other States in 
networks of Cooperation and shared competencies which has transformed 
their classical legal Status of independence into a condition of interde- 
pendence. The aforementioned congruence of physical, social and poli­
tical space is crumbling. As is now commonplace, the porosity of state 
boundaries and the extensity and intensity of trans-border interactions 
and movements of Capital, people, goods, Services, information, Symbols 
and ideas have generated transnational social patterns and institutions to 
the effect that »events, decisions and activities in one region of the world 
can come to have significance for individuals and communities in distant 
regions of the world.«12 Put succinctly, the spatial dimension of social re- 
lations Stretches across state borders, and in many respects it has become 
global. The discrepancy between the territorially defined ränge of the 
States’ sovereign power and their effective influence upon the living con- 
ditions of their populace reveals a significant decrease of their capacity to 
shape and to control the society, simply because -  at least in the OECD 
world -  the societies are less and less state-concentrated and state-con- 
tained. The decision-making power is no longer exclusively distributed
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according to the lines of state borders, which have ceased to be »meaning- 
ful dividers between social, economic, and cultural Systems.«13

What have been evolving instead are patterns of decentralized social re- 
gulation in which the state has lost its monopoly on law-making. Modern 
law -  both national and international -  originates from a plurality of 
sources, among which the sovereign state -  which, ideally, is tantamount 
to the sovereign people -  is still a vital actor. The sovereign state, howe- 
ver, has lost its structural superiority over the social world. It has ceased to 
operate as the central author and authority of the social order. Rather, it is 
merely a component of a broad variety of legal authors -  including, aside 
from States and international organizations, a growing number of national 
and transnational civil society actors. These actors include transnational 
chambers of commerce, economic interest groups, trade unions, environ­
mental and human rights groups, law firms, churches, Sports associations, 
university and other academic associations and networks, etc., which cre- 
ate legal and paralegal rules for different spatial levels, functionally defi- 
ned social spheres, and specific categories of individuals. They coexist, 
partly overlap, compete and conflict and form a non-hierarchical pattern 
of trans-border regulation in which no single ruler can be identified and 
held responsible for the quality of the social order.

The European Union is an obvious case in point. Within its member 
States, community law and national law coexist side by side, with the for- 
mer having priority over the latter in cases of conflict. The legal Orders of 
the EU and of the Member States form a scheme of mutual legal interpe- 
netration and interdependency whose effects upon the society can rarely 
be attributed to a single author. Hence, there is neither undivided control 
of the people over its political affairs nor unequivocal accountability of 
identifiable authors to the outcome of what has been decided in the poli­
tical sphere. In other words, the people have to share their political power 
with a great number of other authorities whose rights to shape the lives of 
ordinary people is of dubious democratic legitimacy.

To be sure, at the EU level there are devices which aim to provide de­
mocratic compensation on the supranational level for the loss of democra­
tic control in the national sphere -  the European Parliament is the main 
institution to this effect. Its power has increased considerably through 
the latest amendments of the Treaties, the Lisbon Treaty being the last 
and biggest step. Still, the fact that the European peoples have to share
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an important portion of competences which hitherto had been the exclu­
sive domain of their respective national political institutions cannot be 
reversed or impeded by extending the power of the European Parliament. 
What is needed is for the member States’ citizens to partially shift their 
attention and involvement to the new locus of politics and power, namely 
the EU and its parliament. As long as this shift has not occurred, they will 
focus their political aspirations on their national institutions and feel dis- 
empowered by the EU. It is an open question whether they will learn to 
understand the working of democracy on the basis of shared sovereignty 
and finally accept the European Parliament as an appropriate institutional 
device. After all, the EU is committed to the principle of democracy and 
offers channels of democratic politicization.14

The prospects are much bleaker on the international level. The domi­
nant international organizations that shape the lives of billions of people 
worldwide -  such as the International Monetary Fund (IMF), the World 
Bank, the World Trade Organization (WTO) or even the United Nations 
Organization (UNO) -  operate on the basis of state membership. No 
democratic commitment whatsoever is on their agenda.

3. Erosion o f democratic institutions
The third challenge to the stability of democratic polities is the erosion of 
democratic institutions. Two of them merit brief consideration.

(l)One important implication of the ongoing process of supranatio­
nal Integration and international entwinement is the strengthening of the 
executive branch of the national governments involved at the expense of 
their parliaments. This is a consequence of the transference of many com­
petences from national parliaments to supra- or international institutions 
which are governed by their own executive apparatuses and supervised by 
national governments. The prerogative of the executive in international 
affairs as such is a well-founded tradition, even in democratic countries. 
The reason is that in most cases, the ratification of an international agree- 
ment -  i.e., its binding force according to international law -  requires 
the authorization of the parliament, which in consequence remains the ul- 
timate guardian of the rights and duties of the citizenry. This is no longer 
guaranteed when international treaties establish supra- or international 
organizations like the EU or NATO, which are authorized to develop an 
organizational life on their own, to devise policies and to generate rules



116 Ulrich K. Preuß

which bind their creators and masters, the member States, and ultimately 
their citizens, as well. In the case of the EU, those rules even have a direct 
effect on the citizens of the member States and priority over conflicts with 
member state law. In this state of affairs, where the safety net of ultimate 
parliamentarian control over the influx of international obligations into 
the domestic sphere has weakened considerably, the executive machine- 
ries acquire important powers to shape the people’s life conditions. This 
adds to the sense of powerlessness feit by many people that was discussed 
in the previous section.

The increased density of the webs of interdependence is not the only 
cause for the shift of authority to the executive branches in democratic 
polities. There is a general trend to that effect which has to do with the 
complexity of societal processes which escape the normal mode of func- 
tioning of democratic institutions. This, then, encourages heads of the 
executive branch to gradually expand their power and to transform the 
political System into something close to democratic autocracy. In France, 
where the presidential System already embodies the predominance of the 
centralized bureaucracy not only over the other branches of government 
but over the sphere of civil society as well, this power is more and more 
used to transform the System into the monocratic rule of the president. 
In Italy, the narrow personal linkage of the Prime Minister with the elec­
tronic mass media constitutes another pattern of rule which strides away 
from traditional democratic self-governance through parliamentarianism 
towards a kind of »post-democracy«.

(2)Another pivotal institution of democracy is that of the political par- 
ties. In some constitutions, their explicit task is to play an important role 
in the formation of the political will of the people. The political impor- 
tance of the political parties depends largely on the particular election Sy­
stem, which in turn shapes the party System of a country. Thus, valid ob- 
servations with respect to political parties in democratic States in general 
are not possible. However, in countries with proportional representation, 
where citizens vote for party lists rather than for persons (as in the plu- 
rality voting System), some considerable changes in the character of the 
party System are underway. First, the so-called catch-all party, one that is 
rooted in particular socio-cultural milieus and which integrates a broad 
variety of values and interests of the populace into a coherent party pro­
gram that used to gain between 40% and 50% of the votes, is waning. It
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is endangered by the gradual erosion of these milieus and by unremitting 
processes of individualization, differentiation and societal fragmentation. 
They undermine the catch-all parties’ traditional political hegemony in 
favour of smaller, more particularist and clientelistic parties. One conse- 
quence is the high volatility of voter behaviour and last-minute Swings 
which concern Professional political Consultants and parties alike; what is 
more important is that more and more citizens tend to vote according to 
ephemeral impulses which can easily be fabricated.

Moreover, the sense of political frustration discussed above fosters the 
emergence of populist, mostly right-wing parties which express broadly 
feit resentment and protest without being able to offer political alternatives 
for constructive political alternatives. The most prominent victims of this 
gradual demise of the catch-all party are social democratic parties whose 
core socio-cultural milieu -  the (organized) industrial working dass -  is 
wearing away under the pressure of one of the especially painful effects of 
globalization, namely the shifting of industrial jobs into low-wage coun­
tries outside the OECD world. Thus, there is a downward spiral according 
to which more and more citizens who are dissatisfied with the economic 
and political effects of globalization (including immigration) vote for po­
litical parties that aggravate their feelings of powerlessness and frustration 
because these parties specialize in negative politics, i.e. in the vociferous 
expression of this very collective social and political impotence.

Concludmg remarks

The issues addressed in this article reflect major changes in the political 
and institutional Setup of democratic polities within the OECD world. 
They are causally linked directly or indirectly to the sphere of the capi- 
talist economy. This is evident with respect to the pervasive feelings of 
insecurity as they reflect the threats to the people’s socio-economic Sta­
tus. But it is also true as regards the widespread mood of powerlessness 
and the erosion of major political institutions. Both indicators mirror the 
experience that the many faces of the globalization of the capitalist eco­
nomy have undercut not necessarily the functioning, but the functions of 
the basic institutions of the nation state. As a consequence, many people 
perceive themselves to be exposed to forces beyond their control. Mea- 
sured against the Standards of the aforementioned democratic state of the
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»golden-age«, the Contemporary state of democratic affairs seems to re- 
veal the Symptoms of a crisis. However, as I argued in the introduction, 
they can hardly be counted as warning signs of a crisis of capitalism. In 
the recent economic recession and even during the near-collapse of the 
international financial market, which pushed the world economy to the 
brink of collapse, capitalism functioned according to its own logic. At 
the same time, it had major disruptive and painful effects on the lives of 
millions of people and on the institutions of many societies, democratic 
and non-democratic alike.

What does this mean? It means that we should carefully look at the re- 
lationship between capitalism and the sphere of politics. This critical view 
has to Start from the truism that capitalism is a particular and historically 
contingent mode of economic activity, the beneficial or detrimental ef­
fects of which depend largely upon the mechanisms that couple it with the 
needs of society. Hence, the core locus where capitalism can and must be 
shaped and embedded into a society’s System of needs is the societal world 
of human needs, including its political System, its institutions and its po- 
litical culture. If capitalism was able to wield such a destructive influence 
as it has within the last two years or so, then this indicates a weakness of 
the affected societies to couple capitalism with this very world of human 
needs and to render it compatible with the functioning of well-ordered 
societies. True, capitalism is compatible with a wide scope of possible so­
cietal structures, ranging from the free-market pattern of the 19th-century 
Manchester type, where individuals were mere factors of production, to 
the North-West European type of welfare state, in which human dignity 
is a core value. But which variety of capitalism prevails depends upon a 
society’s accomplishments in its efforts at self-improvement. Politics is in 
great demand.
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Roman Frydman and Michael D. Goldberg 
MARKTMYSTIZISMUS

Im Oktober 2008 räumte der frühere amerikanische Notenbankpräsident 
Alan Greenspan vor einem Kongressausschuss ein, dass er in der Wirt­
schaftstheorie, der er Zeit seines Lebens gefolgt war und die von der An­
nahme ausgeht, dass sich selbst regulierende Finanzmärkte reibungslos 
funktionieren, »einen Fehler gefunden« habe. Zum Erstaunen der Welt 
tat Greenspan seine Überraschung darüber kund, dass das Eigeninteresse 
der Marktteilnehmer nicht aus gereicht hatte, um die Stabilität des Finanz­
systems vor jener Art verantwortungslosem Treiben zu schützen, das zur 
schlimmsten Krise seit dem Zweiten Weltkrieg geführt hat.

Dieser Glaube -  dass Eigeninteresse die Basis der Selbstregulierung 
der Märkte sei -  wurde in der amerikanischen Wirtschaftspolitik der 
letzten 30 Jahre zu einem Leitprinzip. Demokraten wie Bill Clinton ver­
traten ihn nicht weniger glühend als Republikaner wie Ronald Reagan 
und die beiden George Bushs.

30 Jahre lang haben Wirtschaftswissenschaftler der so genannten neo­
klassischen Schule daran gearbeitet, diese Ideologie mit mächtigen pseu­
dowissenschaftlichen Fundamenten zu unterlegen. Ihrer Theorie zufolge 
vollzieht sich die Preisbildung an den Märkten auf exakte Weise, weshalb 
die Preise keiner starken Fluktuation unterliegen sollten. Die jüngste Fi­
nanzkrise -  ausgelöst durch eine massive Korrektur der Häuserpreise in 
den USA -  hätte danach überhaupt nicht passieren dürfen.

Aber seit sie geschehen ist, drängt sich eine Frage auf: Ist es nicht gerade 
unsere ideologisch bedingte Weigerung, den Hang des Kapitalismus zu 
Extremen in der sozialen Sphäre wie auf den Finanzmärkten zur Kenntnis 
zu nehmen, welche wieder und wieder zu Krisen führt?

In kapitalistischen Wirtschaften sind Individuen und Unternehmen in­
novativ, indem sie neue Arten der Kapitalnutzung entdecken und neue 
Technologien hervorbringen. Diese Innovationen sind ihrem Wesen nach 
unvorhersehbar, ebenso wie die Evolution ihres sozialen Kontextes. Sie 
lassen sich nicht in mechanische Regeln einfangen. Unvorhersehbarkeit 
ist in die Marktwirtschaft eingeschrieben.
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Mit welchen Fehlern sie auch sonst behaftet sein mögen: Finanzmärkte 
und Privateigentum sind die einzigen uns bekannten sozialen Institu­
tionen, die in der Lage sind, bei der Allokation von Kapital die Unter­
schiedlichkeit von Wissen und Intuition angemessen, wenn auch nicht 
perfekt, zu berücksichtigen. Anreize zur Innovation und zum bestmög­
lichen Einsatz allzeit unvollkommenen Wissens sind die wesentlichen 
Stützen, auf denen der Erfolg des Kapitalismus beruht. Umgekehrt war 
die Unfähigkeit der Planwirtschaften Osteuropas und der Sowjetunion 
zur Innovation eine der Hauptursachen ihres letztendlichen Zusammen­
bruchs -  und des völligen Verschwindens der zentralistischen Planung 
als ernstzunehmende wirtschaftliche Alternative.

Paradoxerweise jedoch hat die zeitgenössische Wirtschaftstheorie die 
Kernidee der zentralistischen Planung am Leben erhalten, weil sie auf ein 
ähnlich falsches Rationalitätskonzept zurückgreift -  eines, dessen Unzu­
länglichkeit bereits Friedrich Hayek gezeigt hatte. Zentrale Planung, so 
Hayek, ist ihrem Wesen nach unmöglich, da kein mathematisches Modell 
das Verhalten von Märkten verlässlich abbilden kann.

Doch die Hauptströmung der heutigen Ökonomie hat Hayeks Kritik ein­
zig auf die Planwirtschaft bezogen, während sie selbst die Wirtschaftstheo­
rie auf den Glauben gründete, dass Ökonomen Marktveränderungen exakt 
Vorhersagen können. Die Schaffung und Legitimierung der umstrittensten 
Finanzinstrumente von heute beruht auf ebendieser falschen Prämisse.

Höchst geachtete amerikanische Geldinstitute kamen mit Produkten 
auf den Markt, die auf der Annahme beruhen, dass sich die Gründe für 
Preisschwankungen genau erfassen lassen. Und die Wirtschaftstheorie 
behandelte die neuen Finanzinstrumente als Innovationen -  ähnlich wie 
zum Beispiel Computer -  und legitimierte ihre Verwendung auf den 
Märkten weltweit. Doch diese Instrumente korrelieren nur schwach mit 
den Preisen und Risiken der Finanzmärkte, und ihr verbreiteter Einsatz 
hat, wie wir heute wissen, dafür gesorgt, dass es zu heftigen Marktschwan­
kungen und zum Ausbruch der jüngsten Krise kam.

Schlimmer noch, das falsche Rationalitätskonzept, auf dem die Haupt­
strömung der Wirtschaftstheorie basiert, stützt auch falsche Schlussfolge­
rungen darüber, in welchem Maße Marktregulierung notwendig ist. In der 
Folge haben zeitgenössische Wirtschaftsmodelle zwei Extrempositionen 
hervorgebracht: zum einen die Verurteilung jeglicher aktiven Rolle des 
Staates, zum anderen einen radikalen Staatsinterventionismus.
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Man könnte meinen, dass die neoklassischen Ökonomen von Michel 
Foucaults These inspiriert waren, Sprache sei Macht, als sie in einem wah­
ren Staatsstreich einen parawissenschaftlichen Jargon schufen, der ihnen 
half, Gruppenentscheidungen in eine sehr gefährliche und unproduktive 
Richtung zu lenken. Die Prämissen, auf denen ihr Modell gründet, waren 
für alle, die keinen Doktortitel in Wirtschaftswissenschaften hatten, weit­
gehend undurchschaubar, und die Debatte wurde mit Begriffen durch­
setzt, die für die Nichteingeweihten das eine, für die Ökonomen etwas 
ganz anderes bedeuten.

Dazu gehört zuvörderst der Begriff der Rationalität, der die Grundlage 
dieses Diskurses bildet. In der Alltagssprache bedeutet Rationalität com­
mon sense oder Vernünftigkeit. Für Ökonomen ist ein »rationales Indi­
viduum« hingegen nicht einfach nur vernünftig; vielmehr verhält er oder 
sie sich im Einklang mit einem mathematischen Modell der individuellen 
Entscheidungsfindung, das nach Übereinkunft der Ökonomen »rational« 
genannt wird. Das Kernstück dieses Rationalitätsstandards, die sogenann­
te »Hypothese rationaler Erwartungen«, geht davon aus, dass Ökonomen 
die wirtschaftlichen Erwartungen rationaler Individuen genau modellie­
ren können. Die Unsinnigkeit dieses Standards ist eine Erklärung dafür, 
warum es Makroökonomen und Finanztheoretikern so schwer fällt, große 
Marktausschläge zu erklären.

Tatsächlich haben ihre inkohärenten Prämissen die Ökonomen zu ab­
surden Schlussfolgerungen verleitet -  zum Beispiel, dass unbeschränkte 
Finanzmärkte den Preis von Vermögenswerten nahezu perfekt auf ihren 
»wahren« Fund amental wert festlegen. Wenn dem so wäre, sollte der Staat 
seine Aufsicht des Finanzsystems drastisch beschneiden. Leider ließen 
sich viele Finanzaufseher weltweit von dieser Behauptung, die als »Effi­
zienzmarkthypothese« bekannt ist, überzeugen, was zu der massiven De­
regulierung der späten 1990er und frühen 2000er Jahre führte, welche die 
Krise wahrscheinlicher, wenn nicht gar unvermeidbar machte.

In den letzten Jahren hat eine andere Denkschule, die Verhaltensöko­
nomik, Berge von Belegen vorgelegt, dass Marktteilnehmer sich nicht so 
verhalten, wie konventionelle Ökonomen es für »rationale Individuen« 
Voraussagen würden. Doch statt endlich den fragwürdigen Rationalitäts­
standard über Bord zu werfen, der solchen Voraussagen zu Grunde liegt, 
interpretieren sie ihre empirischen Befunde dahingehend, dass viele Markt­
teilnehmer irrational sind, zu Emotionen neigen oder die grundlegenden
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wirtschaftlichen Gegebenheiten aus anderen Gründen ignorieren.
Nach dem Verhaltensansatz erfüllen große Ausschläge beim Preis von 

Vermögenswerten keine nützliche soziale Funktion. Wenn der Staat sie 
also irgendwie durch massive Intervention beseitigen oder irrationale 
Spieler durch strikte regulatorische Maßnahmen ausschalten könnte, 
würden die »rationalen« Spieler ihre Kontrolle zurückgewinnen und die 
Märkte zu ihrem normalen Modus zurückkehren, Preise nach dem »wah­
ren« Wert festzulegen.

Das ist freilich unplausibel, weil ein exaktes Modell rationaler Ent­
scheidungsfindung die Fähigkeiten der Ökonomen -  und jedes anderen 
Menschen -  übersteigt. Sobald Ökonomen erkennen, dass sie nicht ge­
nau erklären können, wie vernünftige Individuen Entscheidungen treffen 
und wie sich Marktergebnisse über die Zeit entwickeln, werden wir nicht 
länger mit zwei Extrempositionen über die Rollen von Markt und Staat 
konfrontiert sein.

Eine alternative Theorie der Märkte ist vonnöten, und ihre Grundlage 
sollte die Tatsache sein, dass die Marktteilnehmer mit einem stets unvoll­
kommenen Wissen über die fundamentalen Triebkräfte wirtschaftlichen 
Wandels umgehen müssen. Dieses offenkundige Merkmal des Kapitalis­
mus wird vom herrschenden Marktmodell vollkommen ignoriert, obwohl 
es die Haupterklärung für Preisschwankungen in Marktwirtschaften ist.

Solch ein alternativer Ansatz führt auch zu einer neuen Auffassung der 
Rollen von Staat und Finanzmärkten. Solange Preisschwankungen inner­
halb vernünftiger Grenzen bleiben, sollte der Staat seine Funktion darauf 
begrenzen, Transparenz sicherzustellen, monopolistisches Verhalten zu 
zügeln und Marktversagen zu verhindern. Doch wenn Preisfluktuationen 
exzessiv werden, wie es im Vorfeld der jüngsten Krise geschehen ist, sollte 
der Staat Maßnahmen ergreifen, um ihre Schwankungsbreite zu begrenz­
en (auch wenn es ihm stets schwerer fallen wird als dem Markt, mit un­
vollkommenem Wissen umzugehen).

Eine an dieser Leitlinie ausgerichtete Kombination von passiver und 
aktiver Rolle des Staates würde die Kapitalallokation den Märkten über­
lassen, aber die Möglichkeit bieten, die sozialen Kosten zu vermindern, 
die entstehen, wenn Preisausschläge zu lange dauern, um dann unweiger­
lich in abrupte Gegenbewegungen umzuschlagen.

Aus dem Englischen von Andreas Simon dos Santos
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Jacques Rupnik
DIE POSTKOMMUNISTISCHEN LÄNDER AUF DER 

SUCHE NACH EINEM NEUEN MODELL

Heute, mehr als 20 Jahre nach dem Fall des Kommunismus, löst der Aus­
druck »demokratische Revolution« in Mittel- und Osteuropa eher Ver­
legenheit denn Enthusiasmus aus. In Polen und Ungarn könnte man dies 
dem Umstand zuschreiben, dass man dort den Übergang zur Demokratie 
als einen friedlichen, ausgehandelten Prozess erlebte. Nicht der revolutio­
näre Bruch, vielmehr die Ablehnung jeder revolutionären Logik scheint 
für viele Polen und Ungarn das wahre Erbe von 1989 zu sein. Als sie ih­
ren Ländern unverhofft sanfte Auswege aus der totalitären Knechtschaft 
sicherten, hatten die polnischen und ungarischen Oppositionellen an den 
runden Tischen nicht Paris 1789, sondern das »spanische Modell« der 
1970er Jahre im Sinn.

Doch hier endet die Übereinstimmung. In Polen war das 20. Jubiläum 
der (fast) freien Wahlen vom 4. Juni 1989 von drei getrennten Feiern ge­
prägt, die in drei verschiedenen Städten stattfanden. Bei einer war Präsi­
dent Lech Kaczynski zugegen, über eine andere wachte Ministerpräsi­
dent Donald Tusk, die dritte wurde im Parlament in Warschau abgehalten. 
In Ungarn verging der 20. Jahrestag der Grenzöffnung zu Österreich mit 
einem bemerkenswerten Mangel an öffentlichem Eifer und der auffallenden 
Abwesenheit des wichtigsten Oppositionsführers, Viktor Orbän, der sich 
bei keiner Feierlichkeit blicken ließ. Ende Juni 2009, während die globale 
Wirtschaftskrise schwer auf dem Land lastete, wurde eine Umfrage veröf­
fentlicht, der zufolge beinahe die Hälfte aller jungen Ungarn das Leben im 
sogenannten »Gulaschkommunismus« für besser hält als das heutige.1

Selbst in Berlin, wo der Fall der Mauer am 9. November 1989 zum Sinn­
bild des kommunistischen Zusammenbruchs wurde, war die Stimmung 
gedämpft angesichts neuer Erkenntnisse, dass Michail Gorbatschow eine 
größere Rolle bei ihrer Beseitigung gespielt hatte, als zuvor angenommen.2 
Gravierender war eine erstaunliche, im März 2009 veröffentlichte Umfra­
ge, wonach eine Mehrheit der Ostdeutschen der Auffassung ist, das Leben 
sei in der alten Deutschen Demokratischen Republik besser gewesen.3 Die
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»Ostalgie« scheint auf eine neue Generation übergesprungen zu sein, die 
sich, wenn überhaupt, nur vage an die DDR und ihre kommunistische 
Einparteidiktatur erinnert. Die Demokratisierung Ostdeutschlands durch 
seine Vereinigung mit dem Westen 1990 -  der am wenigsten schmerz­
hafte aller Übergänge im ehemaligen Ostblock -  wird von ihren größten 
Nutznießern heute als zweifelhafter Segen gesehen.

Blickt man auf die Tschechische Republik, sieht man, dass die Tsche­
chen von der weltweit beachteten »Samtenen Revolution« mit Vorsicht 
oder gar Zaghaftigkeit sprechen. Der ehemalige Dissident und Stellver­
tretende Senatsvorsitzende Petr Pithart spricht lieber von »Übernahme«4 
der Schauspieler und Mitunterzeichner der Charta 77\ Pavel Landovsky, 
schlägt den Ausdruck »Abschaffung der Leibeigenschaft« vor; und die Me­
dien beziehen sich bescheiden auf »die Ereignisse vom November 1989« 
oder reden schlicht vom »November«. Interessanterweise beansprucht 
niemand in Prag das Copyright für den Ausdruck »Samtene Revolution« 
oder kann seinen Urheber nennen. Vaclav Havel, die prominenteste Ge­
stalt jener Revolution, schreibt das Wort einem westlichen Journalisten 
zu. Es scheint, wie so vieles, das folgte, aus dem Westen zu stammen.

»Ostalgie« hin oder her: In Mittel- und Osteuropa gibt es keinen echten 
Wunsch, zur Diktatur zurückzukehren. Wohl aber gibt es unverkennbar 
eine »Krise der Erwartungen« und sogar ein Gefühl des »Revolutionsver­
rats«, das sich als Demokratieverdrossenheit nach zwei Jahrzehnten De­
mokratieerfahrung äußert. Niemand verzehrt sich nach der Rückkehr des 
Kommunismus, doch ist klar, dass die Demokratie ihre Legitimität nicht 
länger aus 1989 und der überwältigenden Ablehnung des alten Regimes 
ziehen kann.

Selbst ein kursorischer Überblick über die jüngsten Entwicklungen, 
von denen westliche Zeitungen kaum Notiz nehmen, offenbart Gründe 
für die Abwesenheit eines »Wendetriumphalismus« in den alten War­
schauer-Pakt-Staaten. Die baltische Immobilienblase ist geplatzt, und 
besonders Lettland sieht sich zum ersten Mal mit sozialen Unruhen kon­
frontiert. Zwischen Ungarn und der Slowakei (wo eine ungarische Min­
derheit lebt) köchelt ein Krieg der Worte und Nerven. In Prag führte bis 
zum August 2010 eine nicht gewählte Regierung unter einem ehemaligen 
Kommunisten die Geschäfte, weil sich Neuwahlen infolge einer heftigen 
politischen Kontroverse über eine Verfassungsgerichtsentscheidung ver­
zögerten.5 Populismus und Nationalismus bleiben eine Herausforderung
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für die Demokratien in Mittel- und Osteuropa. Die Wahlen bleiben frei 
und fair, aber die Wahlbeteiligung sinkt.6 Alle für eine Demokratie not­
wendigen Institutionen existieren, doch bei näherer Betrachtung wirken 
sie wie leere Hülsen. Es gibt keine Alternative zur Demokratie, aber es 
gibt wenig Vertrauen in ihre Institutionen/ und die politischen Eliten er­
scheinen nach zwei Dekaden des Übergangs gänzlich ausgezehrt.

Man könnte diesem düsteren Bild natürlich eine positive Bilanz der 
Demokratisierung in der Region gegenüberstellen: Die erklärten Ziele 
von 1989 bestanden darin, Grundfreiheiten zu garantieren, Demokratie 
zu institutionalisieren, Wohlstand durch Einführung der Marktwirtschaft 
zu schaffen sowie »nach Europa zurückzukehren« (was in der Praxis be­
deutete, der Europäischen Union als einer Gemeinschaft freier, den Frie­
den auf dem Kontinent gewährleistender Staaten beizutreten). Diese Ziele 
wurden, aufs Ganze gesehen, erreicht -  zumindest entlang des Gürtels, 
der sich von den baltischen Staaten nach Süden bis Slowenien erstreckt. 
Die Demokratie hat hier keine offenen Herausforderer; Wahlen lösen Re­
gierungen, nicht Regime ab. Nach einem anfänglichen Einbruch führte der 
Wechsel zur Marktwirtschaft zu einem Jahrzehnt des raschen Wachstums, 
das der Mehrzahl der Bürger einen höheren Lebensstandard bescherte. 
Die Aufnahme in die EU wurde zwischen 2004 und 2007 abgeschlossen, 
wodurch Europas östliche »Vororte«8 endlich dem wohlhabenden demo­
kratischen Teil des Kontinents eingemeindet wurden. Auf dem benach­
barten Balkan oder entlang der Peripherie der ehemaligen Sowjetunion 
lief es nicht annähernd so gut; Zwitterregime ringen dort noch immer mit 
der Aufgabe, einen unabhängigen Nationalstaat zu bilden und die demo­
kratische Ordnung zu konsolidieren.

Wenn also die Geschichte insgesamt glücklich verlaufen ist und es weit 
schlimmer hätte kommen können (wie das weniger glückliche Los be­
nachbarter Länder zeigt), warum tun sich dann die Mittel- und Osteuro­
päer schwer, das 20jährige Jubiläum ihres Entrinnens aus der kommuni­
stischen Knechtschaft und das seither Erreichte zu feiern?

Frühzeitige Demokratiemüdigkeit?

Unmittelbar nach 1989 ging man weithin davon aus, dass der Aufbau der 
neuen Demokratien nach dem Totalitarismus auch für die alten Demokra­
tien von größter Bedeutung sein würde. Ein Prozess, in dem alle Bausteine
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freier Selbstregierung (Verfassungen und Parlamente, Zivilgesellschaft 
und bürgerschaftliche Beteiligung) neu zu definieren oder sogar neu zu 
erfinden waren, musste große internationale Aufmerksamkeit auf sich 
ziehen, denn er wurde als ein Experiment gesehen, das die müde gewor­
denen Demokratien des Westens inspirieren könnte. Was sich stattdes- 
sen ereignete, war die rasche und getreue Imitation westlicher Modelle 
in ganz Mittel- und Osteuropa. In dieser Hinsicht unterschied sich 1989 
scharf von 1968, als die Idealisten des Prager Frühlings die Hoffnung 
(oder Illusion) nährten, dass ein echter »dritter Weg« eingeschlagen wer­
den könne -  ein Modell, das sich grundlegend sowohl vom kommuni­
stischen System wie von westlichen Vorbildern unterschied. Die große 
Imitation, die auf 1989 folgte, war allgemein erfolgreich, zumindest was 
den konstitutionellen und institutioneilen Rahmen anging. Das einzige 
Problem war, dass man damit einem Modell folgte, das selbst bereits 
Anzeichen von Erschöpfung und sogar Krise zeigte. Nachdem es sich 
die Grundelemente der westlichen Demokratie angeeignet hat, scheint 
Mittel- und Osteuropa nun auch ihre Krankheiten zu übernehmen, da­
runter eine stetig abnehmende politische Beteiligung, eine wachsende 
Kluft zwischen Bürgern und politischen Eliten, schwindendes Vertrau­
en in parlamentarische und staatliche Institutionen und der Aufstieg von 
populistischen und nationalistischen Herausforderern der freiheitlichen 
Demokratie.9

»Wir haben für ein anderes politisches System gekämpft als das, was 
wir bekommen haben«, sagt Vaclav Havel heute rückblickend. Die Ent­
täuschungen des postrevolutionären Lebens »ließen sich bis zu einem 
gewissen Maß vorhersehen, aber sie erwiesen sich als viel schlimmer, als 
irgendjemand erwartet hatte«.10 Warum also wurde die »invention de- 
mocratique«, die »Demokratieerfindung« von 1989 so rasch beiseite ge­
wischt? Da es ein zwischen moderaten Kommunisten und Dissidenten 
ausgebandelter Übergang war, dem sich die Gründung der neuen Demo­
kratien verdankte, könnte es lohnen, zunächst die Welten der einstigen 
Dissidenten und ihrer früheren Gegenspieler, der Exkommunisten, ge­
nauer zu betrachten, um besser beurteilen zu können, was mit den demo­
kratischen Hoffnungen von 1989 geschah.
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Zu gut, um zu siegen?

Bis vor kurzem ließ sich das Paradox des Übergangs wie folgt zusam­
menfassen: 1989 erhob sich die demokratische Bewegung in Mittel- und 
Osteuropa in Gestalt verschiedener Dissidentengruppen und stürzte das 
schon im Verfall begriffene repressive kommunistische Regime. Doch so­
bald das Spiel der parlamentarischen Alltagspolitik begann, tricksten die 
einstigen Kommunisten mit ihrem höheren Grad an Zusammenhalt und 
Erfahrung die demokratischeren, aber weniger gut organisierten ehema­
ligen Dissidenten aus. Damit war, so könnte man argumentieren, auch 
zu rechnen, nachdem einmal die anfängliche, hochpartizipative Phase 
(mit Wahlbeteiligungen von über 90 Prozent) einem eher von Routine 
geprägten Klima gewichen war, in dem Politprofis wie die ehemaligen 
kommunistischen Apparatschiks wertorientierte Amateure leicht schla­
gen konnten. Parteien ersetzten Bewegungen, Wahlkampfmanager und 
Experten drängten intellektuelle Dissidenten in den Hintergrund, deren 
Visionen einer auf Ethik und Bürgergesellschaft gründenden »Antikpo­
litik« schlecht zu den Realitäten des Parteienwettbewerbs und des Par­
lamentsalltags passte. Nach dieser Lesart verloren die Dissidenten und 
die politische Kultur, die sie vertraten, aufgrund ihrer Tugenden -  um 
zu gewinnen, waren sie, je nach Standpunkt, ungeeignet oder schlicht 
»zu gut«.

Nach einer anderen, kritischeren Sicht wurden die ehemaligen Dissi­
denten irrelevant, eben weil sie ihr systemkritisches Erbe preisgaben. Ihre 
Aktionen 1989 und danach lieferten die demokratische Legitimation für 
ein marktwirtschaftliches Experiment, das wohlbegründet war, aber auch 
politischen Zwängen unterlag und seine Verlierer hatte. Die »Schockthe­
rapie«, die sich in Polen unter der Ägide der Solidarnosc-Kämpfer Lech 
Waüsa und Jacek Kuron vollzog, war in wirtschaftlicher Hinsicht erfolg­
reich, bedeutete jedoch, das politische Erbe und die sozialen Anliegen, 
die sich mit Solidarnosc verbanden, hintanzustellen. Jene, die am stärksten 
darauf brannten, Politik in der Tradition der Dissidenten zu machen (mit 
Betonung auf Ethik, Menschenrechtsdiskurs, Rechtsstaatlichkeit und Zi­
vilgesellschaft), wurden bald beiseite gedrängt. Im Juni 1992, bei der letz­
ten tschechoslowakischen Wahl vor der »samtenen Scheidung«, scheiterte 
die Partei der ehemaligen Dissidenten, die »Bürgerbewegung«, an der für 
ein Parlamentsmandat erforderlichen Fünf-Prozent-Hürde. In Polen und



Die postkom munistischen Länder auf der Suche 129

Ungarn ist es Wahlbündnissen, die in der Tradition der Dissidentenbewe­
gung standen, ähnlich ergangen.

Beide Erklärungsversuche werfen die alte Frage nach dem Status des 
demokratischen Dissens unter dem Kommunismus auf: Waren die Dis­
sidentengruppen, die 1989 ins Rampenlicht rückten, nur die Spitze eines 
riesigen demokratischen Eisbergs, der unter der Oberfläche der kommu­
nistisch gesteuerten Gesellschaften dümpelte, oder repräsentierten sie nur 
versprengte Enklaven ziviler Tugenden innerhalb von Gesellschaften, die 
gegenüber der kommunistischen Herrschaft im Großen und Ganzen will­
fährig und passiv waren?

Jenseits des marginalisierten Erbes der Dissidenz gibt es eine Vielzahl 
von Wegen, auf die sich die ehemaligen kommunistischen Parteien be­
gaben. In Mitteleuropa sind aus den Kommunisten Sozialdemokraten 
geworden. (Nur die Tschechische Republik hat eine nichtreformierte 
Kommunistische Partei, die regelmäßig über zehn Prozent der Wäh­
lerstimmen erhält.) Im Gegensatz dazu haben sich auf dem Balkan die 
Kommunisten zu Nationalisten gewandelt: gemäßigter in Rumänien und 
Bulgarien, radikaler in den alten Teilstaaten Jugoslawiens, wo Slobodan 
Milosevic die sarkastische Bemerkung Adam Michniks, der Nationalis­
mus sei »das letzte Stadium des Kommunismus«, auf entsetzliche Weise 
mit Leben füllte. Anders als ihre Pendants auf dem Balkan haben die ehe­
maligen kommunistischen Parteien Mitteleuropas der Demokratisierung 
in ihren jeweiligen Ländern keine größeren Steine in den Weg gelegt. Sie 
haben das neue demokratische System nicht nur unterstützt, sondern 
sind auch eifrig für freie Märkte wie für die Mitgliedschaft in NATO und 
EU eingetreten.

Die Rolle dieser Parteien in der gegenwärtigen demokratischen Ma­
laise ist weniger ihrem offenkundigen Widerwillen geschuldet, sich der 
kommunistischen Vergangenheit zu stellen, als ihrer Vernarrtheit in den 
Staat. Unter dem Kommunismus beherrschte die Nomenklatura den Staat 
durch die Partei. Nach dem Ende des Kommunismus bewies die Nomen­
klatura bei der Privatisierung von Staatsvermögen Geschick im Insider- 
Handel und beim Wirtschaften in die eigene Tasche. Wo es mangelnden 
Wettbewerb zwischen den Parteien gibt, ist auch der Staat schwach, was 
der Ausbreitung politischer Korruption Tür und Tor öffnet.11 Die ehema­
ligen Kommunisten in Ungarn, Polen und der Slowakei werden weithin 
mit der Ausbreitung solcher Praktiken in Verbindung gebracht.
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Nach Robert D. Putnams berühmter These ist »soziales Kapital« -  mit 
anderen Worten Netzwerke, die auf Vertrauen gründen -  entscheidend, 
um bürgerschaftliches Engagement und eine demokratische Kultur gedei­
hen zu lassen. Die Länder des alten Ostblocks leiden indes unter einem 
sozialen Kapital in pervertierter Form. Die stärksten dieser aus der Ver­
gangenheit ererbten Netzwerke, wie das der Nomenklatura, sind Trieb­
kräfte der Korruption, eifrig bemüht, zum Nutzen und Frommen ihrer 
Mitglieder Gesetze und Regulierungen zu umschiffen. Die zersetzende 
Wirkung, die solche Gruppen auf das Vertrauen in die Demokratie und 
die Rechtsstaatlichkeit haben können, ist beträchtlich. Die Exkommu­
nisten, so scheint es, haben sich der Demokratie nicht zum geringsten Teil 
deshalb angeschlossen, weil sie spürten, dass man sie zum eigenen Vorteil 
zurechtbiegen kann. Das taten sie dann auch erfolgreich und trugen so 
wesentlich zu der Demokratieverdrossenheit bei, die gegenwärtig über 
der Region liegt.

Es gab gute Gründe, warum die Länder Mittel- und Osteuropas für 
die freie Marktwirtschaft optierten, als sie den Staatssozialismus hinter 
sich gelassen hatten. Die Kommandowirtschaft hatte sich als völliger 
Fehlschlag erwiesen, und freie Märkte schienen der klarste Bruch mit ihr. 
»Keine Experimente!« und »Der >dritte Weg< führt in die Dritte Welt!« 
waren die Losungen des Tages, als örtliche Verfechter des freien Marktes 
wie Polens Leszek Balcerowicz sich hinter den »schocktherapeutischen« 
Ansatz des amerikanischen Wirtschaftswissenschaftlers Jeffrey Sachs 
stellten. Diese Haltung gründete auf der Annahme, dass es nur ein wahres 
Modell freier Marktwirtschaft gibt und dass sich dieses überall nachbilden 
lässt, sofern man es nur schnell genug einführt, bevor es durch rechtliche 
und institutioneile Schikanen gehandicapt wird.

Uber die ideologische Verpflichtung auf freie Märkte hinaus gab es 
den Druck des von IWF und Weltbank gestützten »Washingtoner Kon­
senses«, rasche Privatisierung, Deregulierung und einen offeneren Ar­
beitsmarkt zu schaffen -  alles zur gleichen Zeit. Der Staat wurde als 
Feind der Freiheit angesehen, ein Relikt des alten Regimes, verurteilt, 
demontiert zu werden durch die vereinte Anstrengung von politischen 
Liberalen (häufig ehemalige Dissidenten), die sich die Förderung der 
Menschenrechte und individuellen Freiheiten auf die Fahnen geschrie­
ben hatten, und Wirtschaftsliberalen, die den Spielraum freier Märkte zu 
vergrößern trachteten.
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Die Erfolge des Marktmodells in Mittel- und Osteuropa sind unbe­
streitbar. In der letzten Dekade wuchsen die Volkwirtschaften der Region 
im Durchschnitt doppelt so schnell wie in Westeuropa. Dies machte den 
Schock der weltweiten Finanz- und Wirtschaftskrise 2008 umso größer. 
Wenn man aus dem Kommunismus kommt, kann man sich kaum vor­
stellen, dass der Kapitalismus in eine Krise stürzen könnte -  das war ja 
schließlich die abgedroschene Behauptung der kommunistischen Propa­
ganda gewesen. Die Mittel- und Osteuropäer bauten den Kapitalismus 
ohne viel Eigenkapital auf -  das meiste kam aus dem Ausland -  und 
mussten entdecken, dass man sich nicht von größeren Krisen abschotten 
oder »Kapitalismus in einem Land« haben kann. Die östlichen Verfechter 
des freien Marktes hatten sich für das anglo-amerikanische Modell ent­
schieden und gegen das kontinentaleuropäische, das sie als überreguliert 
und mit einem wuchernden Sozialstaat befrachtet sahen. Doch seitdem 
die Krise die USA und Großbritannien besonders hart getroffen hat und 
ihre jeweiligen Regierungen zu drastischen Maßnahmen nötigte, darun­
ter die Verstaatlichung von Banken, ist die anglo-amerikanische Präferenz 
schwieriger zu vertreten.

Mit dem Einschreiten des Staats zur Rettung des Kapitalismus lag der 
nach 1989 triumphierende Marktliberalismus in Scherben. Ungeachtet lo­
kaler Abweichungen mussten sich die Politik- und Wirtschaftseliten Mit­
tel- und Osteuropas sämtlich mit der Tatsache auseinandersetzen, dass ihr 
Modell in eine tiefe Krise geraten war. Das »liberale« Moment des Über­
gangs ist dahin. Nachdem die Boomjahre hinter uns liegen und die Markt­
ideologen gezwungen sind, sich bedeckter zu halten, gibt es jetzt Raum 
für die lange verzögerte Debatte darüber, welche Art von Kapitalismus 
heute die beste sei. Bis vor kurzem herrschte eine gewisse Konfusion. Die 
kulturelle Linke war wirtschaftlich rechts (marktliberalistisch) eingestellt, 
während die kulturelle Rechte (Nationalkonservative wie die Kaczynskis 
in Polen und Orbän in Ungarn) ökonomisch links (etatistisch) war. Nun 
hat es den Anschein, als könnte die Frage nach den »Spielarten des Kapita­
lismus« zu einem entscheidenden Thema werden, an dem sich in Zukunft 
die Politik Mittel- und Osteuropas neu ausrichtet.
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Die Grenzen Europas

Das Beharren der EU auf der sogenannten Konditionalität hatte wesent­
lichen Anteil an der demokratischen Konsolidierung in ganz Mittel- und 
Osteuropa: Demokratie und Menschenrechte wurden als absolute, nicht 
verhandelbare Bedingungen für den Beitritt festgeschrieben. Von den pro­
spektiven Neumitgliedern wurde die Bereitschaft und Fähigkeit erwartet, 
den als acquis communautaire bekannten gemeinschaftlichen Besitzstand 
an EU-Recht zu übernehmen. Tatsächlich beharrte die Union so ener­
gisch darauf, dass ihr vorgeworfen wurde, damit einen echten Wettbe­
werb der Parteien und den parlamentarischen Prozess in den Beitrittslän­
dern zu untergraben. In der Tat ist das Argument nicht ganz abzuweisen, 
dass die Osterweiterung, die Ausdehnung des gemeinsamen Marktes und 
der Rechtsnormen der EU nach Osten, die Innenpolitik der betreffenden 
Länder ihrer Substanz zu berauben droht. Wie die Übernahme von De­
mokratie und Marktwirtschaft gründet auch die »Europäisierung« auf 
Nachahmung. Doch lässt sich auch nicht bestreiten, dass sie viel dazu 
beigetragen hat, den Rechtsstaat zu konsolidieren. In Bulgarien, Rumä­
nien und der Slowakei kamen die illiberalen politischen Eliten zu dem 
Schluss, dass die Kosten, der europäischen Integration zu trotzen, an den 
heimischen Wahlurnen und in wirtschaftlicher und diplomatischer Hin­
sicht zu hoch gewesen wären.12 Die gleiche Logik ist nun in Kroatien und 
sogar in Serbien am Werk.

Nun, da der »Big Bang« der Aufnahme von zehn neuen Mitglieds­
staaten vorüber ist, und angesichts der Mühen, unter denen die Europä­
ische Union bei der Reformierung ihrer politischen Institutionen und der 
Neudefinition des europäischen Projekts ächzt, ist die verbreitete Mei­
nung, dass eine darüber hinausgehende Erweiterung (abgesehen vom Bei­
tritt Kroatiens) auf kurze Sicht nicht auf der Tagesordnung steht und in 
jedem Fall auch nicht die einzige Möglichkeit sein kann und sollte, die 
Beziehungen der EU zu ihrer Peripherie zu entwickeln. Die Länder des 
westlichen Balkans -  Albanien, Bosnien, Kosovo, Mazedonien, Monte­
negro und Serbien -  sind eindeutig bestrebt, den Übergang von ihrem 
gegenwärtigen Status als europäische Protektorate zu einer echten Voll- 
mitgliedschaft in der EU zu schaffen. Für andere (von der Ukraine bis zum 
Kaukasus) beschränkt sich das Angebot der EU auf »Nachbarschaftspo- 
litik« oder »Ostpartnerschaft«, zumindest auf mittlere Sicht. Doch kann
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die Transformationskraft der EU bei der Demokratisierung der ehema­
ligen Sowjetrepubliken wirksam werden, wenn die EU-Mitgliedschaft 
kein glaubhaftes Ziel ist? Einige Kommentatoren in den neuen Mitglieds­
staaten haben über eine »Mitgliedschaft ohne Zugehörigkeit« geschrieben. 
Was, wenn die formale Mitgliedschaft umso unwahrscheinlicher wird, je 
weiter man nach Osten geht? Es zeichnet sich heute deutlich ab, dass sich 
in den kommenden 20 Jahren für die Länder jenseits des Balkans das so 
erfolgreiche Modell der Integration Mittel- und Osteuropas kaum wie­
derholen dürfte. Die EU-Erweiterung erreicht ihre Grenzen, ihr Einfluss 
auf die Region hat nachzulassen begonnen.

Die Entwicklung seit 1989 hat uns ans Ende eines dreifachen Zyklus ge­
führt. Wir haben erlebt, wie der Enthusiasmus des demokratischen Über­
gangs Symptomen der Demokratiemüdigkeit und einer Erschöpfung der 
Eliten gewichen ist. Wir haben gesehen, wie der erfolgreiche wirtschaft­
liche Übergang aus dem Staatssozialismus einer Krise des marktliberalen 
Modells zum Opfer gefallen ist. Und wir beobachten, wie die Transfor­
mationskraft der EU ihre geopolitischen Grenzen erreicht. Die Nationen 
Mittel- und Osteuropas haben erfolgreich ein Modell nachgeahmt, das 
heute in der Krise steckt. Wie der Rest der Welt befinden sie sich gegen­
wärtig auf der Suche nach einem neuen Paradigma für eine demokratische 
Gesellschaft.

Aus dem Englischen von Andreas Simon dos Santos
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Robert Kuttner
DIE DEMOKRATISCHE LINKE IN DER KRISE

Warum hat die rechte Mitte heute in so vielen Ländern die Oberhand? 
Warum ist die demokratische Linke in der Defensive, wo sie doch von der 
größten Schmach profitieren sollte, die der Marktkapitalismus seit 1929 
erlitten hat? Die seit 2007 anhaltende Finanzkrise ist der Lackmustest für 
das Dogma, die Märkte könnten sich selbst regulieren, und die Propa­
gandisten dieses Dogmas müssten eigentlich diskreditiert sein, wie 1929. 
Tatsächlich ist jedoch die demokratische Linke heute schwächer, als sie es 
2007 war, zu Beginn der Krise.

Die Probleme des sozialdemokratischen Modells und der sozialen Soli­
darität reichen zeitlich weit hinter den Kollaps des Weltfinanzsystems zu­
rück. Die Standarderklärung für die Schwäche der Linken lautet bekannt­
lich, der Wohlfahrtsstaat sei an seine natürlichen Grenzen gestoßen -  fis­
kalisch, wirtschaftlich und demographisch: Es gibt demnach einen Punkt, 
an dem man keine zusätzlichen staatlichen Leistungen mehr bereitstellen 
kann, ohne die Mittelklasse so stark zu besteuern, dass sie aufbegehrt und 
der politische Konsens zusammenbricht; zu hohe Steuern für die Unter­
nehmen würden zudem den Konjunkturmotor stottern lassen; und die 
Notlösung eines Zwei-Klassen-Wohlfahrtsstaats, wie ihn die Franzosen, 
Italiener und Deutschen eingerichtet haben, lässt den gesellschaftlichen 
Zusammenhalt noch weiter erodieren.

Verschärft wird dieses Dilemma durch eine alternde Bevölkerung, die 
einen höheren Fürsorgebedarf erzeugt, und durch den Umstand, dass 
die Zahl der Erwerbstätigen (und ebenso die Kinderzahl) tendenziell ab­
nimmt, so dass die Zahl der Beitrags- und Steuerzahler schrumpft, die 
den Sozialstaat finanzieren. Unter zusätzlichen Druck gerät das System 
durch Einwanderer, die sich nur langsam integrieren lassen und gegen die 
die Einheimischen Ressentiments hegen -  zum einen kulturell, zum an­
deren auch, weil sie den Wohlfahrtsstaat in Anspruch nehmen. Am Ende 
wenden sich viele Wähler den rechten Parteien zu, weil sie zu dem Schluss 
kommen, dass das sozialdemokratische Modell der Gesellschaft keine 
Vorteile mehr bringt. Diese Entwicklung hat offenbar auch eine kultu­
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relle Dimension, insofern ein Teil der jüngeren Generation Gefallen an 
den Reizen des Individualismus gefunden hat -  diese jungen Leute teilen 
nicht mehr das von ihren Eltern und Großeltern hochgehaltene Ideal der 
sozialen Solidarität; sie verstehen nicht, warum erfolgreiche Menschen für 
die Korrektur gesellschaftlicher Fehlentwicklungen bezahlen sollten.

Eine neomarxistische Variante dieses Erklärungsversuchs hat ihren Ur­
sprung in der ersten Stagflationskrise der 1970er Jahre. Sie geht von ei­
ner Finanzkrise des Staates aus, der dazu gezwungen wird, die steigenden 
sozialen Kosten des Kapitalismus auf die Gesellschaft umzulegen bis sie 
untragbar werden.

An all dem ist etwas Wahres, aber nichts davon liefert in meinen Au­
gen eine triftige Erklärung. Die betroffenen Länder unterscheiden sich in 
Bezug auf ihre Geschichte und ihre Institutionen erheblich voneinander, 
ebenso wie hinsichtlich der Entwicklung ihres Wohlfahrtssystems. Den­
noch hat es den Anschein, als setzte sich in allen Demokratien dasselbe 
Entwicklungsmuster durch. In den USA zum Beispiel ist der Sozialstaat 
heute, gemessen am BIP, kleiner, als er in Europa schon 1955 war, und 
dennoch erleben wir dieselbe Abwendung von der Idee des sozialen Aus­
gleichs. Dahinter muss also noch etwas anderes stecken als nur die Vor­
stellung, der Sozialstaat habe seine natürlichen Grenzen erreicht.

Es scheint, dass hier zwei grundlegende Faktoren im Spiel sind: zum 
einen untergräbt die Globalisierung die Fähigkeit des Staates und der de­
mokratischen Öffentlichkeit, die Marktkräfte im Zaum zu halten; zum an­
deren neigen die Parteien der Linken und der Mitte dazu, sich wie Parteien 
der rechten Mitte zu verhalten. Diese beiden Trends verstärken einander.

Die Globalisierung, so wie sie von den Propheten des Laissez-faire 
verstanden wird, hat durch die Freisetzung des Kapitals die regulativen 
Instrumentarien des Staates ausgehöhlt. Sie hat soziale Übereinkünfte 
ausgehebelt, dem Staat die Fähigkeit zur Regulierung der Finanzmärkte 
geraubt, den weltweiten Wettbewerb um eine möglichst niedrige Besteue­
rung von Gewinnen angeheizt und es den Konzernen wesentlich leichter 
gemacht, Arbeitnehmer auszubeuten. Infolge von all dem hat das sozial­
demokratische Modell heute stark an Effizienz und Glaubwürdigkeit ver­
loren. Die Globalisierung hat außerdem für wirtschaftlich aufstrebende 
Länder wie China einen Entwicklungspfad geöffnet, der darauf beruht, 
dass deutlich geringere Arbeitslöhne gezahlt werden, als es aufgrund des 
Produktivitätszuwachses angemessen wäre.
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Das Resultat ist, dass die Marktkräfte die Oberhand über die »Gegen­
kräfte« (Galbraith) gewinnen. Das Modell des »managed capitalism«, des 
gelenkten Kapitalismus, stützt sich auf einen starken demokratischen 
Staat, in dem die Bürger Einfluss auf die Politik haben. Beides gibt es 
auf der globalen Ebene nicht. Und die für die Steuerung der Globa­
lisierung zuständigen Institutionen sind entweder privatkapitalistisch 
oder nominal zwar öffentlich, in Wahrheit aber ebenfalls im Griff des 
Kapitals.

Als ich in den 1960er Jahren studierte, wirkten Europa und die USA 
auf mich viel eher wie eine Galbraithsche Welt als wie eine Marxsche. Es 
gab Staaten mit einer starken Demokratie, mit starken Gewerkschaftsbe­
wegungen und partizipierenden Bürgern. Es gab also Gegenkräfte, die in 
der Lage waren, den Kapitaleignern Paroli zu bieten. Der Durchschnitts­
bürger genoss Sicherheit, Aufstiegschancen und einen steigenden Lebens­
standard; die Einkommensverteilung war relativ flach. Der gelenkte Ka­
pitalismus war ein wirtschaftlicher Erfolg; er drehte der Gans, die goldene 
Eier legte, nicht den Hals um, sondern half ihr, fett zu werden.

Zum Teil war das ein Verdienst der Sozialdemokratie, zum Teil aber 
auch ein Verdienst solider Großunternehmen und Banken, die an dem 
heute in Mode gekommenen Casino-Modell des Kapitalismus kein Inte­
resse hatten -  sie bekannten sich eher zu einer ständischen Auffassung 
gegenseitiger Rechte und Pflichten. Eine strenge Regulierung des Finanz­
wesens kam stabilisierend hinzu. Und nicht zuletzt wurde der Wohl­
fahrtsstaat europäischer Prägung zu einem guten Teil von Christdemo­
kraten und paternalistisch eingestellten Konservativen geschaffen. Es war 
ein wohlregulierter Sozialstaat, der dem Prinzip der sozialen Solidarität 
verpflichtet war.

Die Welt von heute sieht mehr nach Marx denn nach Galbraith aus. 
Es klingt heute nicht mehr so schrullig, vom Kapital als Klasse zu reden. 
Formulierungen, die mir als Student 1966 anachronistisch und abge­
droschen vorkamen -  die Arbeitslosen als »industrielle Reservearmee« 
oder der Staat als »geschäftsführender Ausschuss der herrschenden 
Klasse« -, scheinen heute treffende Beschreibungen -  man denke nur 
an die innige Verbindung zwischen Goldman Sachs und dem US-Fi- 
nanzministerium.

Wenn Globalisierung unter dem Vorzeichen des Laissez-faire der eine 
Teil der Geschichte ist, dann ist der andere das Unvermögen der linken
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Mitte, einen alternativen Weg aufzuzeigen. Wenn sie den Kern der neo­
liberalen Programmatik der rechten Mitte -  Deregulierung und Freiset­
zung des Kapitals, allenfalls mit etwas mehr Umverteilung an den Rän­
dern -  übernimmt, dann gilt wirklich Margaret Thatchers berühmtes 
Diktum: »Es gibt keine Alternative.« Das eben ist der historische Beitrag 
des sogenannten Dritten Weges, für den sich fast alle Parteien der lin­
ken Mitte entschieden haben: jede ernsthafte progressive Alternative zum 
Neoliberalismus auszuschließen.

Es gibt Ausnahmen hiervon, vor allem die skandinavischen Länder, 
die ein etwas anderes Sozialstaatsmodell entwickelt haben und bisher 
keine Klasse produzieren, die aus der Gesellschaft herausfällt. Andrew 
Martin, ein herausragender Schwedenkenner, veröffentlichte vor mehr als 
20 Jahren einen Aufsatz, in dem er die These aufstellte, wir sollten nicht 
von einem amerikanischen, sondern von einem schwedischen Sonderweg 
sprechen. Denn wenn man wolle, dass das Modell des staatlich gelenkten 
Kapitalismus überdauert, brauche man einen hohen gewerkschaftlichen 
Organisierungsgrad, einen hohen Mobilisierungsgrad der Bürgerschaft, 
Sozialleistungen für jedermann, die zu populär sind, um ab geschafft wer­
den zu können, und als Regierungspartei eine Sozialdemokratie, jeden­
falls für die überwiegende Zeit. Heute sehen sich auch die Skandinavier 
mit den Herausforderungen konfrontiert, die die Globalisierung mit sich 
bringt. Die allgemeine Tendenz bleibt freilich, nämlich dass die linke Mit­
te die Ideologie und das Programm der rechten Mitte übernimmt. Dies 
haben wir bei Tony Blair und Gordon Brown in Großbritannien ebenso 
erlebt wie bei Gerhard Schröder in Deutschland und bei den US-Demo- 
kraten von Jimmy Carter bis Bill Clinton -  und leider auch bei Barack 
Obama, zumindest bisher.

Die Europäische Union ist ein gewichtiger Protagonist des neolibe­
ralen Trends. Eine Zeit lang, in der Ara Delors, schien es, als könne sie so 
etwas wie ein Gegengewicht bilden -  eine »Festung Europa« im besten 
Sinn des Wortes, eine Bastion der Sozialdemokratie oder des gelenkten 
Kapitalismus auf wenigstens einem Kontinent der Erde. Allein, es ist 
anders gekommen. Von ihren Ursprüngen her war die EU natürlich 
schon immer eine Vorkämpferin des Wirtschaftsliberalismus. Seit dem 
Ende der Ära Delors hat sie allerdings erheblich dazu beigetragen, die 
Marktkräfte zu stärken und die Macht des Staates zum Gegensteuern zu 
beschneiden.
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Dabei spielen drei Aspekte eine Rolle. Erstens räumt die EU von ihrer 
Grundausrichtung her der Bewegungsfreiheit für Kapital, Güter, Dienst­
leistungen und Personen Vorrang gegenüber den Mechanismen der sozia­
len Solidarität ein. Der Vertrag von Lissabon hat daran nichts geändert. 
Dieses Prinzip ist eine Art Zeitbombe, und wir haben schon die ersten 
Explosionen erlebt in Gestalt jüngst ergangener Urteile des Europäischen 
Gerichtshofs, die besagen, dass deutsche Tarifverträge unfair gegenüber 
polnischen Subunternehmern sind, die ihren Arbeitern niedrigere Stun­
denlöhne zahlen wollen; dass eine estnische Reederei im Recht war, als 
sie ein in Schweden eingesetztes Fährschiff umflaggte und die Löhne und 
betrieblichen Sozialleistungen auf estnisches Niveau herunterschraubte; 
und dass den schwedischen Gewerkschaften keine rechtliche Handhabe 
gegen ein lettisches Bauunternehmen zu Gebote steht, das den auf seinen 
schwedischen Baustellen beschäftigten Arbeitern weniger zahlt als die in 
Schweden geltenden Tariflöhne.

Das zweite Handicap, das die Wirkung der EU als Gegengewicht zum 
Neoliberalismus mindert, ist das spezifische Verhältnis zwischen Brüssel 
und den Mitgliedsländern. Jahrzehntelang blickten wir amerikanische So­
zialdemokraten neidisch auf Europa, weil es starke Staaten hatte. Wenn 
eine linke Regierung ins Amt kam, konnte sie politisch gestalten, und ihr 
Programm konnte etwas bewirken. Doch die EU hat einige Elemente aus 
der Geschichte der Vereinigten Staaten übernommen. Zu Beginn unserer 
Geschichte war die Zentralregierung zu schwach, um Freiheitsrechte ver­
bürgen, die Demokratie mit Inhalt füllen und die Entwicklung der neuen 
Nation fördern zu können. Wir brauchten einen stärkeren Staat auf Bun­
desebene, und den bekamen wir mit der Verfassung von 1787. Die EU ver­
fügt als Staatenverbund zwar nur über eine schwache Regierungsgewalt, 
doch haben die souveränen Mitgliedsstaaten regulatorische Vollmachten 
an die Union abgetreten -  und der Gewinner in diesem Spiel ist das glo­
bale Kapital. Man sieht das an der Zersplitterung der Finanzaufsicht in der 
gegenwärtigen Krise.

Das dritte Problem mit der EU ist ein politisches. Noch vor einem 
Jahrzehnt wurden 13 der damals 15 EU-Mitgliedsländer von Kräften 
der linken Mitte regiert. Heute haben wir eine anscheinend stabile Vor­
herrschaft von Mitte-Rechts-Koalitionen. Zum einen entspringt dies der 
Dominanz rechtslastiger Parteien in vielen der neuen Mitgliedsstaaten, 
zum andern ist es ein Resultat der Politik von New Labour in Großbri­
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tannien, wo eine nominell linke, aber mit den Finanzmächten der City 
liierte und mit Mitte-Rechts-Regierungen paktierende Regierung er­
folgreich versuchte, Regulierungen im Finanz- und Arbeitsmarktsektor 
zu blockieren.

Im Frühjahr 2008 verbrachte ich mehrere Monate in Europa und führte 
Gespräche mit Vertretern von Regierungen, politischen Parteien, NGOs 
und Gewerkschaften sowie mit Wirtschaftsführern und Wissenschaftlern, 
mit dem Ziel, die derzeitige Schwäche der demokratischen Linken und 
der Idee der sozialen Solidarität besser zu verstehen. Ich fasste meine Er­
kenntnisse in einem Beitrag für den American ProspecP zusammen, der 
mit dem Satz begann: »Ich bin unterwegs in Europa auf der Suche nach 
der globalen Oppositionspartei.« Nachdem ich die Schwäche der linken 
Gegenkräfte in ganz Europa dargelegt hatte, warf ich abschließend einen 
Blick zurück auf mein eigenes Land -  das war noch vor der Präsidenten­
wahl:

Wenn Sie glauben, amerikanische Liberale seien hypnotisiert von den Verheißungen
Barack Obamas, dann sollten Sie sich einmal mit europäischen Sozialdemokraten 
unterhalten. Die USA sind trotz ihrer geschwächten Wirtschaftslage noch immer 
die einflussreichste Volkswirtschaft der Welt. Unsere Freunde in Europa wissen sehr 
wohl, dass der Markt-Fundamentalismus seinen Ursprung in Amerika hat -  und 
dass man ihn dort auch am besten schlägt. Weil Europa institutionell so zersplittert 
und die globale Finanzwirtschaft so mächtig ist, weil Mitte-Rechts-Koalitionen 
dominieren und weil die EU oft eine überraschend perverse Rolle spielt, liegt die 
größte Hoffnung auf einen alternativen Weg darin, dass die USA einen Rollentausch 
vollziehen und einmal mehr zum Motor einer ausgewogenen, für das 21 .Jahrhundert 
umgerüsteten Spielart des Kapitalismus werden. Ich beschließe meine Europatour 
also mit einem (...) Paradoxon: Amerika, dessen größte Exportartikel zur Zeit 
seine toxischen Finanzprodukte und seine marktfundamentalistische Ideologie 
sind, hat die Weltwirtschaft in diese prekäre Klemme gebracht. Doch sollte das 
Pendel zurückschwingen, wird der Anstoß dazu höchstwahrscheinlich von den 
USA ausgehen.

Ich schrieb das im Juni 2008, vor der Wahl Obamas, als die Hoffnungen 
noch groß waren, dass er sich in die Folge der großen, das Land umgestal­
tenden Präsidenten einreihen wird. Wie schlägt sich Präsident Obama? 
Sein Handeln als Staatslenker lässt bis jetzt die Kühnheit vermissen, die 
er im Wahlkampf an den Tag legte. Wenig deutet darauf hin, dass er der 
Schrittmacher eines neuen New Deal oder eines neuen, modernisierten 
Modells des gelenkten Kapitalismus wird.
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Die größte Enttäuschung bereitete Obama seinen Anhängern, indem er 
zu seinen Top-Beratern ausgerechnet Zöglinge Robert Rubins berief, je­
nes Mannes, der mehr für die Deregulierung der Finanzmärkte und für die 
Schaffung der Voraussetzungen für die Finanzkrise getan hat als George 
W. Bush. Obama berief genau das Team, das wir auch bekommen hätten, 
wenn Hillary Clinton zur Präsidentin gewählt worden wäre. Doch weil 
die Linke so große Hoffnungen in Obama gesetzt hatte, stellen sich viele 
von uns bis heute schützend vor ihn. Würde dieselbe Politik, die Obama 
betreibt, von einer Präsidentin Clinton (oder auch von einem John Mc- 
Cain) gemacht, wären wir auf den Barrikaden.

Welche politischen Maßnahmen erfordert die Bekämpfung der Krise? 
Wenn Obama eine Erholung, die diesen Namen verdient, bewerkstelligen 
und etwas gegen die fortschreitende Unterwerfung der Realwirtschaft un­
ter den Primat des Kasinokapitalismus bewirken will, steht er vor meh­
reren Herausforderungen: erstens eine umfassende Re-Regulierung der 
Finanzwirtschaft, und zwar nicht nur ihrer Exzesse, sondern ihres Ge­
schäftsmodells als solchen -  eines Modells, bei dem die Gewinne von 
Groß- und Investmentbanken aus Spekulationsgeschäften resultieren 
anstatt aus Kreditvergabe an und Kapitalinvestitionen in Unternehmen 
der Realwirtschaft. Zweitens müsste er, um die Überschuldungskrise im 
Bereich der privaten Hypothekendarlehen in den Griff zu bekommen, 
den Absturz der Immobilienpreise bremsen, durch den bisher rund fünf 
Billionen Dollar privaten Immobilienvermögens vernichtet worden 
sind -  der vorherrschenden Vermögensform der Mittelschicht. Zum 
Dritten müsste er ein Stimulusprogramm auflegen, das groß genug ist, um 
den Teufelskreis aus schwacher Nachfrage und schwächelnden Finanzin­
stitutionen zu unterbinden.

Obama hat bis heute von all dem wenig umgesetzt. Zwar ist uns eine 
neue Weltwirtschaftskrise wie in den 1930er Jahren erspart geblieben, aber 
wir laufen Gefahr, in eine anhaltende Stagnation zu geraten. Dies würde 
die Rechte wieder an die Macht bringen und damit die größte Chance 
für das Comeback einer linken demokratischen Politik und eines linken 
Mehrheitsbündnisses seit Roosevelt vereiteln.

Dass Obama keinen wirklichen Bruch vollzogen hat, dafür gibt es 
zwei Gründe. Einer ist sein Naturell: Er ist jemand, der sich immer um 
Konsens bemüht. Das mag in vielen Situationen ein bewundernswerter 
Zug sein, aber es gibt Augenblicke, da muss man auch mal Porzellan zer­
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schlagen. Obamas Verlangen, ein Versöhner, ein Brückenbauer, ein post­
ideologischer Führer zu sein, hätte vielleicht in eine Zeit gepasst, deren 
größte Herausforderungen darin bestehen, Toleranz zu fördern, die Po­
litik im Geiste der Verfassung zu erneuern und eine konstruktive Rolle 
für die USA auf der Weltbühne zu finden. Das waren die Aufgaben, mit 
denen sich der junge John F. Kennedy konfrontiert sah, als er sein Amt 
antrat -  allerdings zu einer Zeit, da die amerikanische Wirtschaft auf 
festen Füßen stand. Mit seiner persönlichen Mischung aus Temperament, 
Überzeugung und Regierungsstil hat Obama das Zeug zu einem großen 
fortschrittlichen Präsidenten, doch die Geschichte hat ihm wohl die Lö­
sung weniger hehrer Aufgaben zugedacht.

Der zweite Hinderungsgrund ist die hegemoniale Macht, welche Wall 
Street heute in den beiden großen Parteien ausübt. Man kann sich schwer 
zwei aufeinander folgende Regierungen vorstellen, die gegensätzlicher wä­
ren als die von Bush und die von Obama -  außer hinsichtlich ihres Um­
gangs mit der Finanzkrise. Die politische Strategie, notleidende Banken zu 
stützen und zu retten, anstatt das Finanzsystem als Ganzes umzubauen, 
war in Bushs letztem und in Obamas erstem Amtsjahr im Wesentlichen 
deckungsgleich. Sogar die Protagonisten waren dieselben -  Paulson, 
Geithner und Bernanke unter Bush, Summers, Geithner und Bernanke 
unter Obama. Während sich Wall Street auf dem Weg der Besserung be­
findet, hinkt Main Street weit hinterher. Diese von Demokraten gestellte 
Regierung wird von der Öffentlichkeit -  höchst zutreffend -  als Werk­
zeug der Großbanken wahrgenommen, und es besteht die große Gefahr, 
in den USA wie in Europa, dass die Stimmung nach rechts umschlägt.

Die bedeutenden US-Präsidenten, die es vollbrachten, die Krise als 
Chance wahrzunehmen, wurden allesamt im Verlauf ihrer Amtszeit pro­
gressiver -  weil sie von gesellschaftlichen Bewegungen angetrieben und 
unterstützt wurden. Das gilt für Lincoln, der angetreten war, die Einheit 
der Nation zu bewahren, nicht aber die Sklaven zu befreien; für Roose- 
velt, dem es anfangs um den Haushalt ging. Und es gilt für den Lyndon B. 
Johnson der Bürgerrechts-Ara vor Beginn des Vietnam-Debakels, der zu 
einem radikalen Verfechter der Gleichberechtigung wurde. Sie alle hätten 
nichts Großes erreicht, hätte es nicht die Bewegung der Abolitionisten 
gegeben, die Lincoln unter Druck setzten, die Arbeiterbewegung, die 
Roosevelt unter Druck setzte, und Martin Luther King und die Bürger­
rechtsbewegung, die Johnson unter Druck setzten.
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Wenn wir uns wünschen, dass Obama den historischen Augenblick und 
sein Moment wahrnimmt und die Verheißung einlöst, die seiner Präsi­
dentschaft innewohnt, dann müssen wir von der demokratischen Linken 
eine soziale Bewegung auf die Beine stellen. Wenn wir das nicht schaffen, 
wird Wall Street zwar blamiert sein, aber nicht entmachtet.

Aus dem Englischen von Andreas Simon dos Santos

Anmerkung

1»Continental Drift«, in: American Prospect, 23. Juni 2008, www.prospect.org/cs/ 
articles?article=continental_drift

http://www.prospect.org/cs/
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Katberine S. Newman 
OBAMA UND DIE KRISE: 

WAS DÜRFEN WIR HOFFEN?

Der Aufstieg populistischer, fremdenfeindlicher und nationalistischer 
Parteien in Europa wird bisweilen mit den Spannungen in Zusammenhang 
gebracht, die die Finanzkrise nach sich gezogen hat. Zu solchen Span­
nungen ist es auch in einigen Regionen der USA gekommen, doch auf 
nationaler Ebene sorgte der heftige wirtschaftliche Einbruch mit der Wahl 
Barack Obamas ironischerweise für einen Sieg der Demokraten. Eine sol­
che Wendung ist nichts Neues. Blickt man auf frühere Wirtschaftskrisen 
in den USA zurück, besonders jene, die die Ungleichheit verschärften, 
findet man ein ähnliches Muster. Franklin D. Roosevelt, der Architekt 
des amerikanischen Wohlfahrtsstaates, kam inmitten der schlimmsten 
wirtschaftlichen Katastrophe, die wir je erlebt haben, an die Macht. Wirt­
schaftskrisen müssen also nicht unweigerlich jene Art von rechtsgerich­
teter Reaktion hervorrufen, über die man sich insbesondere in Europa so 
große Sorgen macht.

Doch die Siege der Progressiven in den Vereinigten Staaten finden auf 
den Trümmerfeldern statt, die vorangehende konservative Regierungen 
hinterlassen haben: wachsende Arbeitslosigkeit, eine zerfallende Infra­
struktur, ein geschwächtes Steueraufkommen und, in manchen Fällen, 
wachsende Kriminalität. Solche Bedingungen stellen eine progressive Re­
gierung, wenn sie schließlich an die Macht kommt, vor enorme Heraus­
forderungen. Obamas Wahl verdankt sich dem Desaster, das die Bush-Re­
gierung angerichtet hat: die größte Einkommensungleichheit seit der Zeit 
vor dem Zweiten Weltkrieg, eine tiefe Rezession, ein katastrophales Ver­
sagen der Banken und der völlige Zusammenbruch des Häusermarktes.

Die Geduld der Öffentlichkeit, die Frage also, wie lange die Wähler 
auf Verbesserungen zu warten bereit sind, ist eine weitgehend unbekannte 
Größe, namentlich in den USA. Zur Zeit Roosevelts war die Krise gravie­
rend genug, um einen durchgreifenden Umbau des Staates und die Ent­
wicklung eines Wohlfahrtsstaates zu ermöglichen, der, so schwach er auch 
bis heute sein mag, den sozialen Schutz verstärkte.
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Der New Deal war nicht unumstritten, er verlief nicht ohne Spal­
tungen und war gewiss nicht perfekt. Afroamerikaner waren von seinen 
Segnungen weitgehend ausgeschlossen. Die mexikanischen Immigranten 
wurden zum Ziel von Argwohn (und Deportation), weil sie in der öffent­
lichen Wahrnehmung zunehmend dem Staat auf der Tasche lagen. Den­
noch, im Vergleich zu den Verhältnissen vor Roosevelt war es ein Tri­
umph, von dem wir immer noch zehren. In Obamas Fall ist ein solcher 
Triumph noch nicht klar erkennbar, und vielleicht ist seine Politik in einer 
Weise ins Wanken geraten, die es schwierig machen wird, sie als einen ver­
gleichbaren Paradigmenwechsel aufzufassen, wie wir ihn aus den 1930er 
Jahren erinnern.

Die gesellschaftliche Solidarität zeigt Risse, die Anlass zur Sorge geben, 
sowohl weil die Spannungen zunehmen, als auch weil jene, die es beson­
ders schwer getroffen hat, womöglich mit langfristigen Konsequenzen zu 
rechnen haben. Deutliche Gräben treten zwischen den Generationen zu­
tage, und hier offenbaren sich auch Parallelen zu Problemen der europä­
ischen Gesellschaften. Wir haben eine wachsende Jugendarbeitslosigkeit; 
der Zugang zum Arbeitsmarkt ist derart versperrt, dass Millionen niedrig 
Qualifizierte praktisch permanente Arbeitslosigkeit zu gewärtigen haben. 
Eine zahlenstarke Generation, die Generation meiner Kinder, die größte, 
die wir bislang hatten, steht heute kurz davor, in den Arbeitsmarkt einzu­
treten. Viele dieser jungen Menschen haben erfolgreich eine Universität 
besucht oder eine andere Ausbildung abgeschlossen, doch der Markt wird 
sie in absehbarer Zeit schlicht nicht aufnehmen können, weil meine Gene­
ration im Beruf bleiben muss, um jene Rücklagen für unsere Alterssiche­
rung wieder zu erwirtschaften, die wir in der Krise verloren haben. Die 
Auswirkungen der wachsenden Jugendarbeitslosigkeit sind besonders be­
sorgniserregend. Wenn diese Wirtschaftskrise weitere drei oder vier Jahre 
anhält, wird eine ganze Kohorte junger Amerikaner Gefahr laufen, in der 
Mehrheit vom Arbeitsmarkt ausgeschlossen zu bleiben.

Blickt man auf die große Weltwirtschaftskrise zurück und fragt sich, 
was insbesondere aus jenen jungen Männern wurde, die Anfang der 
1930er Jahre erwachsen wurden, so stellt man fest, dass die Angst sie den 
Rest ihres Lebens begleitete. Sie holten den Rückstand nie auf, ihr Lohn 
blieb zeitlebens niedriger, ihre Heiratsrate blieb unter dem Durchschnitt. 
Die Erhebungen aus der Rezession der 1980er Jahre deuten auf ähnlich 
langfristige Folgen. Selbst wenn wir uns also von der Krise erholen sollten
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-  und sicherlich wird es uns irgendwann gelingen kommt eine ganze 
Generation mit einer beschädigten Zukunft auf uns zu.

Diese Aussichten werden dadurch noch weiter verdüstert, dass derzeit 
die Systeme für Ausbildung und Entwicklung von Humankapital ero­
dieren. Die Wirtschaftslage der Bundesstaaten hat sich katastrophal ver­
schlechtert, wodurch unsere öffentliche Hochschulbildung an den Rand 
einer Krise gerät. An der University of California, der besten öffentlichen 
Hochschule des Landes, wie manche meinen, haben die Mitglieder des 
Lehrkörpers keine Telefone mehr auf den Schreibtischen. Blickt man auf 
die tiefere Ebene der berufsbildenden Schulen, von denen die Arbeiter­
klasse abhängig ist, sieht man, dass viele junge Menschen abgewiesen wer­
den, weil diese Einrichtungen einen so großen Bewerberüberhang haben. 
Auch hier ist die Haushaltskrise der Bundesstaaten der Grund für die 
Kürzung der Schulbudgets, die es den Colleges unmöglich macht, ihre 
Aufgabe zu erfüllen.

Wir haben in den USA den Verlust von acht Millionen Arbeitsplätzen 
erlebt und eine Arbeitslosenquote von fast zehn Prozent. Und das ist erst 
der Anfang des Abstiegs, denn massive Entlassungen im öffentlichen Sek­
tor stehen noch an. Letztes Jahr half das Konjunkturprogramm (die Sti­
mulus Bill}, diese Entlassungen einige Zeit aufzuschieben, aber nun ist es 
ausgelaufen, und ohne eine zweite Finanzspritze werden wir die Einstel­
lung vieler staatlicher Leistungen sehen, steigende Gebühren (die nichts 
anderes als versteckte Besteuerung sind) und eine Verschlechterung der 
öffentlichen Leistungen, besonders im Bildungssektor.

Die Abwärtsbewegungen des Aktienmarkts haben den Wohlstand 
zunichte gemacht, auf den Millionen für ihr Alter gebaut haben. Diese 
Verluste erhöhen den Druck auf ältere Menschen, im Arbeitsmarkt zu 
bleiben, was bedeutet, dass sich die Chancen junger Leute auf einen Job 
entsprechend vermindern. Stärker aus gebaute Wohlfahrtsstaaten ermög­
lichen es heute älteren Arbeitnehmern, immer früher in den Ruhestand 
zu gehen. Aber in den USA sehen wird eine zunehmende Zahl von Ar­
beitnehmern über 70, die auf den Arbeitsmarkt zurückströmen, weil ihre 
Rücklagen geschwunden sind.

Die massive Erosion des Wohlstands durch Zwangsversteigerungen 
auf dem Immobilienmarkt ist dramatisch -  14 Billionen Dollar, die in ei­
ner Spanne von nur etwa 18 Monaten vernichtet wurden. Dies hat in den 
USA verheerende Auswirkungen aufgrund der besonderen Rolle, die pri­
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vatem Immobilienbesitz in einem schwachen Wohlfahrtsstaat zukommt. 
Die eigenen vier Wände stellen unsere private Rücklage dar. Bietet der 
Staat keine kostenlose weiterführende Bildung an, nehmen Eltern einen 
Kredit auf ihr Haus auf, um ihren Kindern Ausbildung oder Studium zu 
ermöglichen. Stellen Staat oder private Versicherer kein robustes System 
der Altersvorsorge bereit, beleihen ältere Amerikaner ihr Haus oder ver­
kaufen es, um ihren Ruhestand zu finanzieren. Wer nicht öffentlich oder 
privat krankenversichert ist, nimmt eine Hypothek auf, um davon die 
Gesundheitsvorsorge im Alter zu bezahlen. Die Implosion des Immobi­
lienmarktes schwächt das amerikanische Volk also ganz besonders. Es ist 
beispiellos, dass sich eine Rezession in dieser Weise entwickelt. Sie hat 
nicht nur jene getroffen, die ihr Haus verloren haben, vielmehr drückt die 
Krise die Immobilienpreise insgesamt nach unten. Es hat also einen en­
ormen Wohlstandsverlust selbst bei jenen gegeben, die sich in ihrem Haus 
einigermaßen sicher fühlen können.

Gleichzeitig -  und hier kommt das Klassenelement ins Spiel -  ist das 
Spektakel von Bonuszahlungen an Banker, die erst ihre Geldhäuser ins 
Verderben führten und dann von uns erwarteten, dass wir ihnen aus der 
Klemme helfen, ein Beispiel ebenjener Art von Klassengegensatz, den es, 
theoretisch, in den Vereinigten Staaten gar nicht gibt. Wir verwenden im 
öffentlichen Diskurs nicht einmal den Begriff »Klasse«. Dennoch haben 
wir sehr deutlich vor Augen geführt bekommen, dass die Besitzenden 
obenauf bleiben, während die Habenichtse spurlos untergehen. Die kon­
zertierten Anstrengungen von Versicherungsunternehmen und Gesund­
heitsindustrie, Reformen zur Ausdehnung von Gesundheitsleistungen auf 
die Nichtversicherten zu blockieren, liefern weiteres Anschauungsmate­
rial für die Arroganz der Besitzenden. In diesem Fall haben gemäßigte 
Demokraten obsiegt, aber es bleibt abzuwarten, wie lange die Gegner der 
Reform noch versuchen werden, sie vor den Gerichten zum Scheitern zu 
bringen.

Die Erosion der sozialen Solidarität -  zwischen Generationen, Klas­
sen und Ethnien -  ist ein gravierendes Problem, das uns noch auf Ge­
nerationen hin begleiten wird. Die tiefen Gräben zwischen der weißen 
Mehrheit und ethnischen Minderheiten in den Vereinigten Staaten stellen 
uns vor ähnliche Probleme, wie sie Europa im Hinblick auf die Immi­
granten hat. Eine große Zahl von Angehörigen der Minderheiten in den 
USA hat den Aufstieg in die Mittelschicht geschafft -  eine Entwicklung,
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die nun bedroht ist. Die zuletzt Angekommenen sind die Ersten, die 
untergehen. Und das gilt nicht nur im Hinblick auf ihre Arbeitsplätze, 
sondern auch auf ihre Immobilien, ist doch diese Gruppe von der Krise 
des Häusermarktes stärker betroffen als der Rest der Mittelschicht. Die 
Wohlstandslücke hat also die neuen Mitglieder der Mittelschicht stärker 
in Mitleidenschaft gezogen als alle anderen.

Wir haben uns in den letzten Jahren einige Probleme vom Hals ge­
schafft, indem wir einen unverhältnismäßig großen Teil unserer Bevöl­
kerung ins Gefängnis gesteckt haben. Die Vereinigten Staaten sind in die­
ser Hinsicht tatsächlich einzigartig: Wir haben Millionen von Menschen 
hinter Schloss und Riegel gebracht, besonders männliche Angehörige der 
Minderheiten. Die gute Nachricht ist, dass wir es uns nicht mehr leisten 
können, sie weiter einzusperren. So hat der Staat Kalifornien Tausende 
von Gefangenen freigelassen, deren weitere Inhaftierung nicht mehr fi­
nanzierbar ist -  entlassen in eine Wirtschaft, in der sie so gut wie keine 
Aussicht auf Beschäftigung haben.

Die Vereinigten Staaten bieten also ein ziemlich düsteres Bild. Was hält 
die Zukunft bereit? Besorgt macht mich, dass es wohl kein Wiedererwa­
chen der demokratischen Linken geben wird. Es ist nicht im Geringsten 
klar, wohin sie in den USA steuert. Wir alle haben große Hoffnungen auf 
Präsident Obama gesetzt. Sie wurden nicht ganz erfüllt, und ich überlasse 
es meinem Kollegen Bob Kuttner zu erklären, warum. Es ist nicht klar, 
ob wir uns an einer progressiven Vision orientieren sollen, wie sie den 
New Deal beseelte. Es ist ebenso unklar, woher die Wachstumsimpulse 
kommen sollen, die unser kapitalistisches System wieder ankurbeln. Wir 
sind bei den Chinesen über die Maßen hoch verschuldet, was eine poli­
tische Abhängigkeit schafft, mit der wir es noch nie zu tun hatten und 
die destabilisierend wirken könnte. Eines scheint hingegen recht klar: Wir 
haben keine weiteren Puffer, die uns wirtschaftlich abfedern könnten, und 
dies wird, wie ich glaube, auf unserem weiteren Weg zu einer enormen 
Belastung werden. Jahrzehntelang haben wir das Problem sinkender 
Löhne gelöst, indem wir immer weitere Haushaltsmitglieder auf den Ar­
beitsmarkt geschickt haben. Sinkende Löhne bei Männern wurden von 
einer stärkeren Beteiligung der Frauen am Arbeitsmarkt aufgefangen. Die 
große Mehrheit der Frauen mit Kindern unter einem Jahr ist in den USA 
arbeitstätig, und Frauen können sich erfolgreicher auf dem Arbeitsmarkt 
halten als Männer, weil sie in Niedriglohnindustrien arbeiten. Die Löhne
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der Männer haben während der mancession -  der »Männerrezession«, als 
mehr Männer arbeitslos wurden als Frauen -  arg gelitten, während die 
Löhne der Frauen weniger steil gefallen sind. Dennoch gehen Haushalte 
unter, weil sie all ihre verfügbare Arbeitskraft schon bereitgestellt haben. 
Hinzu kommt das Problem der Konsumentenverschuldung, das sich bald 
zu einer Kreditkartenkrise auswachsen könnte. So wird die schon lange 
währende Abwärtstendenz der Löhne von akuten Krisen beschleunigt, 
ohne dass uns noch Mittel zu Gebote stünden, die Folgen abzufedern.

Auf alle Fälle sollten wir die Lektion von 1937 im Gedächtnis behal­
ten. Die frühen Roosevelt-Jahre kamen einem Wunder gleich, wenn man 
bedenkt, wie sich dank öffentlicher Beschäftigungsprogramme und der 
kräftigen Stimuli des frühen New Deal die Arbeitslosigkeit fast halbierte. 
Doch 1937 erkannte Roosevelt, dass die Senkung der Arbeitslosenzahl, 
die er dadurch zustande brachte, Geld kostete. Er fuhr die Staatsausgaben 
herunter, und die Arbeitslosenzahlen schossen noch im selben Jahr wieder 
steil in die Höhe. Dies ist genau das Dilemma, vor dem wir in den USA 
gerade stehen. Wenn wir den politischen Willen aufrecht erhalten können 
und ein zweites Konjunkturprogramm auflegen, erleben wir vielleicht eine 
Erholung des Systems. Falls nicht, werden wir ein Wiedersehen mit 1937 
haben, nur dieses Mal beginnen wir bereits bei zehn Prozent Arbeitslosig­
keit. Deshalb habe ich eingangs davon gesprochen, dass die einzige Quelle 
der Hoffnung, aus der wir schöpfen können, in dem Umstand liegt, dass 
uns die Krise zur Abwechslung tatsächlich eine progressive Regierung ge­
bracht hat. Doch wird sie ihre Versprechen halten können?

Aus dem Englischen von Andreas Simon dos Santos
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Jan-Werner Müller 
DER LIBERALE UTOPIST: 

FRIEDRICH VON HAYEK REVISITED

Was uns heute mangelt, ist eine liberale Utopie1.

Eine wirksame Verteidigung der Freiheit muss (...) 
unbeugsam, dogmatisch und doktrinär sein (...)2

Wesentlich ist das erfolgreiche Streben nach dem in 
jedem Augenblick erreichbar Scheinenden. (...) Der 
Genuss des persönlichen Erfolgs wird einer großen 
Anzahl von Menschen nur in einer Gesellschaft 
zuteil, die als Ganzes ziemlich rasch voranschreitet? 

Friedrich von Hayek

Margaret Thatcher, so wird überliefert, habe einmal eine besonders 
schwammige Rede eines konservativen Politikers unterbrochen; sie habe 
rasch ein Buch aus ihrer (seinerzeit berühmten) Handtasche gezogen und 
auf den Tisch geknallt: »Dies ist es, woran wir glauben!« wies sie ihre Par­
teikollegen zurecht. Bei dem Buch handelte es sich angeblich um Fried­
rich von Hayeks »Verfassung der Freiheit«.

Niemand -  außer vielleicht Milton Friedman -  ist als eine Art Spi­
ritus rector oder graue Eminenz des »Neoliberalismus« so heroisiert 
oder dämonisiert worden wie Hayek. Hayek selber hat viel zu diesem 
Bild beigetragen: Er machte nie ein Geheimnis daraus, dass er sich in der 
Rolle eines international und langfristig agierenden Idccnstratcgcn sah. 
1947 hatte er die Mont-Pelerin-Society gegründet, mit dem bewussten 
Ziel, »klassische liberale Ideen« wieder zum Leben zu erwecken und un­
ter Intellektuellen im 20. Jahrhundert -  das scheinbar unabwendbar das 
»Jahrhundert des Sozialismus« werden sollte -  erneut hoffähig zu ma­
chen. Hayek sprach auch ganz unverblümt von der entscheidenden Rolle, 
die »second-hand dealers in ideas« -  also Zweitverwertern und gänzlich
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unoriginellen Multiplikatoren von Ideen -  zukäme, um liberales Gedan­
kengut zu verbreiten; er war unermüdlich an der Gründung von »Denk­
fabriken« und Instituten beteiligt (beispielsweise des Institute of Econo­
mic Affairs in Großbritannien, das viel wirtschaftspolitische Munition für 
den Thatcherismus lieferte).4 Es ist denn zwar pikant, aber vielleicht auch 
nachvollziehbar, dass Friedman seinen Mitstreiter Hayek einmal als einen 
brillanten politischen Schriftsteller und Polemiker pries, über seine wirt­
schaftswissenschaftlichen Leistungen aber eher wenig Positives zu sagen 
fand.5

Diese Einschätzung ist nicht zuletzt deshalb interessant, weil Hayek 
sich durchaus nicht nur als Ökonom verstand, sondern als Sozialphilo­
soph, der in einer ganzen Reihe von wissenschaftlichen Disziplinen -  von 
der Psychologie über die Biologie bis zu den Rechtswissenschaften -  zu 
Hause war. Zudem war es letztlich auch Hayeks politisches Denken, 
welches für die britischen Tories unter Frau Thatcher besonders wich­
tig werden sollte: Ein starker, über der Gesellschaft stehender Rechtsstaat 
und eine freie Wirtschaft -  vor allem diesem Ideal verpflichteten sich die 
Konservativen (wobei Hayek selber immer wieder betonte, er verstehe 
sich nicht als Konservativer, sondern als »klassischer Liberaler«).

Hier soll noch einmal gefragt werden: Auf welchen Denk- und Lebens­
wegen gelangte Hayek eigentlich zu diesem Ideal? Und -  die Frage lässt 
sich kaum vermeiden -  ist die Finanzkrise auch auf seine Theorien zu­
rückzuführen? Wie stellen sich Hayeks Ideen aus -  wenn der Ausdruck 
gestattet ist -  post-neoliberaler Perspektive dar?

Hayeks Denkwege

Hayek wurde 1899 geboren, er stammte aus altösterreichischem Ver­
dienstadel: Sein Vater war Beamter im österreichischen Gesundheitswe­
sen, tat sich aber auch mit Studien in der Biologie hervor; seine Mutter 
zählte Wittgenstein zu ihren entfernten Verwandten.6 Hayek erlebte so 
noch die letzten Jahre der Blütezeit der Wiener Moderne (man hat auch 
vom »hothouse of modernity« gesprochen); sein Freund Joseph Herbert 
Fürth berichtete einmal, es habe keine Sphäre des Lebens gegeben, »in der 
wir nicht von Genies umgeben waren« (um dann allerdings hinzuzufügen: 
»Das hat uns vielleicht ein bisserl verdorben.«).7 Nach seinem Einsatz an 
der italienischen Front im Ersten Weltkrieg studierte »Fritz« Rechts- und
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Wirtschaftswissenschaften, interessierte sich aber auch für Psychologie 
und eine ganze Reihe weiterer Fächer -  nichts Ungewöhnliches in einem 
goldenen Zeitalter akademischer Freiheit.

Hayek war vor allem stark von der österreichischen Schule der Na­
tionalökonomie angezogen -  die jedoch an den offiziellen Lehrstühlen 
gegen Ende des Krieges so gut wie nicht mehr vertreten war. Er geriet 
unter den Einfluss des Privatdozenten Ludwig von Mises, der in seinem 
»Privatseminar« die Tradition der österreichischen Schule weiterführte. 
Vor allem Mises’ Buch »Die Gemeinwirtschaft« lehrte Hayek, dass eine 
funktionierende sozialistische Ökonomie ein Ding der Unmöglichkeit 
sei. 1921 nahm Hayek eine von Mises vermittelte Stelle am Abrechnungs­
amt an. Die Legende will es, dass Hayek 1923 dann mit genau 25 Dollar 
nach New York reiste und kurz davor stand, den sprichwörtlichen Teller­
wäscherjob anzunehmen (irgendwo auf der 6th Avenue), bevor er doch 
noch eine Position als Forschungsassistent ergatterte (und später auch an 
der New York University arbeiten konnte). Einen bleibenden Eindruck 
hinterließ bei dem jungen Österreicher vor allem, wie die amerikanische 
Regierung mit der Wirtschaftskrise Anfang der zwanziger Jahre fertig ge­
worden war: Die Zinsen wurden erhöht und die Arbeitslosigkeit schnellte 
in die Höhe -  doch dann sank die Inflation rasch, das Wirtschaftsklima 
hellte sich auf. Mit anderen Worten: man war ganz anders vorgegangen, 
als es John Maynard Keynes später empfehlen sollte.

Nach seiner Rückkehr nach Wien geriet Hayek noch stärker unter den 
Einfluss Ludwig von Mises’ und dessen Wirtschaftstheorie. Mises hatte ein 
ausgeprägtes ideenpolitisches Bewusstsein. Schon Anfang der zwanziger 
Jahre behauptete er, dass nur Ideen andere Ideen besiegen könnten -  und 
dass es somit attraktiver Konzeptionen von Kapitalismus und Liberalis­
mus bedürfe, um dem scheinbar unaufhaltsam im Aufstieg begriffenen 
Sozialismus Einhalt zu gebieten. Diese Umkehrung marxistischer Leh­
ren -  eine Lehre vom Primat des Überbaus und der Ideen -  machte sich 
auch Hayek zu eigen.

Vor allem hatte Hayek selber auch eine Idee: Er entwickelte die These, 
dass Preise primär als Träger von Informationen fungierten -  Informa­
tionen, welche über die ganze Gesellschaft verteilt seien und welche sich 
keine zentrale Planungsinstanz jemals beschaffen könne. Der Markt sei 
also vor allem ein Mechanismus, dezentrale Informationen zu transpor­
tieren und zu koordinieren, sowie in der Gesellschaft vorhandenes Wis­
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sen -  und nicht zuletzt die Werturteile von Individuen über Güter, aber 
auch ganze Lebenskonzeptionen. Preise und Profite dienten -  als »Su­
chinstrumente« par excellence -  dazu, Menschen mitzuteilen, wie (und 
für wie viel) sie Unbekannten dienen können. Insofern war in Hayeks 
Augen der Markt auch die einzig mögliche Form, Altruismus über den 
Bereich persönlicher Bekanntschaft hinaus auszudehnen. Diese Rechtfer­
tigung des Preismechanismus war Hayeks grundlegende Idee (seine große 
»Entdeckung«, wie er selber sagte). Er entwickelte diese These zuerst in 
den dreißiger Jahren; sie sollte seine lebenslange Gegnerschaft zum Staats­
sozialismus fundieren.

1931 wurde Hayek an die London School of Economics (LSE) be­
rufen -  als erster Nicht-Brite überhaupt. Er ging völlig freiwillig nach 
England; anders als bei anderen Liberalen wie Karl Popper und Isaiah 
Berlin findet sich in Hayeks Biographie kein Urerlebnis politischer Ge­
walt und keine politische Exilerfahrung.8 1938 wurde Hayek britischer 
Staatsbürger.

Schon bald machte sich Hayek einen Namen als prominenter Gegner 
von John Maynard Keynes. In den Augen der Zeitgenossen ging Keynes 
jedoch als eindeutiger Sieger aus den wirtschaftswissenschaftlichen Du­
ellen der beiden hervor. Hayek galt bald als Außenseiter, weil er auch an­
gesichts der Großen Depression immer noch einer Art Laissez-faire-Li­
beralismus das Wort zu reden schien. Dem guten persönlichen Verhältnis 
der beiden gentlemen economists tat dies im Übrigen keinen Abbruch: 
Keynes sorgte dafür, dass Hayek ordentlich untergebracht wurde, als die 
LSE während des Krieges nach Cambridge evakuiert wurde; beide Männer 
taten gar gemeinsam »Feuerwache« (fire watch) auf dem Dach der King’s 
College Chapel, als die deutschen Bomber über Südengland flogen.

Dafür landete Hayek Mitte der vierziger Jahre in den USA einen po­
litischen Bestseller. The Road to Serfdom (deutsch Der Weg zur Knecht­
schaft) wurde teilweise im Reader’s Digest abgedruckt, sogar als Hörspiel 
produziert und besonders von amerikanischen Unternehmern enthusias­
tisch gefeiert.9 Hayek ging auf ausgedehnte Vortragsreisen in den USA, 
obwohl sein Buch vor allem gegen die Pläne der britischen Labour-Par- 
tei gerichtet war. Er warnte, dass jegliche zentralisierte Planung auf die 
eine oder andere Weise im Totalitarismus enden müsse -  und dass es eine 
tragische Ironie der Geschichte wäre, wenn gerade sein geliebtes Groß­
britannien, das jüngst so viele Opfer im Kampf gegen den Nationalso­
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zialismus erbracht habe, nun durch die Hintertür seine eigene Form von 
»nationalem Sozialismus« einführte.

Insbesondere argumentierte Hayek, dass in einer Gesellschaft von In­
dividuen mit vielen verschiedenen Wertvorstellungen ein Plan -  der auch 
immer Prioritäten von Werten und Zielen setzen müsse -  sich nur dann 
verwirklichen ließe, wenn man den Menschen ein Wertesystem von oben 
aufzwinge. Der Staat werde notwendigerweise zu einer illiberalen »mora­
lischen Anstalt«, der für alle Bürger einen einzigen Wertekodex verbind­
lich machen müsse: Abweichungen müssten bestraft werden, wodurch es 
dann zu einer Art Kettenreaktion von mehr und mehr staatlichen Ein­
griffen komme. Deshalb führe jeder Plan zu einer Art autoritären Spi­
rale von immer weiter reichenden Restriktionen und Interventionen in 
die Entscheidungen -  nicht zuletzt auch die Wertentscheidungen -  des 
Einzelnen. Und all die wohlwollenden linksliberalen Politiker und In­
tellektuellen, welche Hayek als »die Totalitären unter uns« zu entlarven 
suchte, begriffen diesen notwendigen Zusammenhang zwischen Planung 
und Freiheitsbeschneidung schlichtweg nicht.

Im Wahlkampf 1945 schien Churchill einige dieser Ideen aufgegriffen 
zu haben -  prompt wurde er in der Presse angegriffen, »second-hand 
ideas from an Austrian professor« zu vertreten.10 Churchill verlor die 
Wahlen; Labour ging daran, seine Version des Wohlfahrtsstaates zu er­
richten, mit einheitlicher Sozialversicherung, einem nationalen Gesund­
heitssystem und einer Reihe von Verstaatlichungen (allerdings nur sehr 
wenig »zentraler Planung«). Hayek, scheinbar ganz der einsame Mahner 
in der Wüste, suchte den Kontakt mit Gleichgesinnten und gründete, wie 
bereits erwähnt, im April 1947 die Mont-Pelerin-Gesellschaft. In ihr ver­
sammelten sich Liberale, die keinerlei Reue ob des Scheiterns des Laissez- 
Fkzre-Liberalismus zeigten; herausragender Vertreter dieser unrepentant 
liberals war Mises, der im Gegensatz zu den Neoliberalen im strikten hi­
storischen Sinne absolut keinen Grund sah, Wirtschaftsliberalismus über­
haupt neu zu fassen. Aber es fanden sich auch Mitglieder der Freiburger 
Schule um Walter Eucken sowie Vertreter eines dezidiert »soziologischen 
Neoliberalismus« wie Alexander Rüstow, die nicht nur eine starke Ord­
nungspolitik als Rahmen für das Wirtschaftsleben forderten, sondern 
auch eine neue »Gesellschaftspolitik« zur Stärkung der individuellen und 
gesamtgesellschaftlichen Moral.11 Karl Popper war bei der Gründung da­
bei, ebenso wie eine Reihe von Ökonomen, die später in der sehr staats­
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feindlichen »Chicagoer Schule« eine führende Rolle spielen sollten. Eine 
einheitliche Doktrin gab es anfangs nicht; man konnte sich noch nicht 
einmal auf einen philosophisch gehaltvollen Namen einigen, weswegen 
dann die Ortsbezeichnung als eine Verlegenheitslösung gewählt wurde.12 
Nichtsdestoweniger suggerierte Hayeks eigene Rhetorik, dass es sich hier 
um eine Art Stoßtrupp im ideenpolitischen Kampf gegen Sozialismus und 
Sozialdemokratie handelte: »Wir müssen«, behauptet er einmal, »eine Ar­
mee von Freiheitskämpfern ausheben und ausbilden.«

1960 publizierte Hayek sein opus magnum in der politischen Theorie, 
The Constitution o f Liberty (deutsch Die Verfassung der Freiheit) 
(welches, sehr zu Hayeks Enttäuschung, jedoch nicht an den populären 
Erfolg vom Weg zur Knechtschaft anschließen konnte). Hayek kritisier­
te hier vor allem eine Entwicklung, die schon in den ersten Jahrzehnten 
des 20. Jahrhunderts von Liberalen und Konservativen mit großer Sorge 
verfolgt worden war: Die Delegierung weitgehender legislativer Kom­
petenzen an die Verwaltung und damit die Aushöhlung rechtsstaatlicher 
Ideale.13 An die Stelle von allgemeingültigem Recht, so nun auch Hayek, 
seien situations- und gruppenspezifische Maßnahmen getreten, in der 
»Schacherdemokratie« setzten sich die stärksten Interessengruppen (vor 
allem, laut Hayek, die Gewerkschaften) durch, um Gesetze und Maßnah­
men zu ihrem Vorteil zu erwirken.

Hayek bestand insbesondere auf einem Punkt: Die Quelle öffentlicher 
Gewalt sei letztlich weniger wichtig als die Beschränkung öffentlicher 
Gewalt. Es gelte, die wahre Bedeutung des Rechtsstaates wiederzugewin­
nen und dadurch die Freiheit der Gesellschaft zu maximieren, anstatt im 
Namen von Demokratie und dem seiner Ansicht nach sinnlosen Begriff 
der »sozialen Gerechtigkeit« de facto der Herrschaft des stärksten Inte­
ressenverbandes Vorschub zu leisten.

In den folgenden Jahren ging Hayek mit seinen verfassungspolitischen 
Vorschlägen noch über diese Vision hinaus. Er machte sich zum Fürspre­
cher einer neuen Form von Gewaltenteilung: Eine zweite Kammer sollte 
dafür sorgen, dass nur wirklich allgemeine (und gerechte) Gesetze verab­
schiedet würden (während die erste Kammer als eigentliches Regierungs­
organ oder »Governmental Assembly« zu fungieren hätte); die Exekutive 
sollte so klar von der Legislative getrennt und die Teilung der Gewalten 
(vor allem auch die Separierung der beiden Kammern) von einem Verfas­
sungsgericht gehütet werden.14
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Hayek untermauerte diese politische Architektur auch mit einer ganzen 
Reihe sozialphilosophischer Thesen: Der Staat, so Hayek, habe Raum 
zu gewähren für die Bildung »spontaner Ordnungen«. Von Michael 
Oakeshott entlehnte er die Unterscheidung zwischen »Nomokratie« 
und »Telokratie« -  einer an allgemeinen Gesetzen orientierten Herr­
schaft auf der einen Seite und einer, welche (vermeintlich) gesamtgesell­
schaftliche Ziele verfolgt, auf der anderen. Allein eine Nomokratie war 
in Hayeks Augen legitim, und die Einsicht, dass es möglich ist, auf der 
Grundlage abstrakter Handlungsregeln friedlich zusammenzuleben, ohne 
gemeinsame konkrete Ziele formulieren zu müssen, war für Hayek eine 
der wichtigsten Entdeckungen -  wenn nicht gar die wichtigste -  der 
Menschheit.15

Es ist schon oft hervorgehoben worden, dass zwei ganz unterschied­
liche Denkstile in Hayeks Theorien eine nicht immer ganz glatte Synthese 
eingehen: Zum einen eine »konservative« Richtung; hier werden evolu­
tionäre Errungenschaften betont, Ordnung entsteht aus dem Zusam­
menspiel von vielen Einzelwillen und ist an sich nicht planbar -  sie ist 
Ergebnis menschlichen Handelns, aber nicht menschlichen Entwurfs. In 
Gebräuchen und Traditionen sind die Resultate von vielen sozialen und 
individuellen Experimenten, von langen Perioden von Versuch und Irr­
tum, oder kurz: eine Art kollektive Weisheit, gespeichert. Dies sind Deu­
tungsmuster, wie sie schon bei den schottischen Aufklärern oder bei Ed­
mund Burke zu finden sind -  wobei es sicherlich noch einiger weiterer 
gedanklicher Schritte bedarf, um diese Ideen als eindeutig »konservativ« 
einzuordnen.

Auf der anderen Seite stehen Hayeks klar umrissene Vorstellungen zu 
einem freiheits- und vor allem fortschrittsmaximierenden Institutionen­
gefüge: Diese Institutionen sollen offenbar einen verlässlichen Rahmen 
abgeben für die Entfaltung spontaner Ordnungen. Hier liegt aber der 
Vorwurf nabe, es handele sieb doch genau um jene Art institutioneile 
Blaupause, die Hayek bei den Sozialisten aller Couleur immer kritisiert 
hatte. Waren Hayeks verfassungspolitische Entwürfe nicht gerade ein Pa­
radebeispiel für den »rationalistischen Konstruktivismus«, den Hayeks 
evolutionstheoretische Abhandlungen widerlegen sollten?

Eine Antwort auf diese Fragen bietet sich sofort an: Die von Hayek 
avisierten Institutionen waren gar keine Neuerungen, sondern hatten sich 
in einem Land wie Großbritannien mit seiner »Tradition der Freiheit«
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schon seit Jahrhunderten bewährt.16 Nicht umsonst nannte Hayek sich ei­
nen »Old Whig«, einen Freiheitsverfechter im Sinne Edmund Burkes, der 
auf das Gewachsene in der Geschichte vertraut und die kollektive Weis­
heit eines Volkes (und vor allem einer politischen Elite) nicht arrogant in 
den Wind schlägt. Eine solche Antwort wirft jedoch die weitere Frage 
auf, ob der »Old Whig« sich nicht einfach besser als Konservativer verste­
hen lässt. Mit anderen Worten: War Hayek überhaupt ein Liberaler? Oder 
sollte er als ein Liberaler ganz besonderer Art verstanden werden?

Wes liberalen Geistes Kind?

Mancher Liberale hatte bei Hayek schon immer das Gefühl, an seinem Li­
beralismus stimme irgendetwas nicht. Für die einen hatte er schlicht eine 
dem liberalen politischen Denken inhärente Entwicklung um Jahrzehnte 
zurückgedreht: Er sei hinter den Sozialliberalismus in Deutschland und 
sein Pendant in Großbritannien, den »New Liberalism«, zurückgegangen, 
obwohl -  so diese Kritiker -  beide Tendenzen die Prinzipien eines John 
Stuart Mill oder eines Wilhelm von Humboldt logisch und legitim weiter­
entwickelt hätten.17 Auch individuelle Freiheit, so der zentrale Gedanke 
hier, brauche gewisse soziale Grundlagen, um die sich der Staat kümmern 
könne, ohne gleich hochkontroverse Urteile über individuelle Lebensplä­
ne fällen oder ständig in die Lebensgestaltung der Bürger eingreifen zu 
müssen.

Für andere -  dies ist oben schon angedeutet worden -  passen die kon­
servativen und die liberal-rationalistischen Elemente in Hayeks Schriften 
einfach nicht recht zusammen: »planning for freedom« war in ihren Au­
gen ein Widerspruch in sich und verriet, dass Hayek, bei aller oberfläch­
lichen Liberalität, eben doch dem mitteleuropäischen Rationalismus ver­
fallen war (so vor allem ein Vorwurf des britischen Konservativen Michael 
Oakeshott).18 Schließlich findet sich noch der Einwand, Hayek sei für einen 
Liberalen schlicht zu intellektuell und politisch intolerant gewesen. Gerade 
das Kämpferische an Hayek, das Einstehen für die eigenen Positionen, weil 
sie wirklich richtig sind (im Gegensatz zum zivilisierten Liberalen beispiels­
weise bei Joseph Schumpeter, der um die Relativität seiner Überzeugungen 
weiß) -  gerade diese Freiheit von Selbstzweifeln und Kompromissbereit­
schaft haben bei manchen Beobachtern den Eindruck verstärkt, zumindest 
Hayeks intellektueller Habitus sei dezidiert illiberal.
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Dennoch lässt sich meiner Ansicht nach nicht bestreiten, dass Hayek 
in die europäische Tradition liberalen Denkens gehört -  wenn es auch 
in wichtigen Aspekten vor allem von den von Hayek so bewunderten 
britischen Liberalen des 19. Jahrhunderts abweicht. Die Legitimität und 
Logik der Entwicklung von Mill und Humboldt hin zum »New Libera- 
lism« in Großbritannien und Sozialliberalismus in Deutschland bestritt 
Hayek selbst vehement -  sie war für ihn nichts als eine Korrumpierung 
genuin liberalen Denkens.19 Insofern mag man Hayek eine Verengung 
liberalen Denkens vorwerfen ebenso wie einen soziologischen blinden 
Fleck -  aber ganz aus der Tradition lässt er sich nicht verbannen, nur 
weil er Liberaler und in keiner Weise Sozialliberaler sein wollte.

Vor allem trennt Hayek aber auch vieles, letztlich Entscheidendes von 
Liberalen des 20. Jahrhunderts, die sich nicht primär als Sozialliberale ver­
standen (man denke an Isaiah Berlin, Raymond Aron oder Karl Popper): 
Hayeks Gegnerschaft zu Planung (und autoritären Staatsvorstellungen im 
Allgemeinen) gründete nicht so sehr in der Überzeugung, der Einzelne 
bräuchte Freiheit, um sich frei für Vorstellungen des guten Lebens ent­
scheiden und auch mit verschiedenen Werten experimentieren zu können. 
Vielfalt war für Hayek kein Wert an sich; ihm fehlte schlicht der ästhetische 
Sinn hierfür, den man beispielsweise bei Berlin ausgebildet findet. Hayeks 
Rechtfertigung für Freiheit war vielmehr, dass sie dem Fortschritt -  vor 
allem dem materiellen und zivilisatorischen Fortschritt -  der Gesellschaft 
als Ganzer diene. Er vertrat somit eine Art »Makroutilitarismus«; bei ihm 
unternahmen nicht so sehr die Individuen »experiments in living« (um 
John Stuart Mills berühmte Formulierung aufzugreifen), sondern Gesell­
schaften als Ganze.20 Kurz: Es ging Hayek weniger um Freiheit als um Er­
folg (in einem kollektiven, materiellen und zivilisatorischen Sinne -  was 
immer letzteres genau heißen mochte) -  auch wenn dieser Erfolg (und 
Fortschritt ganz allgemein) nicht geplant werden konnte.

Somit war Hayeks Freiheitsverständnis sehr viel instrumenteller als das 
anderer Liberaler im 20. Jahrhundert.21 Sicherlich hingen auch Denker wie 
Popper und Aron keinem liberal-romantischen Geniekult an, wie er bei 
Mill und Humboldt zu finden war. Aber anders als Hayek reduzierten sie 
politische Theorie und Psychologie nicht auf materielle Interessen; statt- 
dessen zogen sie aus ihren historischen Studien -  und vor allem aus ihrer 
direkten Erfahrung des 20. Jahrhunderts -  gerade die Lehre, dass Men­
schen sehr häufig ihre Passionen über ihre Interessen stellen, dass marti­
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alische Vorstellungen des guten Lebens (wie im Faschismus) offenbar für 
viele Menschen auch attraktiv sein können, und dass Erfahrungen von 
Erniedrigung und verletztem Stolz pathologisches politisches Handeln 
besser erklären als materielle oder mehr oder weniger rationale Faktoren.

Hayek hatte kein derartiges moralpsychologisches Gespür, Empa­
thie war nicht seine Stärke. Es ehrt ihn, zeigt aber auch die Grenzen sei­
ner moralisch-psychologischen Vorstellungswelt, dass er auch in seinen 
schärfsten polemischen Schriften stets davon ausging, seine Gegner hin­
gen schlichtweg einem intellektuellen Irrtum an.22 Wäre dieser erst einmal 
ausgeräumt, würden Liberale, Sozialisten und andere die gleichen poli­
tischen Ziele verfolgen, da ja eigentlich alle immer das gleiche wollten. 
Weder Berlin noch Aron teilten diese Auffassung (Popper vielleicht schon 
eher). Es kann denn auch nicht verwundern, dass beispielsweise Aron 
die Verfassung der Freiheit zwar mit Lob versah, aber eine historische 
Dimension bei Hayeks Überlegungen vermisste -  nur um gleichzeitig 
festzustellen, dass es sich bei Hayeks These, jedwede Staatsintervention 
müsse zwangsläufig in den Totalitarismus führen, um eine verkappte Ge­
schichtsphilosophie (und eine Anmaßung von Wissen) handele (Hayek 
wiederum hielt Aron für nicht viel mehr als einen guten Journalisten).23 
In der Tat blieb Hayek Beweise schuldig, warum Interventionen immer 
gleich eine unaufhaltsame Kettenreaktion von autoritären Maßnahmen 
auslösen würden. Keynes hatte bereits kritisiert, dass Hayek keine klaren 
Aussagen darüber mache, wann Staatstätigkeit in illegitimen Interventio­
nismus umkippe (denn ein gewisses Maß an staatlichem Handeln bei hu­
manitären Notfällen hatte Hayek akzeptiert);24 auch Popper wies höflich 
auf dieses Problem hin und wurde dafür von Hayek bezichtigt, eine Art 
gefährlichen Restsozialismus in seinem ideologischen Gepäck mit sich he­
rumzuschleppen.25

Die Tatsache, dass Hayek eine »liberale Utopie« forderte, macht ihn 
noch nicht zum Utopisten im schlechten Sinne. Es war nicht unrealis­
tisch zu meinen, ein Idealbild einer liberalen Gesellschaft -  oder was 
Hayek auch als umfassende Rechtfertigung einer »konsequenten liberalen 
Lebensanschauung« konzipierte -  könne Mitte des 20. Jahrhunderts 
dazu beitragen, dem Liberalismus wieder neue ideenpolitische Impulse 
zu verleihen. Utopisch war jedoch das von Hayek entworfene statische 
Verfassungsbild: Eine entpolitisierte Gesellschaft stand hier einem Staat 
in Form einer angeblich ebenso entpolitisierten Bürokratie gegenüber;
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dieses Bild einer strikten Trennung von Staat und Gesellschaft hatte mehr 
mit monarchischen Idealen des 19. Jahrhunderts in Deutschland als mit 
britischer Verfassungstradition zu tun (wo es bis Ende des 20. Jahrhun­
derts bekanntlich ein allmächtiges Parlament gab).26

Und Hayek heute?

Zumindest Briten und Amerikaner (letztlich aber vielleicht wir alle) leben 
in einer Welt, die von Hayek mitgeprägt wurde. Man kann sich streiten, 
ob er wirklich so viel Einfluss auf Frau Thatcher ausübte, wie manche 
neoliberalen Denker (und Propagandisten) dies dargestellt haben. Dass er 
sie sehr schätzte, dass sie ihn schätzte, dass er sie vor allem beim Kampf 
gegen die mächtigen britischen Gewerkschaften immer wieder mit Le­
serbriefen in der Times geradezu anfeuerte -  all dies lässt sich allerdings 
nicht leugnen,27 ebenso wenig wie die Tatsache, dass Großbritannien nach 
Thatcher um vieles zentralisierter, ja etatistischer war als zuvor. Sicher, 
der Staat hatte Unternehmen abgestoßen und z. T. auch die Steuern ge­
senkt, aber die Staatsquote blieb auf ähnlichem Niveau, und -  dies ist 
entscheidend -  der Staat regulierte und überwachte immer mehr Be­
reiche, welche vor dem Thatcherismus viele (zum Teil aus feudalen Zeiten 
stammende) Freiheiten genossen hatten. Die Universitäten sind ein be­
zeichnendes Beispiel; hier wurden vom Staat künstlich »Märkte« geschaf­
fen, und damit einher gingen stetig wachsende Evaluationsbürokratien. 
Ähnliches geschah im Gesundheitswesen, wo man immer von Neuem 
Märkte simulierte und ständig neue Verwaltungseinheiten einrichtete (vor 
allem sogenannte »quangos«, die in einem Niemandsland zwischen Staat 
und Privatwirtschaft agieren).

Hier zeigte sich denn auch ein Grundwiderspruch des Thatcherismus, 
der eine Spannung zwischen verschiedenen neoliberalen Denkrichtungen 
widerspiegelt. Sehr vereinfachend gesagt: Für die einen war es eine Hoff­
nung (und eine Art Wette), dass Marktdisziplin die Menschen moralischer 
(primär im Sinne von: verantwortungsbewusster) machen würde. So sagte 
Margaret Thatcher in einem Interview mit der Sunday Times 1981: »Die 
Ökonomie ist die Methode; das Ziel ist, die Seele zu ändern.«28 Für die 
anderen galt: Markt und die Hoffnung auf Moral sind gut; Kontrolle 
(durch den Staat) ist besser. Erstere müssen sich wohl als empirisch wi­
derlegt sehen; letztere haben aus dem einst bekannt liberalen Großbritan­
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nien einen law and order- und Überwachungsstaat gemacht, wie es sich 
frühere Generationen nicht hätten träumen lassen. Und diese Kombina­
tion -  starker Staat und freie Wirtschaft (und nicht viel »Gesellschaft« 
dazwischen) -  lässt sich durchaus auf Hayek zurückführen.29

Bei der Finanzkrise an sich ist Hayeks Einfluss weniger offensichtlich: 
Viel eher stößt man hier auf Hayeks Mentor Mises und dessen von keinen 
Selbstzweifeln angekränkeltes Bekenntnis zum Laissez-Faire (was ihn zu­
mindest bis in die siebziger Jahre von Neoliberalen im eigentlich Sinne 
unterschied, denn letztere wollten ja gerade einen neuen Liberalismus 
jenseits von Laissez-Faire); Verantwortung lastet sicher auch auf der Chi- 
cagoer Schule und, nicht zuletzt, auf den radikal-libertären, oftmals von 
Ayn Rand inspirierten Zirkeln in den USA, in denen sich beispielsweise 
auch der junge Alan Greenspan bewegte.

Doch lässt sich auch mit Hayek gegen Hayek denken. Insbesonde­
re zwei Grundintentionen seines Denkens können weiterhin fruchtbar 
gemacht werden: Zum einen wetterte Hayek immer wieder gegen die 
»Anmaßung von Wissen«, wo es keine Gewissheit geben konnte (seine 
Rede bei der Verleihung des Nobelpreises, die seine Ideen zusammen­
fassen sollte, trug dann auch den Titel »The Pretense of Knowledge«). 
Dieses Argument war seinerzeit vor allem gegen die Planungsenthusiasten 
auf der westlichen Linken gerichtet. Aber es lässt sich auch anwenden 
auf Marktakteure, welche mittels Risikokalkulationen (und immer wie­
der neuem re-packaging solcher Risiken) ein Wissen oder eine Gewiss­
heit Vortäuschen, die es so nicht geben kann. Der Markt war für Hayek 
ein Prozess der Entdeckung von weit verstreuten Informationen, keine 
Veranstaltung, um mit immer komplizierteren Finanzinstrumenten Inve- 
stitions- und Verdienstmöglichkeiten zu schaffen, die mit realen lokalen 
Gegebenheiten (wie der Fähigkeit, über längere Zeiträume eine Hypothek 
zu bedienen) rein gar nichts mehr zu tun haben. Im Übrigen stand Hayek 
der Mathematisierung der Volkswirtschaftslehre sehr kritisch gegenüber. 
Und prinzipiell konnten auch private Wirtschaftsakteure dem »szienti- 
stischen« Hochmut und Steuerbarkeitsglauben verfallen, die Hayek vor 
allem bei Bürokraten und linken Sozialwissenschaftlern geißelte. (All die­
se Überlegungen basieren natürlich auf der Annahme, dass die Finanz­
krise nicht einfach Resultat von Betrug oder Interessenkonflikten -  wie 
bei den Ratingagenturen -  war; wir warten darauf, was die Zeithistoriker 
uns sagen werden.)
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Zum anderen war eine von Hayeks Grundintentionen, Willkürherr­
schaft so weit wie möglich einzudämmen. Dass diese auch von Marktak­
teuren (und nicht nur Planern mit Machbarkeitswahn) ausgeübt werden 
kann, sah er zwar durchaus -  aber nur hinsichtlich der Gewerkschaften, 
insbesondere der militanten britischen Gewerkschaften, die seiner An­
sicht nach die Gesellschaft als Ganze erpressten. Dass mächtige Player im 
sogenannten shadow banking System ihren Einfluss auf die Politik nutzen, 
um sich Regulatoren und staatliche Aufsicht vom Leibe zu halten, ist aus 
einer von Hayek inspirierten Sicht jedoch nicht weniger problematisch.30

Dies ist keine Zeit für liberale Utopien. Doch die normativen Grundin­
tuitionen und -intentionen Hayeks sind keineswegs erledigt (die von ihm 
vorgeschlagenen Blaupausen für Institutionen vielleicht schon eher). So­
zialliberale (eine im deutschsprachigen Raum vielleicht aussterbende po­
litische Spezies) werden sich Hayeks Herausforderungen stellen müssen. 
Wer Demokratie und Rechtsstaat theoretisch konsequent zusammenden­
ken will, muss sich mit Hayek auseinandersetzen. Der Old Whig ist nicht 
veraltet.
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JEDE NATION IST EINE LÜGE 
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Nun, da die Last des Totalitarismus abgeschüttelt ist, sollten die freien Ge­
sellschaften sich auf die Vervollkommnung des demokratischen Systems 
konzentrieren und die Mängel korrigieren, die ihm noch anhaften oder 
die es hat wuchern lassen -  Mängel, die, wenn sie nicht behoben werden, 
das System erstarren lassen und seiner Substanz berauben. Unter diesen 
Auswüchsen stehen an erster Stelle Korruption, Klientelismus und Ge­
schäfte, die im Schatten der Macht zustande kommen. Skandale dieser 
Art haben in den letzten Jahren mit alarmierender Regelmäßigkeit fast 
alle großen westlichen Demokratien erschüttert -  Italien stellt hier den 
Extremfall dar. Dies ist eine Entwicklung, die drastische Antworten und 
exemplarische Sanktionen verlangt, denn nichts demoralisiert und lähmt 
den bürgerlichen Gemeinsinn einer Nation so sehr wie der Misskredit, 
der die gesamte politische Klasse in den Verdacht geraten lässt, sie, der das 
Vertrauen des Volkes gegolten hat, könne straflos gegen das Gesetz ver­
stoßen. Dieser Verdacht erzeugt bei den Bürgern Apathie und Zynismus 
und impft sie geradezu gegen die Teilnahme am öffentlichen Leben, ohne 
die es keine wirkliche Demokratie gibt. Die Wahlenthaltung, die in eini­
gen modernen Gesellschaften bisweilen von der Hälfte der Wählerschaft 
geübt wird, ist ein gravierendes Symptom dieser Krankheit.

Ein weiteres ernstes Problem ist die in den freien Gesellschaften 
wachsende Kluft zwischen denen, die viel besitzen, und denen, die wenig 
oder nichts besitzen. Diese ökonomische Ungleichheit ist nur in Zeiten 
des Überflusses, wenn der allgemeine Wohlstand die unterprivilegierten 
Schichten erreicht und allen ein anständiges Einkommen und eine wür­
dige Existenz garantiert, kein Hindernis für den sozialen Konsens, auf den 
eine Demokratie angewiesen ist. In Krisenzeiten jedoch, wie wir sie heute 
erleben, wenn es gilt, Opfer zu bringen, die sich in hohen Arbeitslosen­
raten, Ungewissheit angesichts der Zukunft und täglicher Existenzangst 
äußern, erzeugen diese Unterschiede in der Verteilung des Reichtums, die
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eine unvermeidliche Begleiterscheinung des Marktes sind, Ablehnung, 
Empörung und die Abkehr des Volkes vom System, das als durch und 
durch diskriminierend, als ein System der Privilegien und Pfründe wahr­
genommen wird.

Dieses Problem ist schwer zu lösen, denn es entsteht aus zwei »wider­
sprüchlichen Werten«, wie Isaiah Berlin sie genannt hat, Freiheit und 
Gleichheit, beides erhabene menschliche Ziele, die jedoch insgeheim all­
ergisch aufeinander reagieren. Schafft man die Freiheit zu Gunsten der 
Gleichheit ab, so ist das Ergebnis eine sehr relative, illusorische Gleich­
heit, wie die Millionen von Männern und Frauen beweisen, die im Gulag 
geopfert wurden -  eine Gleichheit, unter deren Regime es unmöglich ist, 
Reichtum zu schaffen, und die über kurz oder lang -  man denke nur an 
die verödeten Industriekomplexe in Ostdeutschland und in Russland, an 
die ökonomische Prähistorie, in der Albanien dahinvegetiert, oder an die 
Kubaner, die vom Traktor auf Esel und Maultier und vom Autobus auf 
das Fahrrad zurückgefallen sind -  die ganze Gesellschaft (mit Ausnahme 
einer geschützten Nomenklatur) zu Mangel, bloßem Überleben und bis­
weilen nicht einmal dazu verurteilt.

Die Umverteilung des Reichtums, ein Prinzip, das die liberale Demo­
kratie noch vor dem Sozialismus sanktioniert hat, darf nicht über das Maß 
hinausgehen, das unerlässlich ist, um dem gesamten Gesellschaftskörper 
ein angemessenes Existenzniveau zu sichern, ohne das die menschliche 
Würde verletzt wird; sie darf jedoch auch nicht jene Grenze überschrei­
ten, jenseits derer die unternehmerische Initiative, die Investitionsbereit­
schaft, die Kreativität, also die Quellen von Fortschritt und Wohlstand, 
versiegen, weil der staatliche Interventionismus sie zugrunde richtet und 
abwürgt. Dieses Gleichgewicht ist schwer zu erreichen; es ist eine Glei­
chung, die ständig neu formuliert, bei der jedes Mal das Wünschbare mit 
dem Machbaren vereinbart werden muss, ein Balanceakt, der erfahrene 
Äquilibristen erfordert, das heißt Regierungen, die ebenso integer wie effi­
zient und phantasievoll sind. Wesentlich dabei ist, dass die ökonomischen 
Rechte des Bürgers jederzeit genauso respektiert werden wie seine staats­
bürgerlichen und politischen Rechte und alle Bürger stets sicheren Zu­
gang zum Markt besitzen, so dass die ganze Gesellschaft die Gewissheit, 
den ständigen Beweis vor Augen hat, dass der wirtschaftliche Erfolg einer 
Person oder eines Unternehmens immer und ausschließlich aus Talent 
und Anstrengung, aus einem ehrbaren Sieg in einem ehrlichen Wettstreit
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resultiert und nicht aus dem Privileg einer Monopolstellung oder einer 
politischen Pfründe.

Diese soziale Mobilität, das heißt die allen offenstehende Möglichkeit, 
je nach Einsatz und Erfindungskraft auf der Erfolgsleiter nach oben zu 
steigen -  oder die Gefahr, je nach Trägheit und Unfähigkeit abzustei­
gen -, ist der Grundpfeiler der sozialen Gerechtigkeit in einer Demokra­
tie. Wird diese Mobilität eingeschränkt oder aufgehoben, weil der Mer­
kantilismus, diese Verschwörung ökonomischer und politischer Eliten 
zwecks gegenseitiger Begünstigung, den Markt untergräbt und den freien 
Wettbewerb durch Günstlingswirtschaft ersetzt, zeigt ein demokratisches 
System Verfallserscheinungen und kann sich desintegrieren.

Korruption, Merkantilismus, staatsbürgerliche Passivität sind indes 
Gefahren, welche die demokratischen Gesellschaften seit den Anfängen 
ihrer Geschichte begleiten und es gleichwohl nicht vermocht haben, sie 
zu zerstören; ebenso wenig haben sie sie daran gehindert, sich immer wie­
der zu erneuern, vor allem in Zeiten, da ihnen mächtige Feinde wie der 
Faschismus und der Kommunismus entstanden und sie in einer blutigen 
Orgie in den Untergang trieben. Die heutigen Überlebenden -  oder 
Wiederauferstandenen -  dieser Doktrinen lassen sich überhaupt nicht 
vergleichen mit der Herausforderung, die ein Hitler oder ein Stalin zu 
ihrer Zeit für die Kultur der Freiheit darstellten. Damit soll nicht das 
destruktive Potential fanatischer maoistischer Sekten wie Sendero Lumi- 
noso und anderer linksextremer Terrorgruppen oder das verbrecherische 
Vorgehen von mit Hakenkreuzen tätowierten Skinheads gegen Ausländer 
bagatellisiert werden; es soll auch nicht die Gefahr heruntergespielt wer­
den, die darin liegt, dass die fremdenfeindliche und rassistische Agitation 
rechtsextremer Parteien wie der Nationalen Front in Frankreich und der 
sogenannten Freiheitlichen Partei Österreichs in relativ umfangreichen 
Bevölkerungsteilen Resonanz gefunden hat. Es handelt sich zweifellos 
um beunruhigende Erscheinungen, doch wurden sie bislang von Wahl­
mehrheiten neutralisiert, die immer wieder ihre klare Ablehnung dieser 
antidemokratischen Bewegungen zum Ausdruck gebracht haben.

Die wirkliche Gefahr, der sich die Kultur der Freiheit am Ende dieses Jahr­
tausends gegenübersieht, ist der Nationalismus. Der Frage, was er ist und was 
er bedeutet, möchte ich den zweiten Teil meiner Ausführungen widmen.
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Geschichtsbewusstsein und Regionalismus, Verteidigung der eigenen Tra­
dition, Sprache und Sitten einerseits, ideologische Maske des Chauvinis­
mus, Maske für Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und religiöse Dogma­
tik andererseits, wird der Nationalismus zweifellos die politische Kraft 
sein -  er ist es bereits im auseinandergebrochenen Ex-Jugoslawien -, die 
sich der Internationalisierung des Lebens und der Wirtschaft in den näch­
sten Jahren widersetzen wird, wie sie die Entwicklung der Industriegesell­
schaft und der demokratischen Kultur mit sich gebracht hat.

Wie und wo ist diese Ideologie entstanden, die im Wettstreit mit der 
religiösen Intoleranz und den revolutionären Utopien die schlimmsten 
Kriege und Katastrophen der Geschichte ausgelöst hat? Isaiah Berlin zu­
folge entstand sie als ursprünglich positive Antwort auf die utopischen 
Träume von einer vollkommenen Gesellschaft, die in einem fernen Gol­
denen Zeitalter existiert haben soll oder kraft Vernunft und Wissenschaft 
in der Zukunft errichtet werden wird, eine der hartnäckigsten Konstanten 
in der Geschichte des Okzidents.2

Ein neapolitanischer Philosoph und Historiker revolutionierte im 18. 
Jahrhundert den Glauben, dem zu Folge Rom und Griechenland ein un­
verrückbares Paradigma der menschlichen Entwicklung darstellen, dem 
sich sämtliche vorherigen Kulturen angenähert hatten, in dem Maße, wie 
sie Aberglauben und Barbarei hinter sich ließen, und an dem sich nach 
dem Zerfall des Römischen Reiches all jene gesellschaftlichen Formen zu 
messen hatten, die als Verfallserscheinungen aus seinen Trümmern her­
vorgegangen waren. In seiner Scienza nuova widerspricht Giambattista 
Vico dieser Auffassung. Ihm zufolge ist Geschichte Bewegung: Jeder 
Epoche entspricht eine bestimmte einheitliche Form von Gesellschaft, 
Denkweise, Anschauungen und Sitten, Religion und Moral, die man nur in 
ihren eigenen Kategorien ganz erfassen kann. Dazu muss man sich über die 
dokumentarische und archäologische Forschung hinaus jener Mischung 
aus Sympathie und Imagination bedienen, die Vico vom echten Histo­
riker verlangt und als fantasia bezeichnet. Damit versetzte er der ethno- 
zentrischen Sicht der menschlichen Entwicklung einen ernsthaften Schlag 
und legte die Grundlagen für eine relativistische, plurale Auffassung, in 
der sämtliche Kulturen, Rassen und Gesellschaften gleich viel gelten.

Die eigentliche Wiege des modernen Nationalismus ist jedoch das 
Deutschland des 18. Jahrhunderts und sein geistiger Vater Johann Gott­
fried Herder. Die Utopie, gegen die er reagiert, ist nicht die einer fernen
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Welt, sondern von mitreißender Aktualität: Es ist die Französische Revo­
lution, Tochter derphilosophes und der Guillotine, deren Armeen auf dem 
gesamten Kontinent vorrücken und ihn unter dem Gewicht einheitlicher 
Gesetze, Ideen und Werte nivellieren und integrieren, die ihre Überle­
genheit und Allgemeingültigkeit verkünden, Fahnenträger einer Gesell­
schaftsform, die bald den gesamten Planeten umfassen wird. Gegen diese 
Perspektive einer einförmigen Welt, die Französisch spräche und nach den 
kalten, abstrakten Prinzipien des Rationalismus organisiert wäre, errich­
tet Herder seine kleine Festung aus Blut, Boden und Sprache: das Volk.

Seine Verteidigung des Besonderen, der lokalen Sitten und Traditionen, 
des Rechts eines jeden Volkes auf die Anerkennung seiner Eigenart und 
die Achtung seiner Identität hat etwas Positives, ist weder rassistisch 
noch diskriminierend -  wie es diese Ideen später zum Beispiel bei einem 
Fichte sein sollten -  und kann als eine sehr humane und fortschrittliche 
Geltendmachung der kleinen, schwachen Gesellschaften gegenüber den 
mächtigen, von imperialen Gelüsten beherrschten Nationen interpretiert 
werden. Im übrigen ist der Nationalismus Herders ökumenisch, sein Ideal 
das einer unterschiedlichen Welt, in der alle sprachlichen, folkloristischen 
und ethnischen Ausdrucksformen der Menschheit wie in einem kultu­
rellen Mosaik ohne Hierarchien und Vorurteile nebeneinander existieren.

Diese leidenschaftslosen, positiven Ideen laden sich jedoch mit Gewalt 
auf, wenn sie auf einen Boden fallen, den Ressentiment und verletzter 
Nationalstolz fruchtbar gemacht haben, vor allem, wenn der romantische 
Rationalismus sie übersteigert. Isaiah Berlin zufolge ist die Romantik eine 
verspätete Rebellion gegen die Demütigungen, welche die Armeen Riche- 
lieus und Ludwig XIV. dem deutschen Volk zufügten, dessen protestan­
tische Wiedergeburt im Norden durch ihr Eingreifen behindert wurde. 
Andererseits erzeugten die Modernisierungsbestrebungen Friedrichs des 
Großen, der zu diesem Zweck französische Beamte nach Preußen holte, 
in der einheimischen Bevölkerung Feindseligkeit gegenüber dem herab­
lassenden, hochmütigen Frankreich, das sich selbst als Maßstab für Intel­
ligenz und guten Geschmack betrachtete, und Abwehr gegen alles, was 
aus diesem Land kam, insbesondere gegen die Ideen der Aufklärung.

Mit ihrer Verherrlichung des Individuums, des historisch Gewachsenen 
und des Eigenen im Widerstreit zur universalistischen und zeitlosen Phi­
losophie der Aufklärung gab die Bewegung der Romantik dem Natio­
nalismus einen ungeheuren Auftrieb. Sie verlieh ihm farbige, erhebende
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Bilder, versah ihn mit einer fieberhaften Rhetorik und brachte ihn durch 
Dramen, Gedichte und Romane, welche aus dem Malerischsten und Emo­
tionalsten der lokalen Traditionen schöpften, der großen Öffentlichkeit 
nahe. Von dieser Bejahung des Eigenen sollte man später zur Ablehnung 
und Verachtung des Fremden übergehen. Von der Verteidigung der deut­
schen Besonderheit zur Überlegenheit des deutschen -  oder russischen 
oder französischen oder angelsächsischen -  Volkes und zu einer histo­
rischen Mission, die ihm angeblich aus rassischen, religiösen, politischen 
Gründen zufiel und angesichts derer die übrigen Völker der Welt keine 
andere Wahl hatten, als zu resignieren oder bestraft zu werden, wenn sie 
sich ihr widersetzten. Das ist der Weg, der zu den großen Katastrophen 
von 1914 und 1939 führen wird. Und es ist auch der Weg, der auf der an­
deren Seite des Atlantiks die hispanoamerikanischen Länder an der absur­
den kolonialen Balkanisierung festhalten lassen sollte und sie dazu brach­
te, ihr Blut in inneren Kriegen zu vergießen, um Grenzen zu erhalten oder 
zu verändern, die ohnehin völlig künstlich waren und jeder ethnischen, 
geographischen oder traditionellen Grundlage entbehrten.

Die These, der zu Folge der Nationalismus eine Doktrin oder ein 
Seelenzustand oder beides ist und als Reaktion auf die Utopie der uni­
versalen, vollkommenen Gesellschaft entstanden ist, muss dahingehend 
ergänzt werden, dass der Nationalismus ebenfalls eine Utopie ist. Nicht 
weniger irreal oder künstlich als jene, die eine klassenlose Gesellschaft, die 
Republik der Gerechten, der reinen Rasse oder der geoffenbarten Wahr­
heit im Sinne haben.

Ein Beleg dafür ist eine seiner jüngsten und subtilsten Versionen, die 
des britischen Professors Roger Scruton, der den Nationalismus mit Ar­
gumenten verteidigt, die ausgefeilter sind als man sie gewöhnlich aus dem 
Mund seiner Verfechter zu hören bekommt? Ihm zufolge resultiert die 
Nation aus einem Gemeinschaftsgefühl, das dem Stammesgefühl gleicht, 
jener Brüderlichkeit der ersten Person Plural, des »Wir«, das die Toten 
und die noch Ungeborenen als vollberechtigte Mitglieder in die Gesell­
schaft der Lebenden einbezieht. Gemeinsame Sprache und Religion so­
wie das Territorium, das geteilt wird, begründen das Nationalgefühl. Be­
reichert und »unsterblich gemacht« wird es jedoch von der Schrift, wenn 
sie wie das Lateinische, das Hebräische, das Arabische und das Englische, 
in das die Bibel von König James I. übertragen wurde, in repräsentativen 
religiösen Texten Gestalt annimmt, mittels derer die Lebenden in einen
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Dialog mit ihren Vorfahren und ihren Nachkommen eintreten. Eine Ge­
meinschaft, die auf solchen Fundamenten ruht, emanzipiert sich von der 
Geschichte, erlangt eine metaphysische Dauer, welche der Staatsbildung 
vorausgeht und tiefer reicht als diese moderne Erscheinung, die -  aller­
dings nur in besonderen Fällen -  wie angegossen auf die Nation passt.

Es gibt noch mehr Mörtel, mit dem sich diese Struktur im Fall von 
Europa konsolidieren lässt, Scruton zu Folge. Europas Nationen erbten 
die größte Leistung des Römischen Reiches, ein System von Gesetzen für 
die Konfliktlösung, das universal und von der Willkür der Regierenden 
unabhängig war. Dieses Erbe erwies sich als besonders fruchtbar in Groß­
britannien, wo es, laut Scruton, »eine Schwerkraft territorialer Jurisdikti­
onen« geschaffen hat, in deren Schutz Konflikte beigelegt, Verträge lega­
lisiert, die Institutionen gestärkt und eine Sicherheit und Freiheit gelebt 
werden, die starke solidarische Bande zwischen den Angehörigen des na­
tionalen »Wir« knüpfen, ein Instinkt, der bewirkt, dass man sich anders 
als die übrigen, als »die anderen« weiß und fühlt.

Vermutlich wird es Professor Scruton kalt lassen, dass sein ausgeklügel­
ter Begriffsapparat sich nur auf eine Nation -  Großbritannien -  anwen­
den lässt und alle übrigen zu Ausnahmen werden. Seine These erscheint 
mir als ein schöner Sophismus, eine intellektuelle Schöpfung, die wie alle 
Fiktionen in Scherben fällt, wenn sie an der Wirklichkeit gemessen wird. 
Ich habe nichts gegen Fiktionen, ich verbringe mein Leben damit, solche 
zu schreiben und bin überzeugt, dass das Leben der meisten Menschen 
ohne sie unerträglich wäre. Es gibt jedoch nützliche und schädliche Fik­
tionen; Fiktionen, die die menschliche Erfahrung bereichern, und solche, 
die sie verarmen und die eine Quelle von Gewalt sind. Des Blutes wegen, 
das sie im Lauf der Geschichte hat fließen lassen, der Art wegen, in der sie 
dazu beigetragen hat, Vorurteile, Rassismus, Fremdenfeindlichkeit, Kom- 
munikationslosigkeit zwischen den Völkern und Kulturen zu verstärken, 
der Alibis wegen, die sie dem Autoritarismus, dem Totalitarismus, dem 
Kolonialismus, dem religiös oder ethnisch motivierten Völkermord ge­
liefert hat, erscheint mir die Nation als ein uraltes Beispiel für unheilvolle 
Phantasie.

Eine Nation ist eine politische Fiktion, die -  fast immer gewalt­
sam -  einer sozialen und geographischen Realität zum Nutzen einer 
Minderheit übergestülpt wurde und durch ein vereinheitlichendes Sy­
stem aufrechterhalten wird, das bisweilen mit sanfter, bisweilen mit harter
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Hand Homogenität erzwingt, wo zuvor Heterogenität existierte, und oft 
unüberwindliche Barrieren für die Entwicklung religiöser, kultureller oder 
ethnischer Unterschiede errichtet. Die zivilisierte Welt ist zu Recht über 
ethnische »Säuberungen« von Serben gegen Bosnier und zwischen Kro­
aten und Serben empört, aber die Wirklichkeit lehrt, dass die Geschich­
te aller Nationen nur so wimmelt von Gewalttaten dieser Art, denen die 
patriotische Geschichte -  eine weitere Fiktion -  später dann zu einem 
anderen Gewand verhilft. Dies ist nicht nur in den jüngsten, sondern auch 
in den ältesten und achtbarsten »imaginierten Gemeinschaften« gesche­
hen, wie der kluge Benedict Anderson sie nennt, in jenen Nationen, die 
aufgrund ihrer Langlebigkeit und ihrer Kraft mit der Fraglosigkeit eines 
Baumes oder eines Unwetters entstanden zu sein scheinen.

Die Idee selbst der Nation ist trügerisch, wenn man diese als etwas H o­
mogenes und Dauerhaftes auffasst, als eine menschliche Gesamtheit, in 
der Sprache, Tradition, Gewohnheiten, Umgangsformen, Anschauungs­
weisen und Werte eine kollektive Persönlichkeit gestalten, die sich deut­
lich von der anderer Völker unterscheidet. In diesem Sinne gibt es keine 
Nationen in der Welt, hat es sie nie gegeben. Die Gebilde, die diesem chi­
märischen Modell am nächsten kommen, sind in Wahrheit archaische und 
eher barbarische Gesellschaften, die durch Despotismus und Isolation au­
ßerhalb der Modernität, ja fast außerhalb der Geschichte geblieben sind.

Alle anderen sind kaum mehr als ein Rahmen, in dem unterschiedliche 
und gegensätzliche Formen zu sein, zu sprechen, zu glauben, zu denken 
Zusammenleben. Und diese Formen haben immer mehr mit dem ausge­
übten Beruf, dem praktizierten Glauben zu tun, das heißt mit einer in­
dividuellen Wahl, und immer weniger mit der Tradition und der Familie 
oder dem sprachlichen Milieu, in dem man geboren wurde. Nicht einmal 
die Sprache, vielleicht das genuinste Merkmal gesellschaftlicher Identität, 
liefert heute ein Kriterium, das eins wäre mit dem der Nation. Denn in 
fast allen Nationen werden verschiedene Sprachen gesprochen -  auch 
wenn eine davon die offizielle ist -, und fast alle Sprachen gehen über die 
nationalen Grenzen hinaus und zeichnen ihre eigene Geographie auf die 
Topographie der Welt.

Es gibt keine Nation, die aus der natürlichen, spontanen Entwicklung 
einer ethnischen Gruppe, einer Religion oder einer kulturellen Traditi­
on hervorgegangen wäre. Alle entstanden sie aus der politischen Will­
kür, aus Raub, aus imperialen Intrigen, aus rohen ökonomischen Inte­
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ressen, aus brutaler Gewalt im Zusammenspiel mit dem Zufall, und sie 
alle, auch die ältesten und achtbarsten, errichteten ihre Grenzen auf dem 
Rücken zerstörter oder unterdrückter oder fragmentierter Kulturen und 
gewaltsam -  durch Kriege, religiöse Kämpfe oder bloßen Uberlebens­
trieb -  einverleibter und zusammengewürfelter Völker. Jede Nation ist 
eine Lüge, der Zeit und Geschichte nach und nach einen Anschein von 
Wahrheit verliehen haben, wie den alten Mythen und den klassischen Le­
genden.

Keine Nation ist auf natürliche Weise entstanden. Der brüderliche Zu­
sammenhalt, den einige wenige noch an den Tag legen, lenkt den Blick 
davon ab, dass sich unter den schönenden -  literarischen, historischen, 
künstlerischen -  Fiktionen, auf die sie ihre Identität gründen, erschüt­
ternde Realitäten verbergen. Auch in ihnen wurden erbarmungslos jene 
»Widersprüche und Unterschiede« eliminiert -  Glaubensüberzeugungen, 
Rassen, Sitten und Sprachen, durchaus nicht immer von Minderheiten -, 
welche die Nation, wie der Caligula von Albert Camus, abschaffen muss, 
um sich sicher und vor der Gefahr der Fragmentierung geschützt zu füh­
len. Und nicht nur die zahlreichen afrikanischen und amerikanischen Na­
tionen, die aus den absurden Grenzziehungen hervorgegangen sind, wel­
che diesen Kontinenten von den Kolonialmächten aufgezwungen wurden, 
haben einen so willkürlichen und künstlichen Ursprung wie Jordanien, 
ein Land, das »an einem Samstag Nachmittag, im Frühjahr« von Winston 
Churchill erfunden wurde.

Der Unterschied liegt darin, dass die alten Nationen ernstzunehmender, 
naturwüchsiger und realer erscheinen als die neuen, weil ihnen, wie den 
Religionen, nicht nur eine reiche Literatur, sondern auch die Ströme von 
Blut Gültigkeit zu verleihen scheinen, die sie in eigenen und in fremden 
Reihen vergossen haben. Aber diese Gültigkeit ist eine Fata Morgana. Die 
älteren Nationen erleben trotz ihrer gewaltigen Anstrengungen, diesen 
gemeinsamen Nenner, das schützende und isolierende »Wir« zu schaffen, 
jeden Tag stärker, wie zentrifugale Kräfte diesen Mythos in Frage stellen. 
Dies geschieht in Frankreich, in Spanien, von Italien ganz zu schweigen, 
und selbst in Großbritannien. Und natürlich in den Vereinigten Staaten, 
wo die multikulturelle Entwicklung Konservative wie Allan Bloom und 
Progressive wie Arthur Schlesinger gleichermaßen in Schrecken versetzt, 
sehen sie doch in dieser Blüte unterschiedlicher Kulturen afrikanischen, 
hispanischen und einheimischen Ursprungs eine ernsthafte Bedrohung der
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»Nationalität« (was sie natürlich auch ist). Von wenigen Ausnahmen ab­
gesehen tragen die modernen Gesellschaften eine zunehmende Mischung 
aus »Wir« und »die Anderen« zur Schau, die sich aus sehr unterschied­
lichen rassischen, religiösen, sprachlichen, regionalen, ideologischen Ge­
gebenheiten zusammensetzt und den gemeinsamen geographischen und 
historischen Nenner -  »das Land und die Toten«, Charles Maurras zu 
Folge auf den sich seit der Aufklärung die Idee der Nation gründet, 
reduziert und bisweilen ganz aufhebt.

Ist Großbritannien ein Sonderfall? Hat diese kohärente, kompakte, in­
tegrierte Gesellschaft, dieses Produkt aus Meer, Klima, Gewohnheitsrecht, 
reformierter Religion, Individualismus und Freiheit, das die Schriften von 
Roger Scruton so schön evozieren, jemals existiert? Seit dreißig Jahren 
besuche ich dieses Land häufig und halte mich des längeren in ihm auf 
und beobachte und studiere es mit beharrlicher Hingabe. Aber was Scru­
ton sieht, jenes albionische, metaphysische Vaterland, habe ich nie gese­
hen. Noch viel weniger übrigens jetzt als in jenem Winter 1962, als man 
mir, kaum dass ich den Kanal überquert hatte und in Dover in den Zug 
gestiegen war, eine Tasse Tee mit einem Biskuit überreichte, was meinen 
hartnäckigen Unglauben in Bezug auf Nationalcharaktere auf eine harte 
Probe stellte.

Großbritannien, das sind heute der Österreicher Karl Popper und der 
Lette Isaiah Berlin und die islamischen Fundamentalisten, die in Brighton 
Die satanischen Verse verbrennen und Salman Rushdie umbringen wollen. 
Und es ist auch der Pakistani Rushdie und der indisch-trinidadische V.S. 
Naipaul, der britischste der britischen Schriftsteller, nicht nur auf Grund 
der Eleganz, die sein Englisch kennzeichnet, sondern vor allem weil we­
nige seiner Kollegen sich in den traditionellen Tugenden der englischen 
Literatur -  Ironie, Hintergründigkeit, sanfte Skepsis -  mit ihm messen 
können. Können wir ein »Wir« ernstnehmen, das Roger Scruton, dessen 
politischer Vorschlag für Europa darin besteht, das Habsburgerreich zu 
neuem Leben zu erwecken, mit dem Bergarbeiterführer Arthur Scargill 
vereint, der die Sozialistische Sowjetrepublik Großbritannien errichten 
möchte, und beide mit der buntscheckigen Barbarei der betrunkenen 
Fußballfans, der ich mich ausgesetzt sah, als ich zu einem Spiel des Chel- 
sea Football Club ging?

Der Nationalismus ist eine Form der Unkultur, die alle Kulturen prägt 
und mit allen Ideologien koexistiert, ein vielseitig verwendbares Mittel
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im Dienst von Politikern jeder Couleur. Im 19. Jahrhundert sah es so aus, 
als würde der Sozialismus ihm ein Ende machen, als könnten die Theorie 
des Klassenkampfes, die Revolution und der proletarische Internationa­
lismus die Grenzen abschaffen und die universale Gesellschaft errichten. 
Es war umgekehrt. Stalin und Mao stärkten die nationale Idee bis zum 
Chauvinismus, und heute, nach dem Bankrott des Kommunismus, recht- 
fertigen vorsintflutliche Regime wie Nordkorea, Vietnam und Kuba ihre 
Existenz im Namen des Nationalismus. Sie berufen sich darauf, dass die 
strengen Zensursysteme und die Isolierung, zu der sie ihr Land verurtei­
len, der Verteidigung der von »den anderen« bedrohten nationalen Kultur 
dienen.

Hinter diesen Vorwänden verbirgt sich eine Wahrheit. Alle Nationen, 
die reichen und die armen, die rückschrittlichen und die modernen, sind 
heute weniger stabil und homogen als früher. Es existiert ein Prozess der 
Internationalisierung des Lebens, der sie -  die einen rasch, die anderen 
langsam -  untergräbt, ihre um den Preis von so viel Blut errichteten und 
geschützten Grenzen zum Wanken bringt. Es ist nicht der Sozialismus, 
der diesen heilsamen Frevel begeht. Es ist der Kapitalismus, das heißt ein 
praktisches System -  keine Ideologie -  der Produktion und der Ver­
teilung des Reichtums, dem in einem bestimmten Moment seiner Ent­
wicklung die Grenzen zu Hindernissen für das Wachstum von Märkten, 
Unternehmen und Kapital wurden. So hat das kapitalistische System, 
ohne es laut zu verkünden, ohne sich dessen zu rühmen, ohne seine Ab­
sicht -  die Erzielung von Gewinn -  hinter großen Worten zu verber­
gen, durch die Internationalisierung der Produktion, des Handels und des 
Eigentums die Nationen mit anderen Koordinaten und Abgrenzungen 
überzogen, mit solchen, die Verbindungen und Interessen zwischen den 
Individuen und den Gesellschaften schaffen und die nationale Idee in der 
Praxis immer mehr ad absurdum führen. Dieses System hat Weltmärkte 
und transnationale Unternehmen geschaffen, Aktionäre und Eigentum 
auf Gesellschaften verteilt, die sich bis in alle Winkel der Welt verzweigen, 
und damit die Nationen in ökonomischer Hinsicht eines Großteils der 
Vorrechte beraubt, auf die sie ihre Souveränität gründeten. Dieser Prozess 
hat bereits ungeheure Auswirkungen im kulturellen Bereich und macht 
sich jetzt auch allmählich auf der politischen Ebene bemerkbar, wo die 
Schritte, die hier und da in Richtung auf die Schaffung umfassender über­
nationaler Gebilde getan werden, wie die Europäische Gemeinschaft oder



178 Mario Vargas Llosa

das Nordamerikanische Freihandelsabkommen es sind, sonst unvorstell­
bar gewesen wären.

Diese Entwicklung muss uns willkommen sein. Die Schwächung und 
Auflösung der Nationen innerhalb großer flexibler, ökonomischer und 
politischer Gemeinschaften und unter dem Zeichen der Freiheit wird nicht 
nur zur Entwicklung und zum Wohlstand des Planeten beitragen, indem 
sie die Gefahr kriegerischer Konflikte mindert und Handel und Industrie 
völlig neue Möglichkeiten eröffnet; sie wird auch die Diversifizierung und 
das Entstehen genuiner Kulturen erlauben, von Kulturen, die aus dem Aus­
drucksbedürfnis einer homogenen menschlichen Gruppe heraus entstehen 
und wachsen, obwohl sie keinem politischen Herrschaftswillen dienen. 
Es ist ein Paradox, dass nur die Internationalisierung das Existenzrecht 
dieser kleinen Kulturen garantieren kann, welche die Nation traditions­
gemäß aus dem Weg geräumt hat, um den Mythos ihrer Unangreifbarkeit 
zu befestigen.

Aus dem Spanischen von Elke Wehr

Anmerkungen
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Am Ende der Welt
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Jeff and Amanda

Trona
A poem

Oh Trona 
put me in a coma 
give me a stoma 
let me die

Oh Trona
Please let me die 
not that i seen it
1 have to ask why

Oh Trona so fair
1 do not care
Let the tweekers run free 
on an arson spree

Oh Trona
tear it all down
1 want to drive up north 
to the motel called Clown

Oh Trona
Alkaline flats and all
Crumbling shit 
for a town hall

1 want to drink sour milk 
and forget what 1 saw 
Trona, oh Trona
Armpit of it all

(Comment on "Trona, armpit of America", Satan's Laundromat Photolog 2003, 
www.satanslaundromat.com, posted by Fred on April 8, 2005)

Alle Bilder: Courtesy Tobias Zielony und Koch Oberhuber Wolff, Berlin

http://www.satanslaundromat.com
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